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Tarifrunde beim Bau 

Die IG BAU in Hes¬ 
sen fordert 1,20 Euro 
mehr pro Stunde - 
fürA Ile. 
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Kriegspolitik stoppen 

Etwa 4 000 Menschen pro¬ 
testierten in München ge¬ 
gen die Sicherheitskonfe¬ 
renz. 
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Stoppt die 
Verhandlungen... 

... zum TTIP! - Auszug aus 
dem Referat von Olaf Harms 
auf der 6. PV-Tagung. 
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Gemeinsame Sache mit Brandstiftern 

Wird aus ursprünglich friedlichen Protesten ein bewaffneter Putsch? 





SIKO-Chef Ischinger begrüßt Wladimir Kitschko. 


A uf der Sicherheitskonferenz 
in München wurde der Chef 
der mit Hilfe der Adenauer- 
Stiftung geschaffenen Partei UDAR 
(Schlag) und von den westlichen 
Medien zum „Führer der ukraini¬ 
schen Opposition“ ernannte ehema¬ 
lige Boxweltmeister Klitschko gefei¬ 
ert wie ein Star. Westliche Politiker 
drängten sich, um wenigstens einen 
Händedruck mit ihm zu wechseln 
und die Außenminister der USA und 
Deutschlands, Kerry und Steinmeier, 
führten ausführliche Gespräche mit 
ihm. Welche Ratschläge sie ihm mit 
auf den Rückweg nach Kiew gegeben 
haben, ist nicht bekannt, denn die Ge¬ 
spräche fanden unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit statt. Wurde ihm emp¬ 
fohlen, auf dem Maidan dafür einzu¬ 
treten, endlich die durch Präsident 
Janukowitschs äußerst weitgehenden 
Zugeständnisse gegebene Chance zu 
ergreifen und mit der Räumung der 
besetzten Regierungs- und Verwal¬ 
tungsgebäude zur Entspannung der 
Lage beizutragen, oder hat man ihn 
aufgefordert, den Konflikt weiter an¬ 
zuheizen, um eine „Entscheidungs¬ 
schlacht“ herauszufordern, nach der 
Extremisten auf dem Maidan rufen? 
Wir wissen es nicht und wollen nicht 
darüber spekulieren, sondern uns an 
die Fakten halten. Und die bestehen 
darin, dass Klitschko nach der Rück¬ 
kehr aus München nicht zur Mäßi¬ 
gung, sondern zur „Bildung von Bür¬ 
gerwehren, in jeder Stadt, in jeder 
Straße, in jedem Haus“ aufgerufen 
hat. Und die sollen natürlich nicht 
etwa die Bürger vor Dieben schüt¬ 
zen - derart missverstehen wird den 
„Oppositionsführer“ sicher niemand. 
Vielmehr geht es offenbar darum, 
sich den ukrainischen Sicherheits¬ 
kräften entgegenzustellen, wenn die¬ 
se ihre Pflicht erfüllen und das Cha¬ 
os im Land beenden. Und man wird 
Klitschko auch nicht so interpretie¬ 
ren, dass man sich den Ordnungs¬ 
hütern mit Bitten und guten Worten 


entgegenstellen soll. Die Bilder von 
Vermummten, mit Helmen ausgerüs¬ 
teten und mit Spießen, Äxten, Eisen¬ 
stangen und Brandsätzen bewaffne¬ 
ten „Oppositionellen“ vom Maidan 
und den Angriffen der Sturmtrupps 
auf die Polizei zeigen etwas anderes. 
Nicht vergessen werden sollte auch, 
dass auf dem Maidan bereits dazu 
aufgerufen wurde, dass Besitzer von 
Waffenscheinen sich melden sollen 


und im Fernsehen des Gebiets Lwiw, 
der Hochburg der profaschistischen 
Swoboda (Freiheit), aufgefordert 
wurde, sich zu bewaffnen. 
Ursprünglich friedliche Proteste dro¬ 
hen mehr und mehr in einen bewaff¬ 
neten Putsch hinüberzuwachsen, ein 
Szenario, auf das die profaschistische 
Swoboda und noch unverhülltere na¬ 
zistische Gruppen wie der „Rechte 
Sektor“, die „Gemeinsame Sache“, die 


„UNA-UNSO“ und andere, von An¬ 
fang an generalstabsmäßig hingear¬ 
beitet haben. Wenn sich die Entwick¬ 
lungen in der Ukraine bis zu einem 
bewaffneten Putsch zuspitzen sollten, 
tragen die verantwortungslosen Füh¬ 
rer der „Opposition“ und ihre west¬ 
lichen Einpeitscher dafür die volle 
Verantwortung. 

Willi Gerns 


Thema der Woche 


Faschisten auf 
dem Maidan 

Es ist kennzeichnend für den tat¬ 
sächlichen Charakter der - von EU, 
NATO und der deutschen Regierung 
gestützten - angeblichen Volksbewe¬ 
gung in der Ukraine, dass unter den 
vermummten Angreifern und Beset¬ 
zern von staatlichen Gebäuden vie¬ 
le Nationalisten und vor allem Mit¬ 
glieder faschistischer Organisationen 
und Netzwerke sind und Losungen 
wie „Die Ukraine den Ukrainern“ 
immer lauter werden. 
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Die DKP im Internet 
www.dkp.de/ 

. www.dkp-online.de/ 

• www.unsere-zeit.de/ 

• news.dkp.de 


Endspurt! 
Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Die Formularefürdie Unterschriften¬ 
sammlung können als Datei oderals 
gedrucktes Formular beim Parteivor¬ 
stand bestellt werden oder von der 
Internetseite news.dkp.de herunter¬ 
geladen werden. 



Gegen 

„Deriatisti*!«® 


Demonstration und Kundgebung 
anlässlich des 100. Jahrestages 
des Ersten Weltkriegs 


„kapitalistischen Angriffs- und Erobe¬ 
rungskrieg? 

Der Krieg begann in Aachen, wo die 
deutschen Truppen im August 1914 
losgeschickt wurden. Deutschland 
überfiel Belgien und Luxemburg um 
danach Frankreich anzugreifen. Am 
Ende erfasste der Krieg 38 Länder 
in allen Kontinenten. Das Abschlach¬ 


ten der Men¬ 
schen in un¬ 
vorstellbarer 
Grausamkeit 
wurde de facto 
industriell durchge¬ 
führt, und der Anteil 
an betroffener Zivilbe¬ 
völkerung erreichte nie 
gekannte Ausmaße. 

Bis heute hat sich an 
den wirklichen Gründen für Kriege 
nichts geändert, denn noch immer 
geht es um Rohstoffe und Märkte. 
Krieg ist ein Normalzustand gewor¬ 
den. Wohl aber sind die Begründun¬ 
gen angepasst worden: Nun wird für 
die Menschenrechte, für eine „Vertei¬ 
digung der Demokratie“, manchmal 
sogar für das Recht auf Schulbildung 
gemordet. Die angeblich Begünstigten 


sterben für „unser Recht“ auf billige 
Rohstoffe! 

Nun sollen Einheiten der Bundeswehr 
nach Mali und Kriegsmaterial in die 
Zentralafrikanische Republik verlegt 
werden. Dagegen protestieren wir! 
Die Erinnerung an die Schrecken der 
beiden Weltkriege und an die unge¬ 
zählten weiteren Verbrechen der Herr¬ 
schenden gegen die Völker müssen wir 
heute mit unserem Engagement gegen 
die aktuellen Kriege verbinden. 
Deshalb erinnert die Demonstration 
durch das Aachener Ostviertel nicht 
nur an die Vergangenheit, sondern 
wendet sich gegen die imperialistische 
Kriegspolitik heute. 

Wir rufen alle friedliebenden Men¬ 
schen auf gegen die Kriegspolitik ak¬ 
tiv zu werden. 


Gegen die imperialistischen Kriege! 
Für eine gerechte Weltordnung! 
Keine Militärinterventionen 
in Afrika! 

Für ein Europa des Friedens! 

15. Februar 2014 
Aachen 

Bahnhofsvorplatz 1 12 Uhr 
Zwischenkundgebung Steffensplatz 
Abschlusskundgebung Kennedypark 

Aufrufer: 

Deutsche Kommunistische Partei 
Partei der Arbeit Belgiens 
Neue Kommunistische Partei 
der Niederlande 

Kommunistische Partei Luxemburgs 


V or hundert Jahren mussten sie¬ 
ben Millionen Menschen ihre 
Leben für die Interessen der 
imperialistischen Länder und de¬ 
ren Suche nach Absatzmärkten und 
Rohstoffquellen bezahlen. Karl Lieb¬ 
knecht, Mitbegründer der Kommu¬ 
nistischen Partei Deutschlands, be- 
zeichnete das Verbrechen treffend als 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Nahles klebt Pflästerchen 



Betriebsratswahlen bei VW Braunschweig 

Gewerkschafter kämpfen für ein gutes Wahlergebnis der IG Metall 


Nach offizieller Lesart soll Andrea 
Nahles 4 „Rentenreform 44 dazu dienen 
das „hohe Maß an sozialer Sicherheit 
im Alter auch in Zukunft zu erhalten 44 
Wie bitte? Welche Sicherheit denn? 
Ja, es gibt kleine Verbesserungen, wie 
zum Beispiel die Änderungen bei 
der Erwerbsminderungsrente. Aber 
sonst? Hätten die kapitalistische 
Einheitspartei (gebildet aus SPD/ 
Grüne und CDU/CSU) das Renten¬ 
niveau nicht von 53 auf 43 Prozent bis 
zum Jahr 2030 gesenkt, die Riester-, 
Dämpfungs- und Nachholfaktoren 
nicht in die Rentenformel eingefügt, 
wäre Altersarmut nicht die drohen¬ 
de Perspektive für Hunderttausende. 
Vor Altersarmut schützt nicht, wer 
Müttern jetzt einen lächerlich klei¬ 
nen Kindererziehungs-Aufschlag ge¬ 
währt. 

Wozu eine abschlagsfreie Rente mit 
63 statt die Rücknahme der Herauf¬ 
setzung der Renteneintrittsalter von 
65 auf 67 Jahre, wo doch bekannt ist, 
dass nur ein Drittel der über 59-Jäh¬ 
rigen eine Vollzeitstelle hat. Nahles 
klebt allenfalls Pflästerchen. Doch 
selbst die stehen immer noch unter 
Schäubles Finanzierungsvorbehalt 
bei gleichzeitig starkem Artillerie¬ 
feuer der Unternehmerverbände 
und Co. 

Und jetzt auch das noch: Ex-Kanzler 
Gerhard Schröder hat ein neues Buch 
mit dem vielsagenden Titel „Klare 
Worte 44 , herausgebracht. Darin findet 
sich neben manch anderem Unsinn 
auch ein Verriss der aktuellen Ren¬ 
tenpläne der GroKo. So sei zum Bei¬ 
spiel die geplante Rente mit 63 (wohl¬ 
gemerkt nur nach 45 Beitragsjahren) 
„ein absolut falsches Signal, gerade 
mit Blick auf unsere europäischen 
Partner, von denen wir ja zu Recht 
Strukturreformen einfordern 44 So 


spricht der Ex, unter dessen Führung 
die damalige SPD/Grüne-Koalition 
im Interesse des Kapitals die radi¬ 
kalsten und bislang zerstörerischsten 
Einschnitte in die Sozialsicherungs¬ 
systeme durchgezogen hat. Jetzt 
prophezeit er schon weiteren „Re¬ 
formbedarf 44 : „Und dann stehen wir 
wieder vor Entscheidungen wie zu 
Zeiten der Agenda 2010 44 schreibt er. 
„Dann wird es wieder neue, schmerz¬ 
hafte Rentenreformen geben müssen, 
damit die Rentenbeiträge für die Ar¬ 
beitnehmer und Arbeitgeber bezahl¬ 
bar bleiben. Das sei so sicher wie das 
Amen in der Kirche, so der Genosse 
der Bosse. 

Damit reiht sich Schröder in die vom 
Kapital geschmiedete Falange gegen 
das von Andrea Nahles vorgelegte 
„neue 44 Rentenkonzept ein. 

Doch lassen wir uns davon nicht kirre 
machen. Auch wenn die Rentenpläne 
der Regierung noch so unter rechten 
Beschuss geraten, davon werden sie 
nicht besser und verlieren schon gar 
nicht ihren reaktionären Charakter. 
Eine Rentenreform, die diesen Na¬ 
men verdiente, wäre eine, die allen 
Menschen in unserem Lande eine 
auskömmliche, das heißt den Lebens¬ 
standard sichernde gesetzliche Ren¬ 
te garantiert. Dazu müsste das Ren¬ 
teneintrittsalter wieder auf 65 Jah¬ 
re gesenkt werden, der Riester- und 
Nachhaltigkeitsfaktor gestrichen, das 
Rentenniveau angehoben, die Ries¬ 
terförderung beendet und die ge¬ 
setzliche Rentenversicherung so um¬ 
gestellt werden, dass wirklich alle mit 
Erwerbseinkommen Rentenbeiträge 
zahlen. Also z.B. auch Herr Schrö¬ 
der, der allein für seine Tätigkeit als 
Aufsichtsrat der Gazprom-Tochter 
Nord-Stream 250 000 Euro im Jahr 
einsackt. 


Von Anfang März bis Ende Mai finden 
die Betriebsrats wählen für die Wahlpe¬ 
riode 2014-2018 statt. Am Beispiel eines 
Großbetriebes soll hier dargestellt wer¬ 
den, wie unter Einbeziehung der Ver¬ 
trauensleute und der Belegschaft um 
ein gutes Wahlergebnis für die IGM 
gekämpft wird. Ist dieser Betrieb auch 
nicht repräsentativ, so kann das Vorge¬ 
hen aber durchaus Anregungen für an¬ 
dere Betriebe geben. 

Betriebsratswahlkampf mit 
neuer Beteiligungskuitur 

Rechenschaft über die Arbeit und Er¬ 
gebnisse der zurückliegenden Amtszeit 
zu geben, war für den Betriebsrat bei 
VW in Braunschweig schon lange Ver¬ 
pflichtung. Anfangs in kleinen Broschü¬ 
ren als Selbsteinschätzung, dann unter 
Einbeziehung von Statements von Ver¬ 
trauensleuten oder aktiven Kolleginnen 
und Kollegen. 

Dieses Mal begann der Prozess bereits 
ein Jahr vor dem Wahltermin mit soge¬ 
nannten Zukunftsforen. Ausgangspunkt 
war der Wunsch der Beschäftigten aus 
der Mitbestimmungsbefragung nach er¬ 
höhter Einbeziehung der Belegschaft. 
Ziel war ein gemeinsamer Rückblick 
auf die fünf Handlungsfelder der letzten 
Wahlperiode, sowie die Diskussion der 
Herausforderungen der nächsten Jahre 
unter der Fragestellung: Wie wollen wir 
leben und arbeiten? 

Diese Foren fanden als Vertrauens¬ 
leuteversammlungen in drei Schichten 
statt und wurden mit der IGM-Zeitung 
„Komponente 44 begleitet. Ein Ergebnis 
dieser Foren war, dass die Frage Bil¬ 
dung, vor allem Weiterbildung, wegen 
des erhöhten Stellenwertes als sechs¬ 
tes Handlungsfeld neu aufgenommen 
wurde. (Spitzenreiter in der Diskussion 
waren im Übrigen die Frage der Über¬ 
nahme von Leiharbeitern und die Park¬ 
platzsituation!) Zu jedem der folgenden 
Handlungsfelder wurden Ziele und 
Maßnahmen zur Umsetzung erarbeitet. 

★ Arbeit sichern und schaffen 

★ Einkommen sichern 

★ Sicherheit und Gesundheit 

★ Mitbestimmen - Arbeit und Leben 
gestalten 

★ Arbeit und Familie und 

★ Bildung 

Sie wurden auf einer Vertrauensleute¬ 
konferenz in sogenannten Themenkaf¬ 
fees von den Koordinatoren der Be¬ 
reichsbetriebsräte vorgestellt. Obwohl 
die Zeit, in der die mehr als 300 Vertrau¬ 
ensleute durch diese sechs Themenbe¬ 
reiche „rotierten 44 sehr knapp bemessen 
war, gab es noch viele zusätzliche An¬ 
regungen! Am Ende dieser Veranstal¬ 
tung setzten dann die Mitglieder des 
Betriebsrates, aber auch die Vertrau¬ 
ensleute ihre Unterschrift unter dieses 
Programm. Der symbolische Akt soll¬ 
te klar machen, dass dieses ehrgeizige 
Programm nicht vom Betriebsrat allein 
durchgesetzt werden kann. Dafür be¬ 
darf es des Einsatzes der gesamten Be¬ 
legschaft, und das wird ohne die Ver¬ 
trauensleute nicht gehen. 

Wie entwickelt sich 
unsere Gesellschaft? 

Als Abschluss der Arbeit am Aktions¬ 
programm, gleichzeitig als Auftakt der 
Vertrauensleutewahlen und der „hei¬ 
ßen 44 Wahlkampfphase, gab es nach¬ 
mittags eine Podiumsdiskussion unter 
der Fragestellung: „Wie entwickelt sich 


unsere Gesellschaft? Wie kann Sozial- 
und Gesellschaftspolitik von uns gestal¬ 
tet werden? 44 

Diese Diskussion sollte vermitteln, dass 
nicht alle Probleme im Betrieb zu re¬ 
geln sind, sondern dass der Betrieb Teil 
der Gesellschaft ist und somit außerbe¬ 
triebliches Engagement und ein gesell¬ 
schaftspolitisches Mandat der Gewerk¬ 
schaften unverzichtbar sind. Nicht nur 
ein außergewöhnliches Ereignis, son¬ 
dern auch Bildungsveranstaltung! 
Unter der fachkundigen Moderation 
der IGM-Bezirkssekretärin Garnet 
Alps diskutierten: 

Detlef Wetzel, 1. Vorsitzender der IGM, 
Uwe Fritsch, Betriebsratsvorsitzen¬ 
der VW-BS, Daniela Behrens, Staats¬ 
sekretärin im Arbeitsministerium in 
Niedersachsen und 2. Vorsitzende der 
Landes-SPD (für Sigmar Gabriel einge¬ 
sprungen, der auf einer vorgezogenen 
Regierungsklausur war), Wolf gang Mül- 
ler-Pietralla, Leiter der Abteilung Zu¬ 
kunftsforschung bei VW und Professor 
Dr. Klaus Dörre, Leiter des Instituts für 
Soziologie an der Uni Jena. 

Stressfreie Mobilität und Wohlfühlen 
im Auto, eine größere Rolle von Info- 
tainement, Vernetzung und Assistenz¬ 
systemen auf der einen Seite und ein 
pragmatischeres und wirtschaftliche¬ 
res Verhältnis zum Auto, vor allem 
von Jugendlichen, das seien so Wolf¬ 
gang Müller-Pietralla, die Trends der 
nächsten Jahre. Die Herausforderung 
durch den Klimawandel und die Pro¬ 
bleme der Städte erfordern darüber 
hinaus eine nachhaltigere Mobilität. 
Das heißt u.a.: Autos nach Maß und 
Erfordernissen(auch mehr Elektro¬ 
autos), mehr Menschen teilen sich ein 
Auto (car-sharing), mehr Menschen 
nehmen Menschen mit und Knoten¬ 
punkte unterschiedlicher Verkehrsträ¬ 
ger, die die Wahl des jeweils angemesse¬ 
nen Verkehrsmittels ermöglichen. 
Diese absehbare Reduzierung des Au¬ 
toabsatzes erfordere, so Uwe Fritsch, 
u.a. ein Nachdenken über Konversion. 
Die Größe des Problems führe ihn aber 
dazu, als Interessenvertretung den Weg 
des tarifvertraglich abgesicherten Inno¬ 
vationsfonds 2 mit 20 Millionen jährlich 
weiterzuverfolgen. Er forderte auf, dar¬ 
über nachzudenken, ob es nicht sinnvoll 
sei, für alle Betriebe entlang der auto¬ 
mobilen Wertschöpfungskette ein Pro¬ 
zent vom Umsatz für alternative, nach¬ 
haltige Produkte zu fordern, um die Ar¬ 
beitsplätze auch in Zukunft absichern. 
Daniela Behrens gab einen Überblick 
über prekäre Beschäftigung in Nieder¬ 
sachsen und die Schwierigkeiten, die 
SubSubunternehmer zur Rechenschaft 
zu ziehen. Sie stellte die Maßnahmen 
der Landesregierung vor und bewertete 
den Koalitionsvertrag. Fazit: Wir in Nie¬ 
dersachsen hätten uns mehr gewünscht, 
für uns gilt weiter, dass „Gute Arbeit 44 
heißt, von der eigenen Arbeit auch le¬ 
ben zu können! (Was ohne Abkehr von 
der Agenda-Politik nicht möglich sein 
wird) 

Eine junge Beschäftigte aus einem Au¬ 
tovisionsprojekt (Werkvertrag), nahm 
das zum Anlass zu fragen, was Politik, 
Gewerkschaft und Betriebsrat denn nun 
konkret unternehmen, um ihre Situati¬ 
on zu verbessern. 

Detlef Wetzel nützte die Frage, darauf 
hinzuweisen, dass die IGM bei der Leih¬ 
arbeit zwar große Erfolge erzielt habe, 
aber noch nicht zufrieden sei. Neben ei¬ 


ner Reduzierung der Werkverträge, sei 
eine Mitbestimmung des Betriebsrates 
unerlässlich, ferner eine Umkehr der 
Beweislast und eine Generalunterneh¬ 
merhaftung. Der Widerstand der Unter¬ 
nehmer dagegen sei riesig und die Be¬ 
stimmungen im Koaltionsvertrag unzu¬ 
reichend. 

Kampf gegen Hartz IV 
aufnehmen 

Prof. Klaus Dörre machte deutlich, wie 
wichtig es sei, dass Gewerkschaften den 
Kampf gegen Hartz IV, den Niedriglohn 
und prekäre Arbeit aufnähmen. Er be¬ 
tonte, dass der Niedriglohn sich bereits 
in den Kernbereich der Industriearbeit 
fresse und die Tatsache, dass Hartz IV 
unterhalb der Akzeptanzschwelle in 
der Gesellschaft liege, dazu führe, dass 
die Konzessionsbereitschaft der Noch¬ 
beschäftigten steige. Sie begreifen die 
Tatsache, einen Job zu haben, als Pri¬ 
vileg, das unbedingt verteidigt werden 
muss. Ergebnis sei häufig eine exklu¬ 
sive Solidarität und Vorbehalte gegen 
Arbeitslose. Rassismus und Chauvinis¬ 
mus fielen auf fruchtbaren Boden. So 
sei Solidarität mit Leiharbeitern, über 
Werksgrenzen oder gar europaweit ex¬ 
trem schwierig zu organisieren. Dabei 
reiche es nicht, sich nur auf Deutschland 
zu konzentrieren und die Peripherie Eu¬ 
ropas kaputtzusparen. Nötig sei ein eu¬ 
ropäisches Projekt von unten! 

Die Diskussion wurde durch zwei Bei¬ 
träge von Beschäftigten einem Ange¬ 
stellten in der Entwicklung und einem 
Schichtarbeiter in der Fertigung auf die 
Probleme bei VW BS zurückgeführt. 
Nachdrücklich wurde „Gute Arbeit 44 
auch im Angestelltenbereich gefordert 
und Aktivitäten der IGM zum Thema 
Arbeitsbelastungen angemahnt. Die 
Vertreterin der Politik wurde nach Be¬ 
mühungen zur Fachkräftesicherung und 
Eindämmung psychischer Belastungen 
gefragt. 

Der im 3-Schicht-Betrieb tätige Kollege, 
„schon alle Schichtmodelle wie 21 und 
18 Schichten, kurz- und langzyklische 
durch 44 wollte vom Betriebsrat wissen, 
wann endlich die Belastungen reduziert 
würden und stellte die Forderung an Po- 
litk und Gewerkschaften, die Rente mit 
67 rückgängig zu machen und stattdes- 
sen flexible Übergänge in den Ruhe¬ 
stand zu beschließen. 

Wie ein roter Faden zog sich die wach¬ 
sende Bedeutung und auch die Wert¬ 
schätzung der Vertrauensleute durch 
die gesamte Veranstaltung. Weder in 
der Diskussion noch in diesem Artikel 
konnten alle Themen und Antworten 
erfasst werden. Deutlich geworden ist 
aber, dass Beschäftigte durchaus Inter¬ 
esse an Politik haben und ihre Interes¬ 
sen artikulieren, wenn man ihnen Raum 
dafür bietet. Der Betriebsrat und die 
Vertrauensleute der IG Metall fordern 
in ihren Wahlzielen neben der konkre¬ 
ten Verbesserung der Arbeitsbedin¬ 
gungen jedenfalls auch: „Gemeinsam 
die Interessen der Beschäftigten in Be¬ 
trieb und Gesellschaft zur Geltung zu 
bringen 44 und „Gesellschaftspolitische 
Aktivitäten zur Umsetzung unserer ge¬ 
werkschaftlichen Ziele ausbauen 44 . Ich 
bin jedenfalls davon überzeugt, dass das 
Wahlergebnis der IGM entsprechend 
gut ausfällt und dem Management und 
auch der Politik zeigt, dass mit dieser 
Belegschaft zu rechnen ist! 

Ulrike Schmitz 


An den Betriebsrat 

der Schalker Eisenhütte Maschinenfabrik GmbH 
Magdeburger Straße 37,45881 Gelsenkirchen 
1. Februar 2014 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

mit Entsetzen und großer Empörung nimmt die DKP Kreisorganisation Gelsenkirchen den Be¬ 
schluss der Eickhoff Geschäftsführung in Bochum zur Kenntnis, Ende April 2014 die Schalker 
Eisenhütte an der Magdeburger Straße nun doch zu schließen. 

Obwohl ihr seit Jahren Euren Beitrag zur Standortsicherung des Schalker Werkes geleistet habt, 
(Lohnverzicht und Lohnkürzungen gehörten wohl auch dazu) sollt Ihr die Fehler und Fehlein¬ 
schätzungen Eures Managements mit dem Verlust Eurer Existenzbasis, mit Euren Arbeitsplätzen 
bezahlen. 

Eure Arbeit, Euer Fleiß, Euer Engagement und Eure Innovation haben maßgeblich dazu beige¬ 
tragen, dass der Name der Schalker Eisenhütte weit über die Grenzen Gelsenkirchens hinaus, 
einen hervorragenden Ruf besitzt. 

Der 1. Bevollmächtigte der IG Metall Sadowski stellte am 11. Januar 2014 in der WAZ Gelsen¬ 
kirchen fest, „dass die Arbeitslosenquote in Gelsenkirchen im Dezember 2013 bei 18,6 Prozent 
liegt, wenn Qualifizierungs- und Umschulungsmaßnahmen eingerechnet werden“. 

Über 45 000 Menschen in Gelsenkirchen waren im Jahr 2013 auf Arbeitslosengeld II angewie¬ 
sen, also auf Hartz IV. 

Davon sind 18 624 Menschen im Jahr 2013 jünger als 25 Jahre. Über 12 000 Kinder sind im 
Jahresmittel 2012 auf Hartz IV angewiesen. (Aktuelle Zahlen liegen für 2013 noch nicht vor) 
83,7 Prozent aller Arbeitslosen in Gelsenkirchen beziehen aktuell, also im Januar 2014 Hartz IV. 
Den so dringend notwendigen Strukturwandel hat es nach dem Verlust von zehntausenden Ar¬ 
beitsplätzen in der Schwerindustrie, vor allen Dingen bei Stahl und Kohle in Gelsenkirchen nie¬ 
mals gegeben. 

Wie eine Verhöhnung klingen da die Worte vom Wirtschaftsförderungsdezernenten Dr. Christopher 
Schmitt auf dem Neujahrsempfang der Stadt Gelsenkirchen, dass seit 2006 rund 1000 sozialver¬ 
sicherungspflichtige Arbeitsplätze pro Jahr zusätzlich in Gelsenkirchen geschaffen wurden. Na 
wenn das so ist, muss sich in Gelsenkirchen kein Arbeiter und Angestellter mehr Sorgen machen. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit Euch verlieren 90 Mitarbeiter bei derTECTUM GROUP (Ücken- 
dorf) ihren Arbeitsplatz, 100 Kolleginnen und Kollegen beim Großbäcker Stauffenberg in Rotthau¬ 
sen, 35 Mitarbeiter verlieren ihren Job auf HOF HOLZ, dieser wunderbaren Begegnungsstätte 
für Jung und Alt, darunter 15 schwerbehinderte Menschen, hunderte Kolleginnen und Kollegen 
bangen um ihre Arbeitsplätze beim TRW (Gelsenkirchen-Schalke) und 600 Mitarbeiter bei Thys¬ 
sen Krupp Electrical-Steel (Gelsenkirchen- Schalke) 

Am 31. Dezember 2014 werden in Bochum 3.600 Opel Kolleginnen und Kollegen arbeitslos. Einher 
geht der Verlust von zehntausenden Arbeitsplätzen in den Zulieferbetrieben. 

Was erwartet uns in Zukunft? Was erwarten unsere Kinder und Enkelkinder? Das kann uns nicht 
egal sein! 

Die DKP Gelsenkirchen erklärt sich solidarisch mit den Kolleginnen und Kollegen der Schalker 
Eisenhütte. Wir unterstützen Eure Forderungen und die Forderungen der IG Metall Gelsenkirchen 
nach Erhalt Eurer Arbeitsplätze und die sofortige Rücknahme der angekündigten Betriebsschlie¬ 
ßung. 

So sehr wir wünschen, dass der Schalker Appell und der Gelsenkirchener Appell Wirkung erfah¬ 
ren, so sehr sind wir davon überzeugt: Appelle machen nur dann Sinn, wenn über die Solidarisie¬ 
rung mit den betroffenen arbeitslosen Menschen in Gelsenkirchen hinaus, konkrete Maßnahmen 
beschlossen werden, die langfristig und für immer dazu führen, dass der Mensch und nicht das 
Streben nach mehr und immer noch mehr Profit im Vordergrund steht. 

Mit solidarischen Grüßen 
DKP Gelsenkirchen 
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Hessische IG BAU fordert 1,20 Euro 
pro Stunde mehr für jeden 

Kämpferischer Auftakt der Tarifauseinandersetzungen im Baugewerbe 



M ehr als 100 Bau-Kolleginnen 
und Kollegen aus den hessi¬ 
schen Baubetrieben trafen 
sich am 1. Februar im Bürgerhaus in 
Giessen Klein-Linden zur ersten Ta¬ 
rifkonferenz des Baugewerbes der IG 
BAU-Region Hessen im Jahr 2014. In 
seiner Begrüßung ging Hannes Rosen¬ 
baum, Regionalleiter IG BAU Hessen, 
auf die aktuelle Situation des Bauge¬ 
werbes in Hessen ein und gab einen 
Rückblick auf die Tarifrunde 2013, be¬ 
vor Klaus Dieter Körner, stellvertre¬ 
tender Regionalleiter IG BAU Hes¬ 
sen, in seinem Referat zur Tarifrun¬ 
de 2014 an das „Eingemachte“ ging. 
Körner machte deutlich, dass nach 
vielen mageren Jahren im Baugewer¬ 
be die Auftragsbücher der Unterneh¬ 
mer randvoll sind. Er zeigte anhand 
der Fakten auf, dass sich die Branche 
Baugewerbe aus ihrer Branchenkrise 
mehr als erholt hat. Körner machte 
noch einmal für alle deutlich, wo die 
Bau Wirtschaft derzeit steht und wie 
sich gleichzeitig die Kosten im tägli¬ 
chen Leben für die Beschäftigten ent¬ 
wickelt haben. 

Keine Spur von Krise ist selbst in den 
Zahlen der Arbeitgeberverbände zu 
lesen. Auch in diesem Jahr gehen sie 
von einem Zuwachs von einigen Pro¬ 
zenten aus. Von diesem Kuchen sollen 
sich die Beschäftigten in der Bauwirt¬ 
schaft in der Tarifrunde 2014 ein gu¬ 
tes Stück holen, stellt Körner deutlich 
klar. 

Unter dem Motto „Tarif gibt es nur 
aktiv“ begann eine lebhafte Diskus¬ 
sion mit Berichten aus den Betrieben 
und zur Tarif runde 2014. Ein Dauer¬ 
brenner in den Diskussionen war, ob 
es erstmals einen Sockelbetrag als For¬ 


derung geben soll oder es bei der pro¬ 
zentualen Forderung bleiben wird. In 
sehr guten Wortbeiträgen entwickel¬ 
te sich eine spannende Diskussion, in 
der immer deutlicher wurde, dass die 
Gehaltsschere zwischen Angestellten, 
Polieren und Technikern nicht weiter 
auseinander gehen dürfte. 

Ein Argument für einen Sockelbetrag 
war der Organisationsgrad der Be¬ 
schäftigtengruppen. Im Bereich der 


Angestellten, die bisher am meisten 
von den prozentualen Lohnerhöhun¬ 
gen proütieren, ist der Organisations¬ 
grad nicht erwähnenswert. Die junge 
IG BAU, die auf der Konferenz sehr 
stark vertreten war, brachte die Dis¬ 
kussion auf dem Punkt und forder¬ 
te für die Jugend eine Erhöhung der 
Ausbildungsvergütung in jedem Aus¬ 
bildungsjahr von 50 Euro. Nach der 
Jugendförderung wurde die Debatte 


über einen Festbetrag für die Forde¬ 
rung der hessischen Bauarbeiter noch 
einmal eröffnet. Nach inhaltlicher und 
leidenschaftlicher Diskussion stimm¬ 
ten die Teilnehmer der hessischen Ta¬ 
rifkonferenz für eine Forderung von 
1,20 Euro Lohnerhöhung pro Ar¬ 
beitsstunde für alle Berufsgruppen. 
Mit dieser hessischen Forderung, die 
Signalwirkung in andere IG BAU Re¬ 
gionen haben wird, wird sich jetzt die 
Bundestarifkommisson der IG BAU 
Mitte Februar beschäftigten. Die Sig¬ 
nale aus Hessen für eine andere Tarif- 
politik werden in der Tarifkommission 
Wirkung zeigen, davon sind die hes¬ 
sischen Tarifkommissionsmitglieder 
überzeugt. 

Für die IG BAU Hessen hat am 
Samstag bereits die Tarifrunde 2014 
begonnen. „Jetzt heißt es anpacken“, 
appellierte zum Abschluss der Ver¬ 
anstaltung Hannes Rosenbaum an 
die Kolleginnen und Kollegen. „Wir 
müssen jetzt mit unseren Kolleginnen 
und Kollegen auf den Baustellen und 
in den Betrieben reden und noch ein¬ 
mal allen deutlich machen, dass wir 
einen Tarifvertrag mit einer satten 
Lohnerhöhung und gemeinsam errei¬ 
chen können.“ Symbolisch teilte Han¬ 
nes Rosenbaum zum Schluss ein zwölf 
Meter langes Transparent in drei Tei¬ 
le und übergab dieses den Bezirken. 
Die drei Transparente sollen nun über 
die Baustellen und durch die Betriebe 
in den Bezirken „wandern“, Kollegin¬ 
nen und Kollegen sollen sich mit einer 
Unterschrift auf dem Transparent zur 
Tarifrunde solidarisieren und ihre Be¬ 
reitschaft für eine harte Tarifauseinan- 
dersetzung dokumentieren 

S. Bauknecht 


Vereinbarter Mindestlohn - eine Mogelpackung 

Hintertürchen und Ausnahmeregelungen bestimmen das Geschehen 
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Der im Koalitionsvertrag vereinbarte 
gesetzliche Mindestlohn war der ent¬ 
scheidende Happen, mit dem die SPD- 
Basis für die Zustimmung zur Großen 
Koalition geködert wurde. 8,50 Euro 
für 5,2 Millionen Arbeitnehmer (15 
Prozent aller Arbeitnehmer), deren 
Verdienst heute zum Teil weit darun¬ 
ter hegt, das sei doch etwas. Bei einer 
Normalarbeitszeit (38-StundenWoche) 
sind das knapp 1 400 Euro brutto, was 
kaum zum Leben reicht, aber immer¬ 
hin. Doch was den SPD-Mitgliedern 
als Abstimmungszuckerl vorgelegt 
wurde, entpuppt sich immer mehr als 
Mogelpackung. Bis der Mindestlohn 
voll in Kraft tritt, dürfte er mit Ausnah¬ 
men durchlöchert sein, wie ein Schwei¬ 
zer Käse. 

Zeitliche Verzögerung: Zunächst wird 
ein flächendeckender Mindestlohn 
zeitlich hinausgezögert. Er soll erst ab 
1. Januar 2015 in Kraft treten. Für alle, 
die einen gesetzlichen Anspruch auf 
den Mindestlohn haben ist er dann we¬ 
gen der Inflationsrate (angenommen 
zwei Prozent nach EZB-Ziel) schon 
einmal 17 Cent weniger wert. 
„Tarifliche Abweichungen“: Von der 
gesetzlichen Regelung unberührt blei¬ 
ben Branchen, in denen Mindestlöh¬ 
ne tarifvertraglich geregelt sind - auch 
wenn die Festlegungen unter 8,50 Euro 
hegen. Zur Zeit sind in 41 Tarifverträ¬ 
gen geringere Einstiegslöhne verein¬ 
bart (FAZ, 28.11.13). Die betreffenden 
Arbeitnehmer müssen weitere zwei 
Jahre warten und erhalten dann einen 
Mindestlohn, dessen Kaufkraft nur 
noch etwa acht Euro entspricht. Erst 
„ab 1. Januar 2017 gilt das bundesweite 
gesetzliche Mindestlohnniveau unein¬ 
geschränkt“ (Koalitionsvertrag). Un¬ 
eingeschränkt? Mitnichten. 
Ausnahmen: Die Großkoalitionäre 
halten für die Unternehmer eine Rei¬ 
he von Hintertürchen und Ausnahme¬ 
regelungen offen. „Wir werden das 
Gesetz im Dialog mit Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern aller Branchen, 


in denen der Mindestlohn wirksam 
wird, erarbeiten und mögliche Proble¬ 
me, z.B. bei der Saisonarbeit, bei der 
Umsetzung berücksichtigen“, heißt es 
im Koalitionsvertrag. Eine Steilvorla¬ 
ge für die Unternehmerlobby, die diese 
flugs aufnahm. Arbeitgeberpräsident 
Ingo Kramer erklärte zum Abschluss 
der Koalitionsverhandlungen: „Bei der 
gesetzlichen Ausgestaltung des Min¬ 
destlohnes wird es darauf ankommen, 
mehr Differenzierungen und Abwei¬ 
chungen vom Mindestlohn zu ermögli¬ 
chen. Hier wird sich die Wirtschaft en¬ 
gagiert in den Gesetzgebungsprozess 
einbringen.“ 

Das tut sie gegenwärtig und mobilisiert 
eine Abwehrfront aus CSU/CDU und 
Grünen, Medien und so genannten 
Wirtschaftsforschern. 

Dabei sind bereits jetzt zahlreiche Aus¬ 
nahmen festgelegt: „Der Mindestlohn 
gilt nicht für Auszubildende, für Prakti¬ 
kanten, die ihr Praktikum im Rahmen 
einer Schul- oder Studienordnung ab¬ 
solvieren ... heißt es im Koalitions- 
Vertrag. Ebenso Bezieher von Renten. 
Geprüft wird auch, ob landwirtschaftli¬ 
che Erntehelfer sowie Zeitungsausträ¬ 
ger vom Mindestlohn ausgeklammert 
werden können. Auch schwer zu ver¬ 
mittelnde Erwerbslose sollen in den 


ersten zwölf Monaten ihrer Beschäf¬ 
tigung vom Mindestlohn ausgeschlos¬ 
sen bleiben. 

Und der Kampf geht um weitere Aus¬ 
nahmeregelungen und Absenkungen, 
mit denen ein „universeller Mindest¬ 
lohn“ unterwandert und zerfleddert 
wird. 

So rücken jetzt abgesenkte Mindest¬ 
lohnsätze für jüngere Arbeitnehmer 
in den Vordergrund. Dieser Forderung 
schließen sich auch die Grünen an, mit 
einer hinterfotzigen Begründung: „Ein 
Mindestlohn sollte zum Beispiel kei¬ 
nen Anreiz dafür setzen, dass junge 
Menschen jobben gehen und dafür 
auf eine Ausbildung verzichten“, sag¬ 
te die arbeitsmarktpolitische Spreche¬ 
rin der Grünen im Bundestag, Brigitte 
Pohmer. 

Der Arbeitsmarktexperte des Deut¬ 
schen Instituts für Wirtschaftsfor¬ 
schung (DIW), Karl Brenke sagte 
dagegen: „Ich habe Probleme damit, 
dass bestimmte soziale Gruppen aus¬ 
geklammert werden sollen. Das könn¬ 
te dazu verleiten, dass Arbeitsplätze 
dann gerade mit diesen Personen be¬ 
setzt werden und zu Verdrängungs¬ 
effekten auf dem Arbeitsmarkt füh¬ 
ren“ (zit. nach SZ, 30.1.14). Brenke 
befürchtet auch, dass Arbeitnehmer, 


die nicht nach ihrer Arbeitszeit be¬ 
zahlt werden, sondern pro Stück oder 
Leistungseinheit, aus dem Geltungs¬ 
bereich herausgenommen werden: 
Taxifahrer, Zeitungsausträger und 
Stücklohnempfänger. Sollte sich das 
bestätigen, würde sich der Kreis der 
Anspruchsberechtigten um weitere 
600 000 verringern. In einer Untersu¬ 
chung kommt das DIW zu dem Er¬ 
gebnis, dass die Zahl der anspruchs¬ 
berechtigten weit unter fünf Millionen 
hegen wird. Möglicherweise könnte 
sich die Zahl der so genannten An¬ 
spruchsberechtigten sogar halbieren, 
gegenüber 2012. Die Gründe lägen in 
den zahlreichen Ausnahmeregelun¬ 
gen, aber auch in generell steigenden 
Löhnen bis 2015 bzw. 2017. 
Kaufkraftschub? Damit würde auch 
der Nachfrage- und Konjunkturimpuls, 
der von der Einführung eines flächen¬ 
deckenden und „universellen Mindest¬ 
lohns“ (Hans-Böckler-Stiftung) aus¬ 
ginge nicht ausgelöst. Eine Studie des 
Pestei Instituts (Hannover) im Auftrag 
von Ver.di und NGG hatte ergeben, 
dass ein allgemeiner gesetzlicher Min¬ 
destlohn in Deutschland einen Kauf¬ 
kraftzuwachs von 19,1 Milliarden Euro 
brächte. „Der gesetzliche Mindestlohn 
wirkt damit wie ein eigenständiges 
Konjunkturprogramm für die deutsche 
Wirtschaft“, sagte die stellvertreten¬ 
de ver.di-Vorsitzende Andrea Kocsis. 
Das widerlegt auch den neoliberalen 
Un-Sinn des Ifo-Präsidenten, wonach 
der Mindestlohn ein Arbeitsplatzkiller 
sei. Er würde weit mehr Arbeitsplätze 
schaffen, als evtl, in einigen Friseurbe¬ 
trieben verloren gingen. Er wäre zu¬ 
dem ein Beitrag zu der von EU-Kom- 
mission und IWF geforderten Stär¬ 
kung der deutschen Binnennachfrage 
und ein - kleiner - Schritt weg von der 
totalen Exportorientierung der deut¬ 
schen Wirtschaft, womit sich auch die 
ökonomischen Ungleichgewichte in 
der Eurozone etwas mindern könnten. 

Fred Schmid,isw 


Positive Mitglieder¬ 
entwicklung 

Ende 2013 zählten die acht DGB- 
Gewerkschaften insgesamt 6 142 749 
Mitglieder. „2013 sind jeden Tag rund 
1 000 Menschen in eine DGB-Ge- 
werkschaft eingetreten. Die Beschäf¬ 
tigten engagieren sich zunehmend ge¬ 
meinsam für die Verbesserung ihrer 
Arbeitsbedingungen. Sie wollen auch 
bei der Arbeit mitbestimmen“, erklärt 
DGB-Vorstandsmitglied Dietmar 
Hexel. „Die deutschen Gewerkschaf¬ 
ten haben sich weiter konsolidiert und 
sind attraktiv“, resümiert er. Sie konn¬ 
ten die positiven Entwicklungen der 
vergangenen Jahre fortsetzen. „Das 
ist ein Verdienst unserer vielen Kol¬ 
leginnen und Kollegen vor Ort, denen 
ich herzlich für ihre gute Arbeit dan¬ 
ke“, so Hexel. 

Insgesamt haben die Gewerkschaf¬ 
ten im DGB 336 030 neue Mitglieder 
geworben. Mit der GEW (+ 1,32 Pro¬ 
zent), der GdP (+ 0,52 Prozent), der 
IG Metall (+ 0,10 Prozent), der NGG 
(+ 0,35 Prozent) und ver.di (+ 0,16 Pro¬ 
zent) sind fünf DGB-Gewerkschaften 
auch nach Abzug der Abgänge im Plus. 
Bei den Mitgliedern bis 27 Jahre be¬ 
trägt der Zuwachs 2,6 Prozent. „Für die 
Zukunftsfähigkeit der Gewerkschaf¬ 
ten ist das eine sehr wichtige Entwick¬ 
lung“, betont der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer. Beispiel IG Metall: 
Mit einem Plus von 1,8 Prozent sind 
nun rund 227 000 unter 27-Jährige in 
der Gewerkschaft organisiert. „Die IG 
Metall wächst am stärksten bei jungen 
Menschen“, freut sich Detlef Wetzel, 
Erster Vorsitzender der IG Metall. Sie 
bleibe „die größte politische Jugendor¬ 
ganisation der Republik“. Überdurch¬ 
schnittlich sind mit einem Plus von 
1,4 Prozent ebenso die Zuwächse der 
NGG bei den Jungen. 

Studium an der 
Akademie der Arbeit 

Ein interessantes Studium mit den 
Schwerpunkten Rechts- und Wirt¬ 
schaftswissenschaften, Sozialpolitik 
sowie Organisation und Management 
bietet die Europäische Akademie der 
Arbeit (EAdA) in Frankfurt/Main. 
Ob Vorlesung, Workshop oder Exkur¬ 
sionen - die Studieninhalte werden in 
dem elfmonatigen Lehrgang vielfältig 
vermittelt und gemeinsam erarbeitet. 
Die Bewerbungsfrist für das Studi¬ 
enjahr 2014, das im Oktober beginnt, 
läuft bis 11. Mai. Bewerben können 
sich Beschäftigte mit einer abgeschlos¬ 
senen Berufsausbildung oder gleich¬ 
wertiger Berufserfahrung. Interessier¬ 
te sollten sich durch gesellschaftspoli¬ 
tisches Engagement, etwa im Betrieb 
oder in einer Gewerkschaft, auszeich¬ 
nen. Das Studium ist kostenfrei. Wer 
Mitglied einer DGB-Gewerkschaft ist, 
kann sich bis 31. März für ein Stipen¬ 
dium bei der jeweiligen Einzelgewerk¬ 
schaft bewerben, www.akademie-der- 
arbeit.de 

BAföG-Reform überfällig 

In einer gemeinsamen Presseerklä¬ 
rung kritisiert das gerade erst gegrün¬ 
dete BAföG-Bündnis anlässlich des 
jetzt veröffentlichten BAföG-Berichts 
die Untätigkeit und Verschleierung 
der Bundesregierung hinsichtlich der 
dringend notwendigen BAföG-Novel- 
lierung. Der 20. BAföG-Bericht zeige: 
Die Bundesregierung hat keine Vor¬ 
schläge für eine Reform, ignoriert ei¬ 
nen alarmierenden Trend und rechnet 
sich ihre eigenen Zahlen schön. Eine 
BAföG-Reform sei längst überfällig. 
Ein erster notwendiger Schritt wäre 
die schnellstmögliche Erhöhung der 
Bedarfsätze und Freibeträge um je¬ 
weils mindestens zehn Prozent. Florian 
Haggenmiller, DGB-Bundesjugendse- 
kretär, erklärte dazu: „Gerade mal 18,7 
Prozent aller Studierenden bekommen 
BAföG. Das ist absurd. Eine Ausbil¬ 
dungsförderung, von der nicht einmal 
jede/r Fünfte profitiert, kann nicht als 
Breitenförderungsinstrument bezeich¬ 
net werden. Das BAföG muss die indi¬ 
viduelle Lebens- und Ausbildungssitua¬ 
tion der Studierenden berücksichtigen. 
Dafür muss die Altersgrenze gekippt 
und endlich das Teilzeitstudium förder¬ 
fähig werden. Der Empfängerkreis des 
BAföG muss sich deutlich erhöhen, um 
tatsächlich etwas in Richtung Bildungs¬ 
gerechtigkeit zu bewegen.“ 
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Anschlag auf Antifa- 
Begegnungsstätte 

Am 31. Januar ereignete sich ein An¬ 
schlag auf die Projektwerkstatt Buntes 
Q in Schwerin. Während einer Gedenk¬ 
veranstaltung der VVN-BdA, anlässlich 
des 69. Jahrestages der Befreiung des KZ 
Auschwitz durch die Rote Armee, war¬ 
fen unbekannte Täter zwei Scheiben der 
Projektwerkstatt ein. 

Das Bunte Q zeichnete sich in der Ver¬ 
gangenheit als antifaschistische Bil- 
dungs- und Begegnungsstätte aus. So 
dient das Q als Landesbüro der Verei¬ 
nigung der Verfolgten des Naziregimes, 
Bund der Antifaschistinnen und Antifa¬ 
schisten (VVN-BdA), die SDAJ-Schwe- 
rin hat dort ebenfalls ihren Sitz sowie die 
AG-Junge Genossinnen, die Osteuropa- 
Freundschafts-Gesellschaft und Cuba Si. 
Die Täter konnten unerkannt über den 
Hinterhof flüchten. Es ist davon auszuge¬ 
hen, dass die Attentäter aus dem rechten 
Spektrum kommen. Bereits im letzten 
Jahr wurde das Bunte Q Opfer von Nazi- 
Schmierereien und rechten Aufklebern. 
Der Anschlag reiht ein sich in eine Serie 
von Angriffen auf linke Begegnungsstät¬ 
ten, alternative Zentren und Parteibüros. 
So wurde zum Beispiel erst kürzlich das 
Parteibüro der Deutschen Kommunis¬ 
tischen Partei (DKP) in Hannover von 
Faschisten angegriffen. Diese Angriffe 
haben das Ziel Antifaschistinnen und 
Antifaschisten einzuschüchtern und die 
Arbeit von progressiven Kräften zu sa¬ 
botieren. 

Wir lassen uns nicht durch Nazis und 
ihre feigen Anschläge einschüchtern. In 
unserem Zukunftspapier heißt es dazu: 
„Mit allen Mitteln verbreiten faschisti¬ 
sche Organisationen Antisemitismus, 
Rassismus und Antikommunismus. Sie 
terrorisieren Migrantlnnen, Juden und 
Jüdinnen sowie politische Gegner bis hin 
zum Mord.“ 

Wir lassen uns nicht einschüchtern, wir 
werden weiter kämpfen, für eine Ge¬ 
sellschaft, in der wir ein Leben ohne 
Rassismus und Faschismus führen kön¬ 
nen. Dauerhaft ist dies nur in einer Ge¬ 
sellschaft durchsetzbar, in der niemand 
mehr ein Interesse an Diskriminierung 
und Spaltung der arbeitenden und ler¬ 
nenden Jugend hat. Eine Gesellschaft 
ohne Kapitalisten, in der Faschismus und 
Rassismus die ökonomische Grundlage 
entzogen ist. SDAJ-Schwerin 

Protestspaziergang am 
Frankfurter Flughafen 

Über 1 000 Bürgerinnen und Bürger 
sind am vergangenen Wochenende ei¬ 
nem Aufruf der Bis aus Frankfurt, Tre¬ 
bur, Rüsselsheim, Groß-Gerau, Nau¬ 
heim, Mörfelden-Walldorf und der In¬ 
teressengemeinschaft zur Bekämpfung 
des Fluglärms (IGF) zu einem Protest¬ 
spaziergang im Treburer Oberwald, ent¬ 
lang des südlichen Teils des Frankfurter 
Flughafens, gefolgt. 

Direkt an der A 5 zwischen Neu-Isen- 
burg-Zeppelinheim und dem Norden 
von Mörfelden-Walldorf sollen für einen 
neuen Autobahnanschluss des Terminals 
3 am Frankfurter Flughafen 6 ha Wald 
gerodet werden, 4,5 dauerhaft, 1,5 für 
den Bau. 12 ha sollen Ausgleichsfläche 
für die Fraport AG werden. Alle Wald¬ 
flächen gehören der Gemeinde Trebur. 
Die Gemeindevertretung von Trebur hat 
einen Verkauf ihres Waldes an die Fra¬ 
port AG abgelehnt. Der Bannwaldstatus 
des Treburer Oberwaldes ist bereits auf¬ 
gehoben. Es drohen ein Enteignungsver¬ 
fahren und die vorzeitige Inbesitznahme 
durch die Fraport AG. 

Unter den vielen Demonstranten auch 
die vier Stadtverordneten der DKP/LL 
aus der Doppelstadt Mörfelden-Walldorf. 
Auf ihren mitgebrachten Schildern die 
Forderungen: „Umweltschutz vor Profit!“ 
und „Für Bannwald und Klimaschutz“. 
Die Bürger informierten sich anhand 
von Infotafeln, Flyern, Gesprächen 
bei Kaffee und Kuchen sowie bei drei 
Waldbegehungen direkt vor Ort über 
die betroffenen Flächen. Bl-Sprecher 
machten darauf aufmerksam, dass das 
Terminal 3 und jeder weitere Flughafen¬ 
ausbau verhindert werden müssen. Kein 
Bannwald im Flughafenumland darf 
mehr gerodet werden. Die Bis werden 
ihre Protestaktionen fortsetzen. Nur so 
kann eine lebenswerte Rhein-Main- 
Region mit hoher Lebensqualität und 
Gesundheitsschutz für die betroffenen 
Menschen erreicht werden. 


Kriegspolitik stoppen 

Etwa 4 ooo Menschen bei den Aktionen gegen die „Siko“ 



U nisono tönte es auf der Münch¬ 
ner Sicherheitskonferenz: 
Deutschland müsse die Kultur 
der militärischen Zurückhaltung, zu¬ 
gunsten einer offensiven Weltmacht¬ 
politik aufgeben, und mehr Verantwor¬ 
tung übernehmen. 

Wirkliche Verantwortung übernah¬ 
men am Samstag den 1. Februar die 
über 3 000 Demonstrierenden, die an¬ 
lässlich der „Sicherheitskonferenz für 
Frieden, Abrüstung und gegen weltwei¬ 
te Kriegseinsätze der Bundeswehr auf 
die Straße gingen. 

Die Reden von Außenminister Stein¬ 
meier, Militärministerin von der Leyen 
oder Bundespräsident Gauck auf der 
Sicherheitskonferenz hatten alle den 
gleichen Tenor, den schon der Chef 
der sogenannten Sicherheitskonferenz 
Ischinger auf seiner Pressekonferenz 
angeschlagen hatte: Mit Waffen Frie¬ 
den schaffen. 

„Wir können nicht abseits stehen, wenn 
Mord und Vergewaltigung an der Ta¬ 
gesordnung stehen, schon aus humani¬ 
tären Gründen“, so von der Leyen in 
einem Interview. 

Mit diesem Argument setzten sich 
Tobias Pflüger von der Informations¬ 
stelle Militarisierung und Sabine Lei¬ 
dig MdB in ihren Reden auseinander 
und machten deutlich: Deutschland 
steht alles andere als abseits. Hier ist 
die Drehscheibe der weltweiten NA- 
TO-Kriege, hier sind die Waffenex¬ 
portweltmeister zuhause und von hier 
werden weltweite Drohnenkriege ge¬ 
steuert. 

Verantwortung übernehmen heißt da¬ 
her, diesem Treiben ein Ende zu berei¬ 
ten, Protest und Widerstand dagegen 
zu organisieren. 

Das macht seit über 15 Jahren das 
Bündnis gegen 
die NATO-Si- 
cherheitskon- 
ferenz, deren 
Aufruf zur De¬ 
monstration von 
über 80 Organisationen unterzeich¬ 
net wurde. Wieder kamen über 3 000 
Menschen zu einer großen Demons¬ 
tration, die den Tagungsort der „Siko“ 
umrundete und zu einer gleichzeitig 
stattgefundenen Picketline durch die 


Fußgängerzone. Schon seit drei Tagen 
war in der Münchner Innenstadt eine 
unübersehbare Kunstaktion aufgestellt 
worden, mit einer überdimensionalen 
blutigen „Geburtstagstorte“ zur 50. 
Siko und eine Dauermahnwache, die 
über drei Tage und Nächte Passanten 
auf das Anliegen der Friedensbewe¬ 
gung aufmerksam machte. Selten war 
die Demonstration so bunt und ideen¬ 
reich wie diesmal. 

Die DKP organisierte einen Block 
mit einer überdimensionalen „Ge¬ 
burtstagstorte“, 
aus deren Mitte 
ein bedrohlicher 
NATO-Soldat rag¬ 
te. Dahinter trugen 
Menschen mit wei¬ 
ßen Gesichtsmasken und blutigroten 
Tränen Schilder, auf denen die Blut¬ 
linie der NATO-Kriege der letzten 50 
Jahre dargestellt wurde. Ein Demo¬ 
block von Amnestie International for¬ 
derte auf Transparenten, Obama solle 


seinen Friedensnobelpreis an Bradley 
Manning und Edward Snowden wei¬ 
terreichen und „Die US-Verbrechen 
gehen weiter - Guantanamo sofort 
schließen“, attac kam mit einem riesi¬ 
gen Rüstungsdrachen, Sambagruppen 
gingen im Zug mit und Lautsprecher¬ 
wagen der Partei „Die Linke“, eines 
Jugendblocks, des internationalisti¬ 
schen Blocks oder von Verdi machten 
die Demo unüberhörbar und unüber¬ 
sehbar. 

DFG/VK, die ÖDP, Pax Christi oder 
das Munic American Peace Comittee 
waren ebenso vertreten wie türkische 
und kurdische Gruppen. Die Münch¬ 
ner Kabarettisten Ecco Meineke, Lu- 
dovici und Andrea Limmer gestalteten 
zusammen mit der Bayernrockgruppe 
„die Ruam“ (Die Rüben) einen hu¬ 
morvollen und bissigen Abschluss der 
Kundgebung auf dem Marienplatz. 
In einem „Finale Furioso“ wurde am 
Schluss eine vier Meter hohe Wand aus 
Kartons zum Einsturz gebracht, auf der 


unter dem Schriftzug „Siko“ ein riesi¬ 
ger Totenkopf prangte. 

Den vielen anwesenden Pressevertre¬ 
terinnen gegenüber sagten Aktivisten 
des Bündnisses: 

Wir wollen mit unserer Demo nicht 
die Leute im Bayerischen Hof beein¬ 
drucken, „das ist als würde man einen 
Ochsen am Horn kratzen“. Wir ver¬ 
treten die Mehrheit der Menschen im 
Land, die weiteren Kriegseinsätzen, wie 
jetzt in Afrika und weltweit geplant, ab¬ 
lehnend gegenüberstehen. Wir wollen 
zeigen, man kann was tun und wir sind 
erfolgreich, wenn wir gemeinsam han¬ 
deln. 

Viele im Anti-Siko-Bündnis Aktive 
werden jetzt weitermachen, den Os¬ 
termarsch vorbereiten, den Wider¬ 
stand gegen das Freihandelsabkom¬ 
men mit den USA organisieren und 
schließlich die Aktionen der blocku- 
py-Bwegung im Frühjahr und Herbst 
unterstützen 

Walter Listl 


NATO-„Sicherheits“konferenz 
für weltweite 
militärische Interventionen 


Zusammen - nicht allein! 


Ermutigendes Blockupy-Auftakttreffen 2014 



Preisfrage: Wo steht hier die Demokratie? Links oder rechts? 


Viele werden sich an diesen Halbsatz 
in dem Lied „Sieben Tage lang“ der 
Bots erinnern, der die Gemeinsamkeit 
des Kämpfens aber auch des Feierns 
besingt. Das beschreibt die Stimmung 
der zirka 300 Teilnehmer der Blocku- 
py-Aktionskonferenz in Frankfurt/M. 
am vergangenen Sonntag, dem 26. Ja¬ 
nuar, am besten. 

Nicht, dass es keine Unterschiede bei 
den Teilnehmern geben würde, z.B. in 
der Art, politische Prozesse zu begrei¬ 
fen oder umzusetzen! Nein - dazu sind 
die politischen Erfahrungen der Akti¬ 
ven, die sich innerhalb von Blockupy 
engagieren, zu unterschiedlich, sind 
ihre Lösungsansätze zu vielfältig. Aber 
genau das ist ihre Stärke, gerade aus 
einer solchen Vielfalt erwachsen die 
besten Ideen! 

Und man sieht, es geht eben doch: ln ei¬ 
ner bisher zerstrittenen und uneinigen 
linken Bewegung lässt sich plötzlich der 
kleinste gemeinsame Nenner finden, 
nämlich die Kritik am bestehenden ka¬ 
pitalistischen System. Gefolgt von der 
Einsicht, dass wir zusammen mehr er¬ 
reichen können und werden. Das ge¬ 
nügt, damit kann man was anfangen! 
So wurde aus der Konferenz am Sonn¬ 
tag eine bunte und lebhafte Diskussi¬ 
onsveranstaltung, in der alle mit Ge¬ 
duld dazu beitrugen, etwas Gemeinsa¬ 
mes auf die Beine zu stellen. Man kam 
zu folgenden Ergebnissen. 

Mai-Aktionen 

Am 15., 16. und 17. Mai werden dezen¬ 
trale Aktionstage in ganz Deutschland 
und in anderen Ländern Europas statt¬ 


finden, die den Protest breiter als bis¬ 
her machen sollen. Am 15. Mai geht 
es nach Brüssel, zu einer Demo an¬ 
lässlich des Jahrestags der spanischen 
15M-Bewegung und des stattfindenden 
EU-Gipfels. 

Am 16. Mai wollen wir in allen Städ¬ 
ten, wo es Initiativen gibt, den Protest 
gegen Krisenabwälzung, Sozialabbau, 
kapitalistische Ausbeutung und Krieg 
deutlich machen - auch mit neuen 
Adressaten und neuen Ideen. Was 
das konkret und vor Ort an Aktio¬ 
nen heißt, werden die Aktiven in den 
kommenden Wochen und Monaten 
erarbeiten. Stichpunkte zum „Markie¬ 
ren“ werden genannt: Ausbeuterischer 
Handel durch Firmen, die durch kata¬ 
strophale Arbeitsverhältnisse profitie¬ 
ren, Verbände und Behörden, die Ar¬ 
mut und Elend sowohl im Ausland als 


auch in Deutschland fördern, kriegs¬ 
profitierende Betriebe, und natürlich 
wie bisher: Finanzinstitute und Ban¬ 
ken. 

Am 17. Mai ist dann die Stunde der 
bundesweiten, zentralen Aktionen 
gekommen: ln den vier Großstäd¬ 
ten Hamburg, Berlin, Düsseldorf und 
Stuttgart wird es größere Aktionen 
geben, auch im Zusammengehen mit 
Bewegungen in ganz Europa. Die In¬ 
itiativen, die in den Städten den Pro¬ 
test organisieren werden, kommen aus 
dem gewerkschaftlichen, autonomen, 
studentischen und grün-linken Spek¬ 
trum, sowie aus linken Parteien und 
sozialen Verbänden. 

In der Pause kamen ein paar Aktive 
auf mich zu, die sich verstärkt mit den 
wirtschaftlichen Zusammenhängen 
dieser spätkapitalistischen Katastro¬ 


phe, in der wir leben, auseinanderset¬ 
zen und versuchen, konkrete Forde¬ 
rungen auszuarbeiten. Sie waren daran 
interessiert, inhaltlich mit uns zu fol¬ 
genden Fragen zusammenzuarbeiten: 
Schulden und Schuldenschnitt, Um¬ 
verteilen - aber wie? Machtverschie¬ 
bung - aber wodurch? Auch das gab 
es so in den letzten Jahren noch nicht! 
Es ist ein Schritt hin zu einer gemein¬ 
samen, konkreten Strategie, der mir als 
äußerst wichtig erscheint. 

Herbstaktionen 

Auf der Konferenz wurde dann am 
Nachmittag beschlossen, als zweiten 
Schwerpunkt, im Herbst zentrale Ak¬ 
tionen des zivilen Ungehorsams in 
Frankfurt durchzuführen. Dies anläss¬ 
lich der Eröffnung der neuen Euro¬ 
päischen Zentralbank - und das wird 
„unsere Party!“ EZB, wir kommen! 
Und wollen: Demokratie von unten, 
Abwehr sozialer und wirtschaftlicher 
Angriffe durch das herrschende Sys¬ 
tem, kämpfen für gerechte Verhältnis¬ 
se! Gibt viel her für einen bunten und 
breit angelegten Protest! 

Dass in dieser zusammengewürfelten 
Bewegung der Wille zum Handeln 
über die übliche Gruppen-Überheb- 
lichkeit siegt, ist gar nicht hoch ge¬ 
nug zu bewerten, denn die Erfahrung 
zeigt, dass es ohne diesen Willen und 
die gegenseitige Offenheit niemals ei¬ 
nen Aufbruch fortschrittlicher Kräfte 
geben wird. 

Unser ehrliches Engagement ist jetzt 
gefragt! 

Bettina Mandellaub 







m unsere zeit _Innenpolitik 

Der Elitekämpfer 


Es geht doch nichts über solide Expertise. „Die bes¬ 
te Schule macht ein dummes Kind nicht klug, und 
die schlechteste Schule macht ein kluges Kind nicht 
dumm“, wusste schon früh der Thilo Sarrazin. Und 
der SPD-Mann hat es immerhin zum Berliner Fi¬ 
nanzsenator und zum Bundesbanker gebracht. „Die 
wirklich Tüchtigen lassen sich auch durch ungünstige 
Umstände nicht abschrecken - und das ist eine durch¬ 
aus trostreiche Erkenntnis.“ Ja, der wirklich Tüchtige 
findet auch „Zimmertemperaturen von 16 Grad“ ge¬ 
mütlich und kann sich für 3,76 Euro „völlig gesund, 
wertstoffreich und vollständig ernähren“. 

Nun gibt es neue Glanzleistungen des tüchtigen Thi¬ 
lo zu berichten. Die Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) 
hatten 2007 wohl ein neues Geschäftsfeld im Casino 
eröffnet. Gegenstand soll ein - natürlich - grundsolider 
Deal mit dem Großzocker JPMorgan gewesen sein. Es 
ging um die einschlägig bekannten CDO’s (Collatera- 
lized Debt Obligation), die der Herr Warren Buffett so 
trefflich als finanzielle Massenvernichtungswaffen cha¬ 


rakterisiert hat. Eine Wette, bei der die BVG nun merk¬ 
würdigerweise verloren hat. Hätte sie gewonnen, wären 
7,8 Mio. Dollar Plus drin gewesen. So waren es 204 Mio. 
Dollar Miese. Wie es heißt, wurde auf die Pleite von 
Unternehmen gewettet. Bei weniger als 10 Pleiten von 
insgesamt 150 Unternehmen soll es für den BVG Total¬ 
verlust gereicht haben. Hört sich nach einem jener bril¬ 
lanten Investments an, die man nicht ausschlagen kann. 
Der tüchtige Thilo war seinerzeit qua Amt auch Ober¬ 
aufseher bei den BVG. Eine berühmte Spitzenkraft. 
Wie aus dem von JPMorgan veröffentlichtem Audio- 
Mitschnitt hervorgeht, haben weder BVG-Chef An¬ 
dreas Sturmowski noch sein Chef Sarrazin den Deal 
verstanden. Damit das nicht aufkippte, haben sie ihn 
dann umso schneller, innerhalb von vier Minuten, 
durchgezogen. Der tüchtige Thilo war vermutlich ge¬ 
rade dabei, wahlweise den Euro oder Deutschland 
abzuschaffen. Oder er verlor sich in zweifelhaften Ge¬ 
danken über kleine Kopftuchmädchen in türkischen 
Wärmestuben. Man weiß es nicht. 


Nun ist, nach Thilo, Intelligenz ja „zu 50 bis 80 Pro¬ 
zent erblich“. Klar, dass er als, wie es in seinen Krei¬ 
sen wohl heißt - Beutegermane - da ein wenig be¬ 
nachteiligt ist. Daraus sollte man ihm keinen Strick 
drehen. Für seine Gebrechen kann der Mensch ja 
nicht. Aber was sagt es über die SPD, dass sie diesen 
geistigen Frontkämpfer unbedingt auf einen Sessel 
im Berliner Senat oder im Vorstand der Bundesban¬ 
ker hieven musste? Ja, dass ein bekennender Rassist 
überhaupt Parteimitglied sein kann. Aber wer einen 
Walter Riester, Peter Hartz, Gerhard Schröder oder 
Walter Steinmeier in seinen Reihen bejubelt, für den 
ist der Thilo Sarrazin wohl auch nur eines der zahl¬ 
reichen kleineren Übel aus denen die Sozen-Welt 
besteht Dabei hätte es doch völlig gereicht, wenn er 
uns immer mal wieder vorführte, wie man sich bei 
16 Grad, völlig gesund, wertstoffreich und vollstän¬ 
dig ernähren kann. Ein Hartz-Kochbuch, das wär’s 
gewesen, Thilo! 

Guntram Hasselkamp 


Prokon ist kein Einzelfall 

Kleinsparer von Pleite besonders betroffen 


D ie „Grüne Ökonomie“ ist um 
einen Skandal reicher. Der 
Windkraftfinanzierer Prokon ist 
pleite und droht die Ersparnisse von 
75 000 Menschen zu „verbrennen?Da¬ 
mit reiht sich Prokon ein in eine Se¬ 
rie von Firmenpleiten der Green Eco¬ 
nomy, die für viele Kleinanleger zum 
Alptraum wurden. Die Bundesregie¬ 
rung will den Fall aufarbeiten, um 
Verbraucher besser vor riskanten Fi¬ 
nanzprodukten zu schützen. Verbrau¬ 
cherminister Heiko Maas (SPD) sol¬ 
le in Abstimmung mit Finanzminister 
Wolfgang Schäuble (CDU) Vorschläge 
machen. 

Die Prokon Regenerative Energi¬ 
en GmbH aus Itzehoe hat im Janu¬ 
ar Insolvenz anmelden müssen. Zu¬ 
vor hatte die Unternehmensführung 
die Anleger davor gewarnt, ihr Kapi¬ 
tal abzuziehen - weil sonst die Plei¬ 
te drohe. Das Unternehmen hat un¬ 
gefähr 1,4 Milliarden Euro von rund 
75 000 Menschen über die Ausgabe 
von Genussrechten eingesammelt und 
eine Verzinsung zwischen sechs und 
acht Prozent versprochen. Unterneh¬ 
mensführer Carsten Rodbertus hatte 
betont, dass 95 Prozent der Anleger 
ihr Kapital nicht abziehen dürften. 
Auf die Genussschein-Inhaber sei so in 
unangemessener Weise Druck ausge¬ 
übt worden, meint der Bundesverband 
der Verbraucherzentrale und verlangt 
von Prokon, dies zu unterlassen. Die 
Unternehmensführung entschuldigte 
sich zwar, machte aber auch gleichzei¬ 
tig deutlich, dass die Anleger durchaus 
auf ihr Geld warten müssten. So lasse 
der Insolvenzverwalter prüfen, ob die 
gekündigten Genussrechte überhaupt 
ausgezahlt werden müssten. 

Prokon wird seit Jahren von Anleger- 
und Verbraucherschützern kritisiert. 
Immer wieder wurde auf die Risiken 
eines Engagements bei Prokon und 
die Intransparenz des Geschäftsmo¬ 
dells gewarnt. Es wurde auch der Ver¬ 
dacht geäußert, dass es sich um ein 
Schneeballsystem gehandelt habe, bei 
dem Zinsen für Altanleger aus dem 
Geld von neuen Genussscheinkäu¬ 
fern finanziert wurden. Michael Ol¬ 
brich, Direktor und Professor des Ins¬ 
tituts für Wirtschaftsprüfung der Uni¬ 
versität des Saarlandes, hat sich für 
ein Gutachten durch die Zahlen des 
Unternehmens gekämpft und urteilt: 
„Ich habe ernste Zweifel daran, dass es 
sich bei Prokon um ein seriöses Unter¬ 
nehmen handelt... Wir haben bei dem 
Unternehmen nie Erfolge gefunden, 
die die hohen Zinsen rechtfertigen. 
Das Unternehmen nimmt unseres Er¬ 
achtens operativ gar nicht so viel ein, 
wie es an die Anleger ausschüttet.“ Al¬ 
lein von Januar bis Oktober 2013 sol¬ 
len 67 Millionen Euro Zinsen gezahlt 
worden sein, was dem Doppelten des 
operativen Gewinns entspricht. 
Dennoch ist es der Firma durch viel 
Werbung, zahlreichen Veranstaltun¬ 
gen und aufwendigen Inszenierungen 
gelungen, das Vertrauen der Anleger 


zu bekommen. Nach Angaben des Un¬ 
ternehmens sind die meisten Investo¬ 
ren ältere Menschen, die Geld für ei¬ 
nen guten Zweck anlegen wollten. Das 
üppige Renditeversprechen in einem 
Umfeld der niedrigen Zinsen hat sein 
Übriges dazu getan. 


Solche üppigen Versprechen für un¬ 
ternehmerische Beteiligungen, zu de¬ 
nen auch Genussrechte zählen, gelten 
unter Experten als riskant. Dorothea 
Mohn von der Verbraucherzentra¬ 
le Bundesverband (vzbv) äußert, ihr 
Eindruck sei es, dass Prokon das Ri¬ 
siko heruntergespielt habe. Für Klein¬ 
anleger, die eine Altersvorsorge oder 
ein kleines Vermögen aufbauen wol¬ 
len, seien Genussrechte schlicht zu 
risikobehaftet. „Genussrechte stellen 
eine direkte Beteiligung an einer be¬ 
stimmten Firma dar, allerdings ohne 
Mitspracherecht und im Nachrang im 
Falle einer Insolvenz dieser Firmen. 
Wenn diese insolvent geht, muss man 


mit einem Totalverlust rechnen.“ Die 
Seriosität solcher Produkte sei für den 
Verbraucher nur schwer einschätzbar 
und nach der Anlageentscheidung 
nur schwer im Blick zu behalten. Die 
Hauptkritik der Verbraucherschüt¬ 
zer sei aber, dass sich Prokon mit sei¬ 


ner Werbung an Kleinsparer gewandt 
habe und das mit einem Produkt, dass 
bestenfalls für Spekulanten geeignet 
sei. Anlegerschützer sind sich weitge¬ 
hend einig: Die Geldgeber werden ihr 
Geld, das sie Prokon anvertraut haben, 
zum großen Teil abschreiben müssen. 
Prokon ist aber kein Einzelfall. Öko¬ 
logische Kapitalanlagen haben An¬ 
legern in letzter Zeit hohe Verluste 
gebracht. Nach der Analyse der Ra¬ 
ting-Agentur Scope platzten seit 2010 
die Anleihen von insgesamt 14 mit¬ 
telständischen deutschen Emittenten. 
Drei Viertel davon kamen aus dem 
Bereich der Erneuerbaren Energien. 
Ein Großteil der Anleihen, die teilwei¬ 


se oder ganz ausgefallen sind, kam aus 
dem Bereich der Solarenergie. 2012 
ging der Planer von Solarkraftwerken 
Solar Millenium unter: 30 000 Anleger 
verloren rund 200 Millionen Euro. Der 
Solaranlagenbauer Solarworld konn¬ 
te nur gerettet werden, weil Aktionä¬ 
re auf 95 Prozent ihres Kapitals ver¬ 
zichteten und Anleihegläubiger einen 
Schuldenschnitt in Kauf nahmen - ins¬ 
gesamt rund 500 Millionen Euro. Kurz 
darauf erwischte es die Firma Wind¬ 
reich. Diese hatte sich mit Windpark¬ 
projekten auf hoher See übernommen. 
Ein dreistelliger Millionenbetrag steht 
auch hier auf dem Spiel. 

Die Bundesregierung hat angekündigt, 
den Grauen Kapitalmarkt strenger zu 
regulieren und Kleinanleger besser 
vor riskanten Finanzprodukten zu 
schützen. Laut Presseberichten prüfe 
die Regierung auch, den Verkauf ris¬ 
kanter Finanzprodukte an Kleinanle¬ 
ger zu verbieten. Gleichzeitig verweist 
das Finanzministerium auf die Eigen¬ 
verantwortung der Anleger: „Dies än¬ 
dert nichts daran, dass dem Verbrau¬ 
cher und Anleger eine Schlüsselrolle 
bei seiner eigenen Entscheidung zu in¬ 
vestieren zukommt.“ Der Anleger sol¬ 
le in der Lage sein, eine verständige 
und informierte Anlageentscheidung 
zu treffen. Dagegen weist die Stiftung 
Warentest darauf hin, dass Prokon die 
Genussrechte in Postwurfsendungen 
als „Alternative zur Bank oder Le¬ 
bensversicherung“ angeboten und hin¬ 
zugefügt hatte: „Nur eine Investition 
in Sachwerte bietet Ihnen einen wirk¬ 
samen Vermögensschutz!“ Durch den 
Kauf von Genussrechten werde man 
aber kein Miteigentümer an Sachwer¬ 
ten, erklärten die Experten der Stif¬ 
tung. 

Das Deutsche Aktieninstitut sieht die 
Gefahr eines Verbots von Genussrech¬ 
ten. „Es ist nicht Aufgabe des Staates, 
den Anlegern Vorschriften zu machen, 
in welche Anlageformen und in wel¬ 
che Branchen sie investieren“, sagte 
Christine Bortenlänger, die Leiterin 
des Aktieninstituts. Ähnlich äußerte 
sich Sven Giegold, Mitglied der Grü¬ 
nen Fraktion im Europaparlament. Er 
schreibt: „ Anlegerinnen und Anlegern 
zu verbieten, Risiken einzugehen, ist 
bevormundend. Auch Kleinanleger 
haben das Recht ihr Geld aufs Spiel 
zu setzen. (...) Risiko an sich ist das 
falsche Kriterium für Beschränkun¬ 
gen von Finanzprodukten. Das wäre 
Bevormundung statt Anlegerschutz.“ 
Dagegen kritisierte die LINKE-Fi- 
nanzpolitikerin Susanna Karawans- 
kij die Untätigkeit der vergangenen 
Bundesregierungen und forderte eine 
„schlagkräftige Finanzaufsicht sowie 
einen Finanz-TÜV, um den Grauen 
Kapitalmarkt zu Grabe zu tragen“. Ein 
„derart intransparenter und hochris¬ 
kanter Anlage-Cocktail“ wie im Fall 
Prokon dürfe gar nicht erst auf dem 
Markt landen. 

Bernd Müller 



Freitag, 7. Februar 2014 


Strafanzeige in Sachen NSA 

Die Internationale Liga für Menschen¬ 
rechte hat am Montag, dem 3. 2. Straf¬ 
anzeige beim Generalbundesanwalt er¬ 
stattet zusammen mit dem Liga-Vize¬ 
präsidenten und Rechtsanwalt Dr. Rolf 
Gössner, dem Chaos Computer Club 
e.V., Hamburg, und seiner Sprecherin 
Dr. Constanze Kurz, dem Datenschutz¬ 
verein digitalcourage e.V. (Bielefeld) 
und den Vorstandsmitgliedern Rena 
Tangens und padeluun. 

Die Strafanzeige richtet sich gegen US- 
amerikanische, britische und auch deut¬ 
sche Geheimdienste (Bundesnachrich¬ 
tendienst, Verfassungsschutz, Militäri¬ 
scher Abschirmdienst) und namentlich 
gegen die jeweils zuständigen Leiter, 
die über enge Kooperationen in diese 
flächendeckenden Geheimdienstaktivi¬ 
täten verstrickt und mit uferlosen Da¬ 
tenübermittlungen an diesem globalen 
Ausforschungssystem und den Datenex¬ 
zessen unmittelbar und mittelbar betei¬ 
ligt sind. Die Anzeige richtet sich auch 
gegen die Bundeskanzlerin und den 
Bundesinnenminister als Verantwortli¬ 
che für die mutmaßliche Mittäter- und 
Gehilfenschaft bundesdeutscher Ge¬ 
heimdienste. Die Anzeige richtet sich 
schließlich gegen die gesamte Bundes¬ 
regierung sowie gegen alle zuständigen 
Amtsvorgänger während der letzten bei¬ 
den Jahrzehnte. 

Die anlasslose Massenüberwachung und 
Ausforschung der Bevölkerung, die sys¬ 
tematische Digitalspionage durch den 
US-Geheimdienst NSA und andere Ge¬ 
heimdienste und die damit mutmaßlich 
verbundenen Bürgerrechts- und Straf¬ 
rechtsverstöße müssen endlich gericht¬ 
lich überprüft und ggf. geahndet werden. 

268 Neonazis mit 
Haftbefehl gesucht 

„268 polizeibekannte Neonazis werden 
in Deutschland per Haftbefehl gesucht“, 
so die innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelpke. Die¬ 
se Zahl teilte die Bundesregierung jetzt 
in der Antwort auf eine Kleine Anfrage 
(BT-Drucksache 18/233) mit. Die Erhe¬ 
bung hat demzufolge bereits im Okto¬ 
ber vorigen Jahres stattgefunden. Jelpke 
weiter: 

„Je gründlicher man hinsieht, desto mehr 
Fälle tauchen auf. Aufgrund einer sorg¬ 
fältigeren Erfassung ist die Zahl flüchti¬ 
ger Neonazis im Vergleich zur letzten Er¬ 
hebung, die im Juli 2013 stattfand, um 20 
Prozent gestiegen. Damals waren es 220. 
Die Zahl derjenigen, die wegen einschlä¬ 
giger politischer Delikte gesucht werden, 
ist sogar um 50 Prozent gestiegen: Von 46 
auf 68. In 55 Fällen ist der Haftbefehl we¬ 
gen eines Gewaltdelikts ergangen. 

Viel zu lange wurde weggesehen, viel zu 
lange haben sich die Behörden Zeit ge¬ 
lassen, um die Erfassung zu verbessern - 
wie immer muss man die Bundesregie¬ 
rung zum Jagen tragen. Dabei zeigen die 
Zahlen deutlich genug, dass der Hand¬ 
lungsbedarf hoch ist. Noch immer ist es 
nicht möglich, in Echtzeit zu erfahren, 
wie viele Neonazis sich einer Festnahme 
entziehen. Solche unregelmäßigen Mo¬ 
mentaufnahmen werden aber der Ernst¬ 
haftigkeit des Themas nicht gerecht.“ 

Cewaltexzess bleibt straffrei 

Das Landgericht Freiburg hat den Ex- 
NPDler Florian S. vom Vorwurf des 
versuchten Totschlags freigesprochen. 
Die Richter konnten nicht ausschlie¬ 
ßen, dass er beim Gegenangriff auf fünf 
Antifa-Aktivisten in Notwehr handel¬ 
te - obwohl er kurz zuvor Gewaltphan¬ 
tasien gegen Linke geäußert hatte. Es 
gelte der Grundsatz „im Zweifel für den 
Angeklagten“, so der Vorsitzende Rich¬ 
ter Arne Wiemann. 

S. war im Oktober 2011 von fünf ver¬ 
mummten Linken auf einem Park¬ 
platz bei Freiburg gestellt worden. Der 
Rechtsextremist saß im Auto, sah die 
Gruppe und fuhr mit Vollgas auf sie zu, 
statt in die naheliegende andere Rich¬ 
tung wegzufahren. Ein 21-jähriger Schü¬ 
ler wurde erfasst und erlitt Gehirnblu¬ 
tungen. 

Der Fall hatte bundesweit Aufsehen er¬ 
regt. Doch schon in einem ersten Pro¬ 
zess hatte das Landgericht Freiburg S. 
im Juli 2012 freigesprochen. Der Bun¬ 
desgerichtshof (BGH) hob den Frei¬ 
spruch im April 2013 aber wieder auf. 
Nun sprach eine andere Kammer des 
Landgerichts Freiburg S. erneut frei. 
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Fernando Gonzalez kommt frei 

Der in den USA seit mehr als 15 Jah¬ 
ren eingesperrte kubanische Aufklä¬ 
rer Fernando Gonzalez soll am 27. Fe¬ 
bruar aus der Haft entlassen werden. 
An diesem Tag soll er in ein Gefäng¬ 
nis der Einwanderungsbehörde über¬ 
stellt und später in seine Heimat abge¬ 
schoben werden. Fernando ist dann das 
zweite Mitglied der „Cuban Five“, das 
nach Verbüßung des größten Teils der 
Strafe wieder in Freiheit ist. Als erster 
der inhaftierten Antiterrorkämpfer war 
Rene Gonzalez im Oktober 2011 nach 
13 Jahren aus der US-Haft auf „Bewäh¬ 
rung“ entlassen worden. 

Gonzalez war ursprünglich zu 19 Jahren 
Gefängnis verurteilt worden. 2009 hatte 
ein US-Gericht die Strafe auf 17 Jahre 
reduziert. Wegen „guter Führung“ soll 
er nun nach Absitzen von 15 Jahren, fünf 
Monaten und 15 Tagen frei kommen. 
Nach Freilassung von Rene und Fern¬ 
ando werden drei der „Cuban Five“ 
weiter in US-Gefängnissen festgehal¬ 
ten. Für ihren Einsatz gegen den Ter¬ 
ror waren sie zu drakonischen Strafen 
verurteilt worden: Ramön Labanino 
zu lebenslang plus 18 Jahren, Antonio 
Guerrero zu lebenslang plus zehn Jah¬ 
ren, Gerardo Hernändez zu zweimal le¬ 
benslang plus 15 Jahre. 2009 reduzier¬ 
te ein Gericht einige Strafen: Ramön 
soll nun „nur noch“ 30 Jahre verbüßen 
und Antonio knapp 22 Jahre, während 
Gerardo in US-Haft sterben soll. 

Am 7. und 8. März soll der Fall der „Cu¬ 
ban Five“ vor einem Tribunal in London 
verhandelt werden „www.voicesforthe- 
five.com). In der von zahlreichen nam¬ 
haften Persönlichkeiten unterstützten 
Anhörung wollen hochkarätige Juristen 
und Menschenrechtsexperten die Hin¬ 
tergründe, den Prozess, die Strafen und 
die Haftbedingungen untersuchen und 
das Thema in den Fokus der Öffentlich¬ 
keit stellen. Redglobe (red. gek.) 

Ministerrochade in Dänemark 

Nach dem Rückzug der Sozialisten aus 
ihrer Regierung hat Dänemarks Minis¬ 
terpräsidentin Helle Thorning-Schmidt 
ihr Kabinett umgeordnet. Sie präsen¬ 
tierte am Montag in Kopenhagen sechs 
neue Minister und besetzte mehrere 
Posten um. Außenminister wurde der 
Sozialliberale Martin Lidegaard. Zuvor 
hatte ein Streit über denVerkauf staatli¬ 
cher Anteile an dem größten dänischen 
Energieversorger Dong Energy an die 
US-Investmentbank Goldman Sachs 
ihre Regierung entzweit. Die Sozialisti¬ 
sche Volkspartei (SF) wollte nicht mit¬ 
machen und zog sich am 30. Januar aus 
der Dreier-Koalition aus Sozialdemo¬ 
kraten, Sozialisten und Sozialliberalen 
zurück. Das umstrittene Geschäft be¬ 
schloss der Finanzausschuss des däni¬ 
schen Parlaments noch am selben Tag. 
Der dänische Staat nimmt damit umge¬ 
rechnet rund eine Milliarde Euro ein. 

Geringe Wahlbeteiligung 
in Thailand 

Bei der von Blockaden und Störaktio¬ 
nen überschatteten Parlamentswahl in 
Thailand sind nach Angaben der Wahl¬ 
kommission so wenig Wähler wie nie zu¬ 
vor zur Stimmabgabe gegangen. Selbst 
in den Hochburgen der Regierung habe 
nur gut die Hälfte der Wähler die Stim¬ 
men abgegeben, teilte die Kommissi¬ 
on am Montag mit. Bei der Wahl 2011 
hatten 75 Prozent der knapp 50 Milli¬ 
onen Wahlberechtigten abgestimmt. 
Das Wahlergebnis lag zu Wochenbe¬ 
ginn nicht vor, weil Demonstranten die 
Stimmabgabe in neun Provinzen und 
zahlreichen Wahllokalen verhindert 
hatten. Dort müssen Nachwahlen orga¬ 
nisiert werden. Die Regierungsgegner 
kündigten weitere Proteste an. Die ih¬ 
nen nahe stehende Oppositionspartei 
„Die Demokraten“, die die Wahl boykot¬ 
tiert hatte, bekräftigte die Absicht, den 
Stimmgang vor Gerichten anzufechten. 

Magie mit Statistik 

Eurostat, das Statistische Büro der EU, 
arbeitet an einer „neuen Methode“, 
die den weiteren Zusammenbruch der 
griechischen Wirtschaft stoppt und in 
Wachstum verwandelt - zumindest auf 
dem Papier. Vorbilder für dieses Vorge¬ 
hen gibt es genug, zum Beispiel das Sta¬ 
tistische Amt der USA. Per buchhalteri¬ 
schem Federstrich hat es im April 2013 
das US-Bruttoinlandsprodukt (BIP) um 
500 Milliarden Dollar (etwa drei Pro¬ 
zent des BIP) statistisch wachsen lassen. 


Trommelwirbel für neues deutsches Afrikakorps 

Konzentriere Propagandaoffensive für größere Bundeswehreinsätze in Afrika 


Ende Januar ging es Schlag auf Schlag: 

★ Die neue „Truppenmutter“, Frau von 
der Leyen (CDU), verkündete am 28.1. 
im „Spiegel“, „wir Deutsche“ könnten 
in Afrika „nicht zur Seite schauen, 
wenn Mord und Vergewaltigung an 
der Tagesordnung sind“. Die bisheri¬ 
ge Linie der „militärischen Zurück¬ 
haltung“ sei nicht mehr angebracht. 
„Europa kommt im Spiel der globa¬ 
len Kräfte nicht voran, wenn die einen 
sich immer dezent zurückhalten, wenn 
es um militärische Einsätze geht, und 
die anderen unabgestimmt nach vorne 
stürmen.“ 

★ Zwei Tage später, sinnigerweise am 
geschichtsträchtigen 30. Januar, an dem 
das deutsche Großkapital vor 71 Jah¬ 
ren die Nazis an die Macht hievte, zog 
Außenminister Steinmeier (SPD) in ei¬ 
nem Interview in der „Süddeutschen 
Zeitung“ nach: „Es wird zu Recht von 
uns erwartet, dass wir uns einmischen.“ 
Deutschland sei „zu groß, um die Welt¬ 
politik nur zu kommentieren“. 

★ In „Bild am Sonntag“ hatte Entwick¬ 
lungsminister Müller (CSU) schon am 
26.1. die Zielrichtung so formuliert: 
„Wir werden in den nächsten Mona¬ 
ten ein neues entwicklungspolitisches 
Afrika-Konzept ausarbeiten. Deutsch¬ 
land wird sich noch mehr auf Afrika 
konzentrieren als bisher schon.“ 

★ Am 31. Januar verlieh dann Bundes¬ 
präsident Gauck als Galionsfigur der 
Schein- und Doppelmoral der Herr¬ 
schenden der „neuen Rolle Deutsch¬ 
lands in der Welt“ die pastorale Weihe. 
In seiner „Grundsatzrede“ zur Eröff¬ 
nung der „Münchener Sicherheitskon¬ 
ferenz“ verkündete er, die Bundesrepu¬ 
blik müsse sich „früher, entschiedener 
und substanzieller“ in internationa¬ 
le Konflikte und auch Militäreinsätze 
einbringen. Es sei an der Zeit, die Er¬ 
innerung an „Deutschlands historische 
Schuld“ nicht länger als Hemmung da¬ 
für zu benutzen. 



Offensichtlich war dies der Auftakt 
einer konzentrierten Kampagne, um 
in der Stimmungslage in der Mehr¬ 
heit der deutschen Bevölkerung end¬ 
lich eine Wende einzuleiten, weg von 
der in Umfragen immer wieder be¬ 
stätigten „Kriegsmüdigkeit“ und Ab¬ 
lehnung deutscher Militäreinsätze im 
Ausland. Da ist in nächster Zeit noch 
einiges mehr zu erwarten. 

Da müssen auch aus Steuergeldern fi¬ 
nanzierte Instrumente wie die „Stif¬ 
tung Wissenschaft und Politik“ (SWP) 
Hilfestellung leisten. Diese Stiftung, 
„die größte wissenschaftliche Denk¬ 
fabrik dieser Art in 
Europa“, wie ge¬ 
legentlich betont 
wird, 
mit 


etwa 200 eigenen Mitarbeitern und 
an die 10 Millionen Euro aus dem 
Etat des Bundeskanzleramts ausge¬ 
stattet, hat pünktlich zum Beginn der 
Propagandaoffensive am 29.1. auf ih¬ 
rer Internetseite einen Text unter der 
Überschrift „Fünf gute Gründe für 
ein deutsches Engagement in Afrika“ 
veröffentlicht, der als „Argumentati¬ 
onshilfe“ gedacht war. Stiftungspräsi¬ 
dent dieser Einrichtung ist übrigens 
der Präsident des Bundesverbands 
der Deutschen Industrie (BDI) und 
im Stiftungsrat wirken nicht weniger 


als acht Staatssekretäre und Vertreter 
verschiedener Ministerien, darunter 
auch der Leiter des Planungsstabs des 
Auswärtigen Amtes, sowie der Deut- 
sche-Bank-Chef Fitschen und ein Ab¬ 
gesandter des Allianz-Konzerns mit. 
Der Text verweist eingangs darauf, 
dass der frühere CDU-Verteidigungs¬ 
minister Rühe in Erinnerung an das 
Rommelsche „Afrikakorps“ der Na¬ 
ziwehrmacht und dessen schmachvol¬ 
le Niederlage im zweiten Weltkrieg 


einst gesagt habe, das 1993 geschaffe¬ 
ne „Eurokorps“ werde „kein Afrika¬ 
korps“ sein. Doch dieses „Tabu“ könne 
nicht länger aufrechterhalten werden, 
schreibt SWP: „Heute will Berlin sein 
Engagement in Afrika verstärken.“ 

Zu den von der SWP verbreiteten 
„fünf guten Gründen“ gehören fol¬ 
gende Punkte: 1. In weiten Teilen Af¬ 
rikas herrschten „instabile Verhältnis¬ 
se“. Der ganze „Krisenbogen vom Ma¬ 
ghreb bis in den Mittleren Osten“ sei 
betroffen. Und neben den betroffenen 
Ländern selbst sei „auch das nahe Eu¬ 


ropa Ziel von Flüchtlingen, aber auch 
von politischer Gewalt, Drogen- und 
Menschenhandel“. 2. „Europa“ sei zur 
Mitwirkung an der „Reform der afri¬ 
kanischen Sicherheitsstrukturen“ ver¬ 
pflichtet, weil die einheimischen Kräf¬ 
te noch immer „schlecht ausgerüstet, 
wenig motiviert und unterbesetzt“ 
seien. 3. Die sogenannte „Ertüch¬ 
tigungsinitiative“ der Bundesregie¬ 
rung, um dem einheimischen Militär 
durch deutsche Ausbilder zu mehr 
Einsatzfähigkeit zu verhelfen, müs¬ 
se überprüft werden, weil „oft erst 
mit massivem Militäreinsatz die Vo¬ 
raussetzungen für die von Deutsch¬ 
land favorisierten Trainingsmissionen 
geschaffen werden können“. 4. Die 
UNO sei mit der erheblichen 
Zahl ihrer Einsätze in Afrika 
„militärisch überfordert, auch 
weil der Westen sie personell 
und materiell nicht hinrei¬ 
chend unterstützt“. Da müs¬ 
se Deutschland den Worten 
Taten folgen lassen. 

Beim fünften „guten Grund“ 
wird schließlich ein kleines 
Zipfelchen von den eigent¬ 
lichen Gründen sichtbar: 
„Schließlich hat Deutsch¬ 
land ein Interesse an siche¬ 
ren Wirtschaftsbeziehungen 
mit afrikanischen Ländern, 
nicht zuletzt, um die Abhängigkeit 
von anderen Staaten zu mildern. So 
könnten afrikanische Staaten etwa 
wichtige Lieferanten für Rohstoffe 
und Energie sein. Das setzt aber ge¬ 
sicherte staatliche Verhältnisse in den 
betreffenden Regionen voraus.“ 

Es ist nicht zu übersehen, dass diese 
Argumentationslinie ganz unverhüllt 
alte Denkmodelle einer offen koloni- 
alistischen Ideologie Wiederaufleben 
lässt, wie sie in der Tat auch schon für 
das „Afrikakorps“ von Rommel und 
Co. maßgebend waren. Georg Polikeit 


Auf den Spuren Rommels: Wrack eines Wehrmachtspanzers in der libyschen Wüste. 


Im Gespräch 


Das Recht der Staaten auf ihr eigenes Modell 

2. CELAC-Gipfel in Havanna erfolgreich 


Am 28. und 29. Januar fand in Havanna 
der 2. CELAC-Gipfel statt. Genau ein 
Jahr nach dem Treffen der „Gemein¬ 
schaft der Staaten Lateinamerikas 
und der Karibik“ in Santiago war nun 
Kuba zum Abschluss der einjährigen 
Pro-Tempore-Präsidentschaft Gastge¬ 
ber. Für das sozialistische Land ist die 
erfolgreiche Führung von 33 Staaten 
Amerikas vorläufiger Höhepunkt einer 
Politik der lateinamerikanischen Inte¬ 
gration, die mit dem bewaffneten Sieg 
der Revolution 1959 begonnen hatte. 
Teil dieses Triumphs ist die Teilnahme 
des Generalsekretärs der Organisati¬ 
on Amerikanischer Staaten (OAS), die 
1948 als Instrument des Kalten Krieges 
gegründet worden war, als eingelade¬ 
ner Gast. Dem Chilenen Jose Miguel 
Insulza blieb nur, gute Miene zu ma¬ 
chen und der CELAC weiterhin Glück 
zu wünschen. Dennoch sollte man 
nicht den Fehler machen zu glauben, 
die OAS wäre politisch bereits zahnlos, 
denn der Austausch mit den USA ist 
bei den meisten CELAC-Staaten nach 
wie vor wirtschaftsbeherrschend und 
im Interesse der herrschenden Krei¬ 
se. Auch UN-Generalsekretär Ban Ki- 
Moon nahm an den Beratungen der 
33 Staatschefs teil. Er freute sich über 
die bisher errungenen Erfolge und die 
weiteren Vorhaben der Gemeinschaft 
und warb dafür, dass die CELAC „ge¬ 
meinsam mit den Vereinten Nationen 
arbeiten“ solle. 

Natürlich wird sie das, weil ihr zu Recht 
die Stärkung der weltweiten internati¬ 
onalen Bühne ein Anliegen ist - genau 
darin könnte übrigens auch ein Vehikel 
zu ihrer partiellen Entwertung liegen: 
denn zu den UNO-Avancen gehört die 
Anerkennung diverser Spielregeln, die 
bei den herrschenden Kräfteverhältnis¬ 
sen meist im Interesse der imperialis¬ 
tischen Staaten sind. Jedenfalls sieht 
sich die CELAC gleich in Punkt 1 von 
83 Unterpunkten der verabschiedeten 
„Erklärung von Havanna“ im Einklang 


mit den Prinzipien der Charta der Ver¬ 
einten Nationen und dem Internatio¬ 
nalen Recht, womit sie andererseits 
klug auf die innergemeinschaftlichen 
Differenzen hinsichtlich der zuwei¬ 
len deutlich unterschiedlichen außen¬ 
politischen Orientierung reagiert. Da 
gibt es nämlich zum einen Brasilien 
als BRICS-Staat, aber auch andere 
wirtschaftsstarke Länder wie Mexiko, 
Chile oder Argentinien; zum anderen 
politisch divergierende Länder wie Ve¬ 
nezuela oder Bolivien gegenüber Ko¬ 
lumbien, das in bestimmten Fragen die 
USA-Positionen vertritt; und letztlich 
noch den Block der kleinen Karibik¬ 
staaten, der über die CARICOM schon 
seit langem eine funktionierende Zu¬ 
sammenarbeit pflegt und angesichts 
seiner minderen Bedeutung durchaus 
darauf achten muss, seine Interessen in 
der CELAC vertreten zu sehen. 

Costa Ricas sozialdemokratische Präsi¬ 
dentin Laura Chinchilla übernahm für 
ihr Land die Führung der CELAC bis 
2015. Demnach wird der dritte Gipfel 
voraussichtlich in San Jose stattfinden. 
Der CELAC-Führung gehören immer 
der letzte, der aktuelle und der nächste 
Vorsitzstaat an. 

Kuba kann derweil mit der geleisteten 
Arbeit aus einem Jahr Führung einer 
brandneuen Organisation zufrieden 
sein: zu den Vereinbarungen des Gip¬ 
fels gehören neben dem Kampf gegen 
den Hunger und die Armut u. a. die Lö¬ 
sung jeglicher Differenzen über exis¬ 
tierende diplomatische und friedliche 
Wege, die Respektierung der Souverä¬ 
nität jedes Landes ohne Einmischung 
in seine Angelegenheiten, die Aner¬ 
kennung des Rechts der Staaten auf ihr 
eigenes gesellschaftliches, politisches, 
wirtschaftliches und kulturelles Modell 
der individuellen Entwicklung sowie 
die Begünstigung freundschaftlicher 
Beziehungen zwischen den Blockmit¬ 
gliedern trotz möglicher Unterschiede 
zwischen ihnen. 


Unterpunkt 38 der Erklärung erwähnt 
auf Initiative Venezuelas den „latein¬ 
amerikanischen und karibischen Cha¬ 
rakter“ Puerto Ricos, womit ein klarer 
Bezug auf die Entkolonialisierungs¬ 
anstrengungen der Vereinten Natio¬ 
nen genommen wird - ein weiterer 
Bezugspunkt auf die Weltorganisati¬ 
on, die dem Unilateralismusstreben 
der USA, aber auch dem Gedanken 
regionaler Zentren (USA, EU, Ja¬ 
pan) im Wege steht. In diesem Zu¬ 
sammenhang ist auch Unterpunkt 41 
von Wichtigkeit: „Wir erklären un¬ 
sere Ablehnung von einseitigen Lis¬ 
ten und Zertifizierungen seitens der 
entwickelten Länder zum Nachteil 
von Staaten Lateinamerikas und der 
Karibik, speziell jene, die sich auf den 
Terrorismus, den Drogenhandel, den 
Menschenhandel und andere solchen 
Charakters beziehen; wir bestätigen 
das CELAC-Sonderkommunique 
vom 5. Juni 2013, das die Einbezie¬ 
hung Kubas in die so genannte Liste 
des US-Außenministeriums von Staa¬ 
ten zurückweist, die den internationa¬ 
len Terrorismus fördern.“ 

Das erwähnte Kommunique konnte 
nicht unbeantwortet bleiben. Kurz vor 
dem Treffen in Havanna fand in Mia¬ 
mi eine Art rechte Gegenveranstaltung 
statt, deren Sinn vermutlich hauptsäch¬ 
lich darin bestand, die Medien in den 
USA zu beschäftigen, auf dass sie nicht 
auf die Idee kämen aus Kubas Haupt¬ 
stadt zu berichten. Das „Zentrum für 
die Öffnung und Entwicklung Latein¬ 
amerikas“ (CADAL) mit Sitz in Bu¬ 
enos Aires führte in Zusammenarbeit 
mit der Stiftung der Republikanischen 
Partei ein so genanntes „Forum der 
kontinentalen Demokratieförderung“ 
durch, an dem die regionale Rechte be¬ 
teiligt war. Zu den Unterstützern der 
CADAL gehören u.a. die Nationale 
Demokratiestiftung der USA (NED) 
und die deutsche Konrad-Adenauer- 
Stiftung. Günter Pohl 


Bescheidener Anfang bei der 
Syrien-Konferenz 

Der Vermittler von UNO und Arabi¬ 
scher Liga hat es geschafft: Mehr als 
eine Woche lang konnte der algerische 
Diplomat Lakhdar Brahimi in Genf die 
Delegationen der „Nationalen Koati- 
on“ und der syrischen Regierung mit¬ 
einander ins Gespräch bringen. 

Bei der abschließenden Pressekonfe¬ 
renz am 31. Januar sagte Brahimi, der 
Anfang sei „bescheiden, aber ein An¬ 
fang, auf dem wir aufbauen können“. 
Die Gespräche sollen am 10. Februar 
fortgesetzt werden, 

Themen der Gespräche waren humani¬ 
täre Hilfe, Gefangene und das jeweilige 
Verständnis des Genfer Abkommens, 
das am 30. Juni 2012 vereinbart wor¬ 
den war. Am 30. Januar sprachen die 
beiden Delegationen über den Terror 
in Syrien, den keine der Seiten in Abre¬ 
de gestellt habe, so Brahimi. In der lan¬ 
gen Sitzung habe es „angespannte und 
gute Momente“ gegeben. So habe die 
Regierungsdelegation dem Vorschlag 
der Delegation der Nationalen Koali¬ 
tion, eine Schweigeminute für alle To¬ 
ten in Syrien einzulegen, egal von wel¬ 
cher Seite, „sofort zugestimmt“. Für die 
Altstadt von Horns gebe es noch keine 
Einigung, doch Hilfslieferungen in das 
palästinensische Flüchtlingslager Yar- 
muk im Süden von Damaskus seien 
ausgehandelt worden. 

Einen Tag vor Ende der Gespräche 
wurden erneut Schuldzuweisungen an 
die Regierung in Damaskus in Umlauf 
gebracht. Die USA gehen davon aus, 
„dass einige Elemente des syrischen 
Programms zur Produktion biologi¬ 
scher Waffen vorangeschritten“ seien, 
sagte NSA-Chef James Clapper der 
Nachrichtenagentur AFP. Brian Be¬ 
cker vom Vorstand der US-amerikani¬ 
schen Antikriegskoalition ANSWER 
bezeichnete die Äußerungen als Ab¬ 
lenkungsmanöver. Die USA wollten 
damit rechtfertigen, dass man Waffen 
an Gruppen in Syrien liefere und damit 
den Krieg weiter anheize. ZLV 
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Hollande kam auf den Hartz 


Eine Meldung der „Saarbrücker Zeitung“ sorgte am 28. Ja¬ 
nuar bei französischen Gewerkschaftern und Linken für 
Erregung. Das Blatt hatte berichtet, dass der deutsche „Ar¬ 
beitsmarktreformer“ Peter Hartz, selbst Saarländer, nun 
auch den französischen Staatspräsidenten Hollande bera¬ 
te, wie einst Gerhard Schröder. Dazu sei er zu einem bis¬ 
her geheim gehaltenen Treffen am 12. November 2013 im 
Elysee-Palast, dem Sitz des französischen Staatschefs, emp¬ 
fangen worden. 

Erst am Tag zuvor hatte Hollande offiziell eingestanden, dass 
er sein im Frühjahr 2013 verkündetes Ziel, eine Wende in der 
Entwicklung der französischen Arbeitslosenkurve zu errei¬ 
chen, nicht erreicht habe. Die Meldung der „Saarbrücker 
Zeitung“ war umso glaubwürdiger, als Hartz seit seinem Aus¬ 
scheiden bei VW eine private „Beraterfirma“ unterhält und 
enge Beziehungen zu der französischen Firma „En Temps 
Reel“ hat, die sich als „Denkfabrik“ für Wirtschaftsfragen 
betätigt. Bei dieser hat Hartz im letzten Jahr auch schon ei¬ 
nen Vortrag in Paris mit dem Titel „Für eine Arbeitsmarkt- 
Reform in Europa“ gehalten. 

Die französische Staatsspitze fühlte sich peinlich berührt und 
dementierte. Hartz sei kein Berater Hollandes und solle es 
auch nicht werden. Dass es aber vor etwa zwei Monaten ein 
Treffen zwischen Hollande und Hartz im Elysee-Palast ge¬ 
geben hat, konnte nicht dementiert werden. 

Dem Dementi mangelte es auch an Glaubwürdigkeit, weil 
Hollandes Arbeitsminister Sapin, zu dem Vorgang befragt, 
erklärte, er halte Monsieur Hartz für „jemanden, der interes¬ 


sant ist“. Dass man ihm zuhöre, mit ihm spricht, sich ansieht, 
welche Erfahrungen gemacht wurden, sei „das Mindeste“. 
Der Vorgang ist insofern brisant, als Hollande und seine Re¬ 
gierung sowohl vom französischen Unternehmerverband 
MEDEF als auch aus der EU-Spitze und aus Deutschland 
immer wieder aufgefordert wurden, sich doch beim Bemü¬ 
hen um die „Ankurbelung“ der französischen Wirtschaft am 
„deutschen Beispiel“ zu orientieren. Die französische Ar¬ 
beitslosenquote liegt derzeit bei 10,8 Prozent, mehr als dop¬ 
pelt so hoch wie die offizielle deutsche Quote. Nicht erwähnt 
wird dabei natürlich, dass die Hartz-Gesetze der „Agenda 
2010“ in Deutschland die Tür öffneten für die Einführung 
eines umfassenden Niedriglohnsektors, bei dem die Arbeits¬ 
entgelte vielfach unter der Armutsgrenze liegen, und damit 
eine Deregulierung der Arbeitsverhältnisse per Zeitarbeit 
und Minijobs gefördert wurde, von der heute rund 20 Prozent 
aller Beschäftigten in Deutschland betroffen sind. 

Bei den Gewerkschaften stieß die MEDEF-Parole vom 
„deutschen Beispiel“ deshalb auf heftigen Widerstand. Der 
Generalsekretär des stärksten französischen Gewerkschafts¬ 
bundes CGT,Thierry Lepaon, erklärte, Hollande solle „auf¬ 
hören, Lektionen bei anderen zu nehmen“ und endlich das 
verwirklichen, was er im Wahlkampf versprochen hat. Der 
Chef von „Force Ouvriere“ Jean-Claude Mailly, kritisierte 
Hollandes „liberale Flucht nach vorn“ und meinte, wenn 
Hollande „bei dem Rat sucht, der die Rechte der Arbeitslo¬ 
sen in Deutschland zerschlagen hat“, sei das nicht mehr zu 
verstehen. Pierre Poulain 


Tunesien hat eine neue Verfassung 

Islamisten durch gesellschaftlichen Druck zum Rückzug gezwungen 



Bei der Verfassungsdebatte im tunesischen Parlament 


„Es hat lange gedauert, aber angesichts 
unserer Anzahl in der Verfassungsge¬ 
benden Nationalversammlung (ANC) 
ist es uns gelungen, einen im Großen 
und Ganzen positiven Text durchzu¬ 
setzen.“ So beurteilte Nadia Chaaba- 
ne, Abgeordnete der linken Al-Massar- 
Partei, die neue tunesische Verfassung, 
die am 26. Januar endgültig angenom¬ 
men worden ist. Die vereinte Aktion 
der progressiven Kräfte und der Zivil¬ 
gesellschaft habe die Ennadha-Partei 
zu Konzessionen gezwungen. 

Gleicher Grundton bei Riadh Ben Fad¬ 
hel von der „Volksfront“, zu der sich 
die kommunistische „Arbeiterpartei“ 
(PTT) mit anderen linken Gruppen 
zusammengeschlossen hat. Sein Urteil: 
„Selbst wenn das eine Pizza-Verfassung 
ist, bei der jeder das hinzufügte, was er 
wollte, betrachten wir die sechste Ver¬ 
sion des Textes als einen Fortschritt, 
denn sie ist das Ergebnis eines Kräfte¬ 
verhältnisses innerhalb und vor allem 
außerhalb der ANC.“ Trotz der Bezug¬ 
nahme auf den Islam als Staatsreligion 
sei der Fortschritt durch „die beispiel¬ 
hafte Koordination der progressiven 
Kräfte“ erreicht worden. 

Die im Oktober 2011 gewählte Verfas¬ 
sungsgebende Nationalversammlung 
hatte den Verfassungstext nach mona¬ 
telangen erbitterten Auseinanderset¬ 
zungen um die einzelnen Artikel am 
26. Januar mit einer Mehrheit von 200 
Ja-Stimmen bei nur 12 Gegenstimmen 
und 4 Enthaltungen angenommen. Das 
lag weit über der erforderlichen Zwei¬ 
drittelmehrheit. 

Damit verbunden war der von den li¬ 
beralen und linken Kräften zur Bedin¬ 
gung gemachte Rücktritt der bisheri¬ 
gen, von den Islamisten der Ennadha 
dominierte Regierung unter Minister¬ 
präsident Ali Larayedh und die Instal¬ 
lierung einer „neutralen“ Übergangs¬ 
regierung unter dem parteilosen Meh- 
di Jomaä, der allerdings auch schon 
als in der Larayedh-Regierung als In¬ 
dustrieminister amtiert hatte. Dieser 
Übergangsregierung hat die ANC am 
29. Januar mit 149 zu 20 Stimmen bei 
24 Enthaltungen das Vertrauen ausge¬ 
sprochen. Zu ihren wichtigsten wei¬ 
teren Aufgaben gehört nun die Be¬ 
schlussfassung über ein Wahlgesetz für 
Parlaments- und Präsidentenwahlen, 
die noch vor Jahresende 2014 abgehal¬ 
ten werden sollen. 

In der neuen Verfassung wird der Is¬ 
lam zwar als Staatsreligion und der 
Staat als „Wächter der Religion“ be¬ 
zeichnet, aber die Bestimmung, dass 
die Scharia die Grundlage des tunesi¬ 
schen Rechts sei, wurde gestrichen. In 
Artikel 6 heißt es, dass der Staat die 
Gewissens- und Glaubensfreiheit, die 
freie Ausübung der Kulte und die Neu¬ 
tralität der Moscheen und Kultstätten 
gegen jede parteiliche Instrumentali¬ 


sierung“ garantiert. Im Kapitel II gibt 
es einen umfangreichen Katalog de¬ 
mokratischer Bürgerrechte einschließ¬ 
lich des Rechtes zur Bildung von Ge¬ 
werkschaften und des Streikrechts. Von 
besonderem Gewicht ist Artikel 21, in 
dem die Gleichheit aller Bürgerinnen 
und Bürger festgeschrieben wurde. Die 
damit formulierte rechtliche Gleich¬ 
stellung von Männern und Frauen ist 
für ein Land moslemischer Tradition 
zweifellos ein gewaltiger Fortschritt. 
Die tunesische Verfassung dürfte da¬ 
mit die fortschrittlichste in der arabi¬ 
schen Welt sein. In Artikel 31 werden 
die „Freiheit der Meinung, des Den¬ 
kens, der Meinungsäußerung, der In¬ 
formation und der Veröffentlichung“ 
garantiert. In anderen Artikeln wird 
die „Neutralität des Bildungswesens“ 
vorgeschrieben und festgelegt, dass 
die Naturressourcen dem tunesischen 
Volk gehören und der Staat über diese 
Ressourcen im Namen des Volkes seine 
Souveränität ausübt. 

Der sich in diesen Bestimmungen 
und der Bildung der Übergangsregie¬ 
rung widerspiegelnde Kompromiss ist 
das Ergebnis einer langanhaltenden 
Kraft- und Machtprobe zwischen der 
Ennadha einerseits und dem bürger¬ 
lich-liberalen Oppositionsblock sowie 
den zahlreichen linken Oppositions¬ 
gruppen andererseits. Der erzwungene, 
wenn möglicherweise auch nur vorläu¬ 
fige Rückzug der Islamisten kam unter 
dem starken Druck eines Bündnisses 
verschiedenartiger gesellschaftlicher 
Kräfte zustande, zu dem als eine seiner 
Hauptstützen der Gewerkschaftsbund 


UGTT gehörte. Anders als in Ägypten 
kam es hier also zu einer gewissen „In¬ 
tegration“ zumindest der „gemäßigten 
Islamisten“ in das neu formierte poli¬ 
tische System, wenn dahinter auch die 
Spekulation stehen dürfte, dass es ih¬ 
nen bei den kommenden Wahlen ge¬ 
lingen könnte, erneut die Führung und 
Regierungsmacht zu übernehmen. 

Es liegt aber auf der Hand, dass mit 
der jetzt erzielten Regelung auf der 
politischen Ebene eine Bewältigung 
der ökonomisch-sozialen Probleme, 
die eigentlich am Beginn der tunesi¬ 
schen Revolution standen, noch nicht 
in Sicht ist. Welche Machtverhältnisse 
sich in nächster Zeit herausbilden wer¬ 
den und welche Richtung eingeschla¬ 
gen werden wird, um die seit 2010 eher 
größer als kleiner gewordene ökono¬ 
mischen und sozialen Probleme zu be¬ 
wältigen, ist noch völlig offen. Ebenso, 
wie das Land sich gegen die Einmi¬ 
schung und den Druck des Interna¬ 
tionalen Währungsfonds (IWF), ge¬ 
gen den Druck ausländischer Kredit¬ 
geber und multinationaler Konzerne, 
die in Tunesien investiert haben oder 
dafür gewonnen werden sollen, weh¬ 
ren kann. Große soziale Bewegungen 
und Konflikte dürften unter diesen 
Umständen programmiert sein. Ob es 
den tunesischen Linkskräften, derzeit 
noch stark zersplittert, gelingen wird, 
zu stärkerem gemeinsamem Handeln 
zu finden und mehr Einfluss auf die 
kommende Entwicklung auszuüben, 
bleibt unter diesen Umständen eine 
spannende Frage. 

Pierre Poulain 


Es hat nicht gereicht 

Zu den Wahlergebnissen in El Salvador am 2. Februar 


Es ist gewiss ein wichtiger Erfolg, jedoch 
kein Sieg für die Nationale Befreiungs¬ 
front Farabundo Marti (FMLN), die ehe¬ 
malige Allianz politisch-militärischer Or¬ 
ganisationen in El Salvador. Die FMLN 
hat zwar klar die meisten Stimmen (49 
%) bei der Präsidentschaftswahl am ver¬ 
gangenen Sonntag bekommen, aber die 
absolute Mehrheit von 50 Prozent plus 1 
verfehlt. Damit muss Salvador Sanchez 
Ceren am 9. März in die Stichwahl gegen 
Norman Quijano wieder antreten, den 
Kandidaten der erzkonservativen Partei 
ARENA. Diese erhielt nur 39 Prozent 
der Stimmen. Damit errang die FMLN 
mit eigenem Kandidat ihr bestes Wahler¬ 
gebnis in ihrer Geschichte und ARENA 
ihr schlechtestes. 

Die Wahllokale waren am 2. Februar von 
7 bis 17 Uhr geöffnet und es gab keine 
größeren Zwischenfälle. Zum ersten Mal 
in der Geschichte El Salvadors wurden 
die Wahllokale nicht nach den Familien¬ 
namen zugeordnet, sondern nach dem 
Wohnort. Diese Maßnahme ersparte 
den Wählern längere Fahrzeiten. Die 
Wahlprozedur wurde von ca. 3 000 aus¬ 
ländischen und einer gleichen Zahl in¬ 
ländischer Beobachter überwacht und 
kontrolliert. 


Insgesamt fünf Kandidaten waren für die 
Präsidentschaftswahl angetreten. Dritt- 
stärkster Kandidat war mit 11 Prozent 
der Stimmen Elias Antonio Saca Gonza¬ 
lez, der für die Movimiento Unidad, ein 
Mitte-Rechts-Bündnis, angetreten war. 
Die anderen zwei Kandidaten erreich¬ 
ten zusammen weniger al 1 Prozent. 
Sowohl die FMLN als auch ARENA 
haben sofort nach der Bekanntgabe der 
Wahlresultate ihre Bereitschaft erklärt, 
mit dem Movimiento Unidad zusam¬ 
menzuarbeiten. Das könnte den Aus¬ 
schlag für den Sieg am 9. März geben. 
Ob die Wähler der Movimiento Unidad 
in der zweiten Runde für die FMLN 
stimmen werden, ist fraglich. Im Gegen¬ 
teil, wahrscheinlich werden sie eher ihre 
Stimme der ARENA geben, auf Grund 
gemeinsamer klassenmäßiger Interessen. 
Die FMLN bräuchte ca. 25 000 Stim¬ 
men oder mehr, während ARENA 
mehr als 250 000 nötig hat. Es scheint 
also, dass die FMLN große Chancen hat, 
am 9. März zu gewinnen. Ob UNIDAD 
sich für die FMLN entscheidet, ist abhän¬ 
gig von den Zugeständnissen und Ver¬ 
einbarungen, die die FMLN bereit ist zu 
akzeptieren, um die nächsten fünf Jahre 
weiterregieren zu dürfen. Roberto Herrera 


Alltag in kolumbianischen Gefängnissen 

Was soll die Drohung der Regierung, den Dialog zu beenden? 


Joaquin Perez ist nicht mehr in Schwe¬ 
den bei seiner Familie. Er ist seit mehr als 
tausend Tagen der Willkür in den kolum¬ 
bianischen Knästen ausgesetzt. 

Perez ist Direktor der alternativen Nach¬ 
richtenagentur ANNCOL. Er wurde im 
April 2011 auf dem Flughafen von Cara¬ 
cas festgenommen und von der venezola¬ 
nischen Regierung an Kolumbien ausge¬ 
liefert. Die Entscheidung der damaligen 
Regierung unter Präsident Chävez war 
international heftig kritisiert worden; un¬ 
ter anderem auch, weil Perez, der wegen 
seiner Mitgliedschaft in der „Union Pa- 
triötica“ von Paramilitärs bedroht wor¬ 
den war und seit 1993 im Exil war, die 
schwedische Staatsbürgerschaft besitzt, 
aber schwedischen Diplomaten kein Zu¬ 
gang zu ihm gewährt worden war. 

In Kolumbien wurde er dann wegen 
„Verabredung zu schweren Verbre¬ 
chen“ (gemeint ist die Unterstützung 
der FARC) zu acht Jahren Haft verur¬ 
teilt. Aus dem Gefängnis „La Picota“ in 
Bogota schrieb er am 28. Januar: 

Vor einigen Tagen streute Präsident 
Santos „eine Sorge“ in alle vier Winde. 
Als wäre es eine Sensation, äußerte er 
in deutlicher Anspielung auf die FARC- 
Guerilla: „Wenn sie einen irrationalen 
Akt begehen, kann es (in Havanna) 
nicht weitergehen.“ Er sieht den Splitter 
im fremden Auge, aber nicht den Balken 
im eigenen. 

Gestern erst zeigte die Wachmannschaft 
der Nationalen Gefängnisbehörde (IN- 
PEC) den Insassen ihr Verhältnis zum 
Terrorismus: im Gefängnis „La Modelo“ 
in Barranquilla wurden Häftlinge mit 
Gas besprüht, deren Schutzsuche in der 
entstehenden Panik zu Feuer mit zehn 
Toten und Dutzenden Verletzten mit 
schweren Verbrennungen führte. Alles 
wegen der Willkür der Wächter. 
Pfefferspray und andere Gase zu sprü¬ 
hen, ist täglich 4 Brot in den Strafanstal¬ 
ten des Landes. Aggressionen und Schlä¬ 
ge sind die spezielle Rache eines Staa¬ 
tes, der den Terror als gesellschaftliches 
Kontrollmittel einsetzt, um sich an der 


Macht zu halten. Soweit ich weiß, wer¬ 
den die Gase benutzt um Demonstrie¬ 
rende unter freiem Himmel auseinander 
zu treiben. Dazu muss man wissen, dass 
wir Gefangenen eine höchst gefährde¬ 
te Gruppe sind, mit einer 40-prozentige 
Übervölkerung in den Knästen. Nicht 
nur dieser Fall zeigt die aggressive Aus¬ 
bildung der INPEC-Wächter. Wenn man 
Erlaubnis zum Besuch der Krankenstati¬ 
on erbittet, setzt man dir unzählige Hin¬ 
dernisse in den Weg. Wenn man es dir 
erlaubt, musst du durch diverse Türen 
und wenn du dann vor der Krankensta¬ 
tion stehst, kommt die trockene Antwort 
eines Wächters: „Die Krankenschwester 
ist heute nicht gekommen, und dem Arzt 
hat man sein Gehalt nicht gezahlt.“ 

Bei den Besuchen an den Wochenenden 
passiert noch Schlimmeres. Den Babys 
zieht man sogar die Windeln aus und den 
Frauen zerfetzt man ihre Unterwäsche. 
Und das passiert bei allem, was in den 
Gefängnissen geschieht. Wenn man es 
bei der Meldestelle anzeigen will, funk¬ 
tioniert die Linie „143“ nicht - piep-piep- 
piep. 

Schon früher habe ich das Vandalentum 
der Wärter angeklagt, wenn sie eine Zel¬ 
le durchsuchen. Sie kommen mit einer 
Wildheit, die an die Nazi-Konzentrati¬ 
onslager erinnert: sie zerstören jede Art 
von Gemütlichkeit, die sich die Gefan¬ 
genen hergestellt haben, wie Regale, Ta¬ 
peten oder anderes - das alles müssen 
die Gefangenen würdelos in Unterwä¬ 
sche erdulden. 

Niemand sollte daran zweifeln, dass die 
Wachmannschaft damit den Vorschriften 
des „Plan Colombia“ folgt. Das ist ziem¬ 
lich ähnlich dem, was in Guantänamo 
geschieht. Ist es also so, dass die FARC 
„den Friedensprozess in Fetzen reißen“, 
während die schweren Irrationalitäten 
des INPEC zu verbrannten Gefangenen 
führen? 

Für mich ist der Tod einer hochgestellten 
Persönlichkeit genauso schwerwiegend 
wie der Tod eines gewöhnlichen Gefan¬ 
genen durch Nachlässigkeit des Staates. 

Übers.: G. Pohl 


Verfolgung der Linken in Kolumbien 

Die Deutsche Kommunistische Partei drückt ihre tiefe Besorgnis angesichts der Verfolgung von 
Mitgliedern der Marcha Patriötica aus. Seit der Gründung, die im Rahmen des Friedensprozesses 
in Kolumbien geschah, sind bereits 29 ihrer Mitglieder von staatlichen und parastaatlichen Kräften 
ermordet worden. Führende Aktivistinnen und Aktivisten der Marcha Patriötica, wie Huber Balles¬ 
teros und Francisco Tolosa, wurden verhaftet, weil man ihnen Nähe zu Guerillagruppen vorwirft. 
In diesem Zusammenhang verurteilt die DKP ebenso den Überfall von Polizeieinheiten auf das zen¬ 
trale Parteigebäude der Kolumbianischen Kommunistischen Partei in Bogota vor einer Woche. Der 
Wachmann wurde dabei von Polizisten krankenhausreif geschlagen. Die PCC ist Teil der Marcha 
Patriötica. Deshalb sehen wir die Einschüchterung gegen die PCC als Teil der Verfolgung der MP. Die 
Geschehnisse erinnern bereits jetzt fatal an die Massenermordung von Mitglieder der Union Patriöti¬ 
ca in den achtziger Jahren, damals ebenfalls um einen begonnenen Friedensprozess zu torpedieren. 
Die DKP fordert die Freilassung der Aktivistinnen und Aktivisten der Marcha Patriötica und die Be¬ 
endigung der Verfolgung und Tötung ihrer Mitglieder! Wenn die Regierung Frieden will, muss sie 
das nicht vor den Fernsehkameras in Havanna sagen, sondern im eigenen Land zeigen 
Die Erklärung wurde auf der 6. Parteivorstandstagung vom 25726. Januar 2014 einstimmig ver¬ 
abschiedet 
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Gastkolumne von Georg Fülberth 

Empörung rechts 


2007 meldete sich in Frankreich ein 
„Unsichtbares Komitee“ mit einem 
Text „Der unsichtbare Aufstand“ 
zu Wort. Er fand in den folgenden 
Jahren auch internationale Reso¬ 
nanz. Noch berühmter wurde 2010 
die Flugschrift „Empört Euch!“ des 
ehemaligen Resistance-Kämpfers 



Stephane Hessel gegen Sozialabbau 
und Entdemokratisierung. Hier wur¬ 
de eine Wechselstimmung laut, die 
2012 Frangois Hollande ins Präsiden¬ 
tenamt trug. Er hatte im Wahlkampf 
Sozialreformen und eine Umvertei¬ 
lung von Oben nach Unten verspro¬ 
chen. Davon verwirklichte er wenig 
und profilierte sich stattdessen mit 
militärischen Interventionen. 

Im Januar 2014 verkündete er eine 
sozial- und wirtschaftspolitische 
Wende nach rechts im Stil von Ger¬ 
hard Schröders Agenda 2010. Pe¬ 
ter Hartz gab ihm Tipps. Ein Rund¬ 
funk-Kommentar sagte voraus, im 
Vergleich zu den Unruhen, die bald 
ausbrechen würden, erschienen die 
einstigen deutschen Montagsde¬ 
monstrationen gegen Hartz IV völ¬ 
lig harmlos. 


Nun hat die Führerin des faschistoi¬ 
den „Front National“, Marie Le Pen, 
zu einem Tag der Empörung aufgeru¬ 
fen. Schon längst gehört nicht nur die 
Hetze gegen Schwule und Migranten 
zu ihren Themen, sondern auch der 
Protest gegen die Krisenlasten. Das 
ist Demagogie, aber auf der äußers¬ 
ten Rechten nicht selten. Überall, wo 
faschistische oder halbfaschistische 
Parteien zulegen, verbinden sie den 
Kern ihrer Politik - Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit - mit dem Ap¬ 
pell an die Teile der Unterklassen, bei 
denen der Appell, es gelte gegen die- 
jenigen vorzugehen, die noch schwä¬ 
cher sind als sie selbst, verfängt. Es 
besteht die Gefahr, dass diese Politik 
erstmals in einem der größten Län¬ 
der der Europäischen Union, starken 
Einfluss gewinnt. 

Hollande will die Politik Sarkozys 
wieder aufnehmen. Zuletzt war ge¬ 
gen diesen eine linke Mehrheit zu¬ 
stande gekommen. In der Auseinan¬ 
dersetzung mit Hollande wird sich 
das nur schwer verwirklichen lassen. 
Also könnte die Majorität, die sich 
gegen ihn zusammenschiebt, eine 
rechte sein, unter der Stimmungs¬ 
führerschaft von Marie Le Pen. 

Das ist nicht völlig neu in der fran¬ 
zösischen Geschichte. Als 1888 die 
Regierung von den linksliberalen 
so genannten „Radikalen“ geführt 
wurde, bildete sich hinter dem Ge¬ 
neral Boulanger eine Allianz bis hin 
zu den Monarchisten und Antisemi¬ 
ten. Damals konnte sie abgewehrt 
werden. Selbst falls das auch dies¬ 
mal gelingen sollte: Die aggressive 
Rechte gewinnt in fast ganz Europa 
an Boden. 


Pressemund tut 
Wahrheit kund 


Es gibt Momente, in denen selbst der 
Zynismus bürgerlicher Politiker zu 
einem herzhaften Lachen ermuntert, 
diesmal zum Thema Pressefreiheit. 
Wir erinnern uns: Im Juli 2013 wur¬ 
de der 25-jährige US-amerikanische 
Obergefreite Bradley, heute Chelsea, 
Manning zu 36 Jahren Gefängnis ver¬ 
urteilt. Kein Mord, kein Kriegsver¬ 
brechen wurden ihm zur Last gelegt. 
Sein Vergehen: die Wahrheit. Bradley 
Manning machte geheime Dokumen¬ 
te der US-Armee der Öffentlichkeit 
zugänglich und enthüllte Kriegsver¬ 
brechen - etwa einen Hubschrauber¬ 
angriff gegen unbeteiligte Journalis¬ 
ten und Zivilisten. Er selbst gibt an, 
dass ihn die Greuel des Krieges im 
Irak und Afghanistan schockiert und 
zu seinem Handeln motiviert haben. 
Kein bürgerlicher Politiker sah die 
Pressefreiheit angesichts dieses politi¬ 
schen Gewalturteils in Frage gestellt. 
Doch wenn es nicht um die Wahrung 
imperialistischer Vorherrschaft, son¬ 
dern eine angemessenere Vertei¬ 
lung des gesellschaftlichen Reich¬ 


tums geht, entdeckt der Bundesver¬ 
band Deutscher Zeitungsverleger 
(BDZV) sein Herz für die hohen 
Werte bürgerlicher Demokratie. In 
der Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohnes von 8,50 Euro in der 
Stunde ohne Ausnahme erblickt der 
BDZV eine Gefahr für die Presse¬ 
freiheit, weil mit einer derartigen 
Entlohnung von Zeitungsboten in 
manchen Regionen die Zustellung 
eingestellt werden müsste. 

Wahrlich, das rührt uns sehr! Wir 
empfehlen den Lohnabhängigen der 
betroffenen Regionen angesichts der 
trüben Aussicht, dem Maß ihrer Aus¬ 
beutung eine gesetzliche Grenze zu 
setzen, den Bezug der Springerpresse 
ganz und gar einzustellen. Wir über¬ 
nehmen es herzlich gern, ihre Kun¬ 
de in die Welt zu tragen, damit dann 
auch der Letzte begreift: Gegenüber 
den Profitinteressen des Kapitals hal¬ 
ten keine Zugeständnisse und Kom¬ 
promisse stand, sondern nur unver¬ 
söhnliche Klassenpolitik. 

Roman Stelzig 




Karikatur: Bernd Bücking 


Unsere Zukunft statt eure Profite! 

Interview mit Florian H. zur Arbeiterjugendkampagne der SDAJ 


UZ: Ihr habt am LLL-Wochenende 
Eure Kampagne „ Unsere Zukunft statt 
eure Profite“gestartet. Welche Ziele ver¬ 
folgt ihr mit der Kampagne? 

Florian: Wir wollen vor allem die Si¬ 
tuation durchbrechen, die mitver¬ 
antwortlich ist, für die Stärke des 
deutschen Imperialismus. Eine nicht 
kämpfende Arbeiterklasse hat unse¬ 
rer Einschätzung nach mehrere Ur¬ 
sachen: Problematisch ist, dass Sozi¬ 
alpartnerschaft und Standortlogik in¬ 
nerhalb der Arbeiterklasse und somit 
auch in der Arbeiterjugend sehr weit 
verbreitet sind. Hinzu kommt, dass wir 
heute in einer Situation leben, in der 
die absolute Mehrheit der Jugendli¬ 
chen ihre Klasse als passiv bis nicht 
existent wahrnimmt und ihre eigene 
Situation als selbstverschuldet an¬ 
sieht. Um zu zeigen, dass die beschis¬ 
senen Situationen in den Betrieben 
keine Einzelfälle sind, wollen wir die¬ 
se Schweinereien mit Outings (Ent¬ 
hüllungen) von Betrieben vor Ort 
konkret ins Blickfeld der Menschen 
bringen. Bei den verschiedenen Ou¬ 
tings werden wir immer darauf hin- 
weisen, welche Ursachen die Schwei¬ 
nereien haben. Denn genau das scheu¬ 
en die Konzerne. 

Unser Ziel bei dieser Kampagne ist 
es auch, als SDAJ Schritte hin zu ei¬ 
ner besseren Verankerung in der Ar¬ 
beiterjugend zu gehen. Organisations¬ 
politisch heißt das für uns natürlich: 
Gewinnung von mehr Arbeiterju¬ 
gendlichen. Neben den Outings und 
der Mitgliederwerbung wollen wir 
die Auseinandersetzungen um kon¬ 
krete Verbesserungen unterstützen 
und dort wo es möglich ist welche in- 
izieren. 

UZ: Gibt es bundesweit gemeinsame 
Themen? 

Florain: Ja. Unserer Ziel ist es, in lo¬ 
kalen Auseinandersetzungen für ein 
Ausbildungsgesetzt zu werben, wel¬ 
ches die bundesweite Klammer für un¬ 
sere Kampagne bildet. In diesem Aus¬ 
bildungsgesetzt haben wir unsere For¬ 
derungen im Arbeiterjugendbereich 
zusammengefasst. Es ist ein Angebot 
der SDAJ an alle, mit uns gemeinsam 
für die eigenen Interessen aktiv zu wer¬ 
den. Klar ist, dieses Gesetzt werden wir 
nicht durch Apelle an diesen Staat oder 
die Unternehmen durchsetzen, son¬ 
dern im Kampf gegen sie. 

UZ: Welche unterschiedlichen Forde¬ 
rungen werden dann in diesem Ausbil¬ 
dungsgesetz gebündelt? 

Florian: Das geht es von Forderun¬ 
gen für eine Ausbildungsplatzumlage 
(„Wer nicht ausbildet muss zahlen!“) 
über eine Mindestausbildungsvergü¬ 
tung von 1 200 Euro, einer Absage an 
Schmalspurausbildungen, die unbe¬ 
fristete Vollzeitübernahme im erlern¬ 



ten Beruf bis hin zur Forderung nach 
Verbot des Berufs vorbereitenden Jah¬ 
res und anderer Warteschleifen. Uns 
geht es darum, die vereinzelten Aus¬ 
einandersetzungen zusammenzufüh¬ 
ren und eine Perspektive aufzuzeigen. 
Dabei ist natürlich klar, dass diese For¬ 
derungen teilweise auch schon an die 
Grenzen dessen gehen, was wir im Ka¬ 
pitalismus durchsetzen können, wenn 
wir z.B. die Forderung nach Umlage- 
finazierung stellen. In unseren Augen 
muss die Strafe, die nicht-ausbildende 
Unternehmen zahlen, höher sein als die 
Kosten für einen normale Ausbildung. 
Wenn wir dieses dann auch noch mit 
dem Recht auf Übernahme verbinden, 
kommen wir dicht an das Recht auf 
Arbeit, das wir im Kapitalismus nicht 
durchsetzen werden können. Hier 
zeigt sich dann ein Übergangscharak¬ 
ter. Diese Forderungen können zusam¬ 
men mit den konkreten Auseinander¬ 
setzungen an die Erkenntnis heranfüh¬ 
ren, dass wir um Ausbildung und Arbeit 
die unserem Interessen zu erkämpfen, 
den Kapitalismus überwinden müssen. 

UZ: Ihr steht gerade am Anfang der 
Kampagne. Welche Aufgaben liegen 
jetzt vor euch und wie können die Glie¬ 
derungen der DKP euch unterstützen? 

Florian: Wir haben unsere Kampag¬ 
ne mit dem LLL-Wochenende gestar¬ 
tet und sind momentan dabei Infor¬ 
mationen über Schweinereien in den 
Betrieben zu sammeln und Schwer¬ 
punktbetriebe auszuwählen. Dabei 
kann uns die DKP sehr unterstützen: 
Häufig haben die Genossinnen der 
DKP gute Kontakt in Gewerkschaften 
und Betrieben und kennen spannen¬ 
de Auseinandersetzungen oder aktive 
Jugendvertretungen, die auch eventu¬ 
ell mit der SDAJ eine Zusammenar¬ 
beit nicht scheuen. Auch Kontakt zu 
Ansprechpartnerinnen in den Betrie¬ 
ben, die uns bei unserer Recherche und 
unseren Fragen weiterhelfen können, 
stärken uns in der Umsetzung unserer 
Kampagne. 

Nachdem wir uns vor Ort einen Über¬ 
blick verschafft haben und Kontakt in 


Betriebe aufgebaut haben bzw. - da 
wo ohnehin schon Kontakt vorhanden 
war - diesen gestärkt haben, wollen wir 
versuchen zusammen mit Jugendbünd¬ 
nissen, Gewerkschaftsjugenden und 
betrieblichen Interessenvertretungen 
diese Zustände an die Öffentlichkeit 
zu bringen, sie also zu outen und Ak¬ 
tionen zu beginnen. Auch hierbei kön¬ 
nen uns Kontakte und praktische Un¬ 
terstützung der Genossinnen der DKP 
helfen. 

Aber nicht nur Aktionen stehen an. 
Wir wollen außerdem Veranstaltun¬ 
gen zu verschiedenen Themen, wie die 
Übernahmeproblematik vor Ort, die 
Funktionen von Leiharbeit und Werk¬ 
verträgen und zu weiteren gewerk¬ 
schaftlichen und betrieblichen Themen 
organisieren. Auch hierbei brauchen 
wir die Unterstützung von DKPlerln- 
nen, die zu diesen Themen referieren 
können. 

UZ: Das hört sich jetzt alles sehr stark 
nach einer Fixierung auf betriebliche 
Themen und Auseinandersetzungen 
an. Wie wollt ihr konkret für ein Aus¬ 
bildungsgesetzt werben und welche wei¬ 
teren Elemente beinhaltet eure Kampa¬ 
gne? 

Florian: Neben Veranstaltungen zu die¬ 
sen Themen werden wir uns anhand 
einer Bildungszeitung, zu der in den 
Gruppen und Landesverbänden Semi¬ 
nare stattfinden, auch grundsätzlich mit 
dem Zustand der deutschen Gewerk¬ 
schaften, wie auch unserer aktuellen 
Strategie hin zu einer klassenkämpferi¬ 
schen Arbeiterbewegung austauschen. 
Anderseits wird es natürlich unsere 
Aufgabe sein, die konkreten Ausein¬ 
andersetzungen mit der Perspektive 
der Überwindung dieser Zustände zu 
verbinden und auch klar und deutlich 
zu machen: Um unsere Forderungen 
endgültig durchzusetzen, um das Recht 
auf Arbeit und Ausbildung zu durch¬ 
zusetzen, müssen wir den Sozialismus 
erkämpfen. 

UZ: Welche bundeweiten Ereignisse ste¬ 
hen in der Kampagne für euch an? 

Florian: Wir haben hier vor allem zwei 
Bundesweite Höhepunkte: Einerseits 
das UZ-Pressfest, auf welchem die 
Kampagne für uns eine große Rolle 
spielen wird. Wir wollen dort sowohl 
über die Notwendigkeit eines Ausbil¬ 
dungsgesetz, als auch über die strate¬ 
gische Ausrichtung unseres Kampfes 
diskutieren. Natürlich sollen auch die 
Zustände in den Betrieben dargestellt 
werden und lokale Beispiele des Wie¬ 
derstands vorgestellt werden. 
Anderseits wollen wir am LLL Wo- 
chende 2015 unsere Kampagne mit 
einer bundesweiten Veranstaltung ab¬ 
schließen. Auch hierfür können wir 
die Hilfe von DKP-Genosslnnen gut 
gebrauchen. 

Das Gespräch führte Gerd Ziegler 






















































Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 




Bild oben: „Oppositionsführer“ in Kiew - Klitschko spricht,„Swoboda“ und andere sind dabei... 


Bild oben: Barrikade in Kiew am 26. Januar. Als „Sturmtruppen“ beteiligten sich 
vor allem faschistische Kräfte an der Besetzung staatlicher Gebäude. 


Faschisten auf dem Maidan 
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Bild oben: Krim, die erst 1954 zur 
Ukraine kam, ist noch heute ein 
Ferienparadies. Hier ein Foto aus dem 
bekanntesten Pionierlager Artek aus 
dem Jahr 1983. Als Erholungslager für 
Kinder und Jugendliche existiert es 
nach wie vor. 


Bild oben: Die Ruinen von 
Tschernobyl. 

Bild rechts: Tag der Flotte 
2012. Sewastopol auf der 
Krim ist Stützpunkt der 
russischen Schwarzmeer¬ 
flotte. 


D ie Ukraine verfügt nach Russ¬ 
land mit 603 700 km 2 über das 
zweitgrößte Staatsgebiet in Eu¬ 
ropa. 2011 lebten in der Ukraine, die 
nach dem Zerfall und der Auflösung 
der Sowjetunion im Jahr 1991 unab¬ 
hängig wurde, 45 665 281 Menschen. 
Das Donezgebiet im Osten ist ein in¬ 
dustrieller Schwerpunkt des Landes - 
einst das bedeutendste Kohlenrevier 
der Sowjetunion. Ein weiteres wichti¬ 
ges Industriegebiet erstreckt sich am 
großen Djneprbogen mit dem Eisen¬ 
erzvorkommen von Kriwoi Rog. Die 
Kohlen- und Eisenerzförderung ist wie 
die Industrieproduktion jedoch stark 
rückläufig. Bei Öl und Ergas ist das 
Land weitgehend auf Importe ange¬ 
wiesen. 

Ukrainer stellen in allen Regionen - 
mit Ausnahme der Autonomen Repu¬ 
blik Krim und der Stadt Sewastopol - 
den größten Teil der Bevölkerung. 
In diesen beiden Regionen sind die 
Russen die bei weitem bedeutendste 
Volksgruppe, weitere Gebiete mit ho¬ 
hem russischem Bevölkerungsanteil 
von 39,0 Prozent bzw. 38,2 Prozent 
(2001) sind die Oblaste Luhansk und 
Donezk im Südosten der Ukraine. 

In der Ukraine leben - bezogen auf die 
Gesamtbevölkerung - etwa 77,8 Pro¬ 
zent Ukrainer und 17,3 Prozent Russen. 
Eine staatlich nicht anerkannte Min¬ 
derheit sind die Russinen Transkarpa- 
tiens. Neben den größten Nationali¬ 
täten (Ukrainer, Russen, Belorussen, 
Moldawier, Krimtataren, Bulgaren, 
Magyaren, Polen) gibt es noch viele 


kleinere Minderheiten mit weniger als 
100 000 Einwohnern ( Wikipedia ). Bei 
einer Volkszählung Anfang des Jahres 
1941 wurden 2,4 Millionen Juden auf 
dem Territorium der heutigen Ukrai¬ 
ne gezählt (diese Zahl enthält nicht die 
aus der transkarpatischen Ukraine und 
der Krim), vor allem in der Westukrai¬ 
ne. Das Gebiet war einst Hochburg jü¬ 
dischen Lebens, jüdischer Kultur und 
eines der Hauptverbreitungsgebiete 
der jiddischen Sprache in Osteuropa. 
2001 lebten nach offiziellen Angaben 
noch rund 100 000 Menschen jüdischer 
Herkunft in der Ukraine. 

★ 

1941 begrüßten viele ukrainische Na¬ 
tionalisten den Überfall des faschisti¬ 
schen Deutschlands auf die Sowjetuni¬ 
on. Sie erhofften sich von den Hitler¬ 
truppen „Befreiung“. 

Nicht wenige junge, faschistisch ge¬ 
sinnte Ukrainer meldeten sich bei den 
deutschen Okkupanten - SS-Sonder- 
einsatzgruppen führten im Rücken der 
Front einen grausamen Vernichtungs¬ 
krieg gegen Zivilisten, vor allem Juden, 
Roma und Kommunisten - zum Hilfs¬ 
dienst. Sie halfen beim planmäßigen 
Morden. Ende 1943 wurde eine eige¬ 
ne ukrainische SS-Division aufgestellt. 
Auch Stepan Bandera, die OUN (Or¬ 
ganisation Ukrainischer Nationalisten) 
und ihr bewaffneter Arm, UPA, gehör¬ 
ten zu den treuen Dienern der deut¬ 
schen Faschisten. Mit ihrer Hilfe wur¬ 
de z.B. von der faschistischen Abwehr 
die „Ukrainische Legion“ aufgebaut, 
zu der auch das berüchtigte Bataillon 


„Nachtigall“ gehörte. Die „Ukraini¬ 
sche Legion“ spielte bei der Bekämp¬ 
fung der sowjetischen Partisanen und 
der Judenvernichtung eine bedeuten¬ 
de Rolle. 

Bandera und seine OUN richteten am 
30. Juni 1941 - noch vor Einmarsch der 
deutschen Truppen - ein Massaker in 
der Stadt Lwiw an. Nach Kriegsende 
setzten die Banden der UPA in den 
Wäldern ihren Kampf gegen die So¬ 
wjetmacht fort. Sie konnten endgül¬ 
tig erst in den 50er Jahren zerschlagen 
werden*. 

Nationalistische Positionen und An¬ 
tisemitismus wurden nach dem Ende 
der Sowjetunion in der Ukraine zu¬ 
nächst durch die Ruch- und UNSO- 
Bewegung (UNSO - Ukrainische 
Nationale Selbstverteidigung, eine 
ultranationalistische Organisation) 
vor allem aber auch von der ukraini¬ 
schen Kirche unter der Führung ihres 
Metropoliten Filaret, geschürt. Die 
UNSO hat ihren Hauptstützpunkt in 
der Westukraine, in Lwiw (Lwow, Lem¬ 
berg) und fand auch Unterstützung bei 
Teilen der Armee. 

Die faschistische „Ukrainische Natio¬ 
nale Versammlung“ (UNA) wurde im 
Dezember 1994 offiziell vom Kiewer 
Justizministerium als „Partei“ zuge¬ 
lassen. 

In vielen Orten - jetzt auch auf dem 
Maidan-Platz - treten immer wieder 
auch Anhänger der Partei „Bratst- 
wo“ (Brüderlichkeit) auf. Sie tragen 
schwarze Armbinden, auf denen auf 
einem hellem Kreis ein stilisiertes Ha¬ 
kenkreuz zu sehen ist. 

Bei dem schwarzen Zeichen auf der 
gelben Armbinde handelt es sich um 
die modifizierte Wolfsangel. Sie war 
das Symbol der SS-Division „Reich“ 
und diente bzw. dient heute einigen 
neofaschistischen Organisationen in 
Europa als Symbol*. 

Von 1991 bis 2003 war dies das offiziel¬ 
le Symbol der „Sozial-Nationalen Par¬ 
tei der Ukraine“ (SNPU). Aus dieser 
Partei, die sich auf die Ideologie der 
NSDAP berief und am wenigsten Hehl 
aus ihrer ideologischen Nähe zum 
deutschen Faschismus machte*, ging 
2004 die von Oleh Tjahnibok geführ¬ 
te Partei „Swoboda“ (Freiheit) hervor. 
Vor allem die Swoboda-Partei*, die 
bei den Wahlen 2012 mit mehr als 
zehn Prozent erstmals in die Oberste 
Rada einzog, gewinnt immer mehr - 
vor allem in den Regionen Lwiw, Ter- 
nopil oder Ivano Frankiwsk (Westuk¬ 
raine) - an Einfluss. Kontakte hat man 
u.a. zur NPD und zur Front Natio¬ 
nal aus Frankreich. Ihre historischen 
Wurzeln sieht „Swoboda“ in der Or¬ 
ganisation Ukrainischer Nationalisten 
(OUN) und deren bewaffnetem Arm, 
der UPA. Sie verherrlicht Stepan Ban¬ 
dera als den Anführer der OUN. 

Nach der „Orangenen Revolution“ 
ernannte der damalige Präsident Just- 



Bild oben: Hauptwachtmeister der Gendamerie Volkmann, Führer des Rayonpos¬ 
tens Sarig, zeigt seinem Kommandeur, die Anlage des Rayonpostens Sarig. 

Bild unten: An der Ermordung von Juden waren auch ukrainische Einheiten 
beteiligt. (Das Foto wurde vermutlich 1942 in der Nähe von Ivangorod in der 
Ukraine aufgenommen). 



Foto: Jerzy Tomaszewski/ Wikimedia.org/ public domain 


schenko 2010 Bandera zum „Helden 
der Ukraine“. Der jetzige Präsident 
Janukowitsch machte diese Entschei¬ 
dung rückgängig. 

Bandera wurde von Faschisten erst 
jüngst, am 1. Januar, bei einem Marsch 
durch Kiew „gewürdigt“. 
Swoboda-Chef Oleh Tjahnibok be¬ 
zeichnet die Regierung Ende 2013 bei 
seinen Auftritten auf dem Maidan- 
Platz als „Gangster, Diebe oder Tiere“. 
Er fordert zum Weiterkämpfen auf und 
schwärmt dabei leidenschaftlich von 
Europa, (vgl. Die Zeit, 6.12.2013 ) 

Es ist kennzeichnend für den tatsächli¬ 
chen Charakter der - von EU, NATO 
und der deutschen Regierung gestütz¬ 
ten - angeblichen Volksbewegung in 
der Ukraine, dass unter den vermumm¬ 
ten Angreifern und Besetzern von 
staatlichen Gebäuden viele Nationa¬ 
listen und vor allem Mitglieder faschis¬ 
tischer Organisationen und Netzwerke 
sind und Losungen wie „Die Ukraine 
den Ukrainern“ immer lauter werden. 
Es ist bezeichnend, wenn als Akteur 
auf dem Maindan-Platz der als „pro¬ 
westlich“ geltende Wladimir Klitschko 
(UDAR - Ukrainische demokratische 
Allianz für Reformen) gemeinsam ne¬ 
ben Faschisten auftritt. DS 



Ukraine heute: Bandera-Denkmal in 
Lwiw. 


* Siehe zum Thema ausführlicher: Willi 
Gerns, Die Allukrainische Bewegung „Swo- 
boda". UZ vom 21.12.2012 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Der Schlaf der Vernunft gebiert Ungeheuer 


Lukäcs erklärt den Faschismus 


G eorg Lukäcs (1885-1971) ist einer der be¬ 
deutendsten marxistischen Philosophen 
und Literaturwissenschaftler des 20. Jahr¬ 
hunderts. 1954 erschien sein Werk „Die Zerstö¬ 
rung der Vernunft“ im Berliner Aufbau-Verlag. 
1962 wurde es auch im Westen gedruckt. 1966 
kam eine gekürzte Taschenbuchausgabe bei Fi¬ 
scher heraus. 

„[meine Betrachtungen] wenden sich ja auch gar 
nicht an die sich selbst bewußt Blindmachenden, 
sondern an jene, in denen wenigstens ein dumpfes 
Gefühl des Unbehagens gegenüber der Hitler- 
schen Vergangenheit Deutschlands arbeitet. Die¬ 
se sollen zu einer historischen Einsicht erweckt 
werden, zur Einsicht, daß Hitler keine isolierte, 
zufällige Episode in der deutschen Geschichte 
nach 1848 gewesen ist, daß eine wirkliche und 
darum wirksame Abrechnung mit der Hitlerzeit, 
eine echte Bewältigung der deutschen Vergan¬ 
genheit nur dann möglich ist, wenn man begrif¬ 
fen hat, daß zumindest die Alternativen von 1848 
falsch beantwortet worden sind... 

Diese Sätze stammen aus dem Vorwort der Ta¬ 
schenbuchausgabe. Davon rückte der SPIEGEL 
am 14. März 1966 erstaunliche 12 Seiten in sein 
Blatt. 

★ 

Am vergangenen Samstag kamen die Mitglieder 
der Marx-Engels-Stiftung zu ihrer Jahreshaupt¬ 
versammlung zusammen. Sie luden zu einer Kon¬ 
ferenz über Lukäcs 4 Buch „Die Zerstörung der 
Vernunft“ aus Anlass seines Erscheinens vor 
60 Jahren ein. Die fundamentale Krise des ge¬ 
genwärtigen Kapitalismus legt die Überprüfung 
seiner Aktualität nahe. 

Im ersten Kapitel der „Zerstörung der Vernunft“ 
heißt es: „...bewegt sich die deutsche Weltan¬ 
schauung der imperialistischen Periode, wie wir 
sehen werden, von Nietzsche bis Spengler und 
später in der Weimarer Zeit von Spengler bis 
zum Faschismus. Wenn wir diese weltanschau¬ 
liche Vorarbeit der deutschen Philosophie seit 
Schopenhauer und Nietzsche betonen, so könn¬ 
te dagegen eingewandt werden, daß es sich um 
esoterische, nur in ganz engen Kreisen verbreitete 
Lehren handelt. Wir glauben dagegen, daß man 
die indirekte, unterirdische Massenwirkung der 
bisher analysierten neumodischen, reaktionären 
Ideologien nicht unterschätzen darf. Diese Wir¬ 
kung beschränkt sich nicht auf den unmittelba¬ 
ren Einfluß der von den Philosophen verfaßten 
Bücher selbst, obwohl man nicht außer acht las¬ 
sen soll, daß die Auflagen der Werke Schopenhau¬ 
ers und Nietzsches sicherlich viele Zehntausen¬ 


de erreichen. Aber über Universitäten, Vorträge, 
Presse usw. greifen diese Ideologien auch auf die 
breitesten Massen über, selbstverständlich in ver¬ 
gröberter Form, dadurch wird jedoch ihr reaktio¬ 
närer Inhalt, ihr letzthinniger Irrationalismus und 
Pessimismus eher verstärkt als abgeschwächt, da 


Rationalitätsbegriff bei Lukäcs von der Zerstö¬ 
rung der Vernunft 4 bis zur Ontologie“ 

Etwa 60 Teilnehmer erwarteten zudem Kurzbeiträ¬ 
ge von Dr. Manfred Lauermann, Hannover, über 
„Lukäcs und der Irrationalismus der Linken“ sowie 
von Hans-Peter Bordien, Köln, über die Wirkung 



Von links nach rechts: Erich Hahn, Arnold Schölzel, Dieter Kraft, Manfred Lauermann. 


die Kerngedanken die Vorbehalte stärker beherr¬ 
schen. Die Massen können durch solche Ideolo¬ 
gien intensiv vergiftet sein, ohne daß ihnen die 
unmittelbare Quelle der Vergiftung je zu Gesicht 
gekommen wäre. Die Nietzschesche Barbarisie- 
rung der Instinkte, seine Lebensphilosophie, sein 
,heroischer Pessimismus 4 usw. sind notwendige 
Produkte der imperialistischen Periode, und die 
durch Nietzsche veranlaßte Beschleunigung die¬ 
ses Prozesses konnte sich auch bei Tausenden und 
aber Tausenden auswirken, denen nicht einmal 
der Name Nietzsches bekannt war.“ 

★ 

Arnold Schölzel, Vorstandsmitglied der MES, lei¬ 
tete die Konferenz, stellte die Referenten vor und 
versprach die hurtige Veröffentlichung ihrer Ma¬ 
nuskripte. 

Es referierten Prof. Dr. Erich Hahn (Berlin) über 
„Die Vernunft der Dialektik“; Dr. Dieter Kraft 
(Berlin), „Lukäcs 4 Zerstörung der Vernunft 4 - 
zweimal gelesen 44 und Claudius Vellay (Paris), „Der 


des Philosophen auf die Politikwissenschaften. 
Erich Hahn begann mit einer Anekdote. FDJler 
wiesen gelegentlich des Deutschlandtreffens der 
FDJ, Pfingsten 1950, eine diskutierende Passantin 
zurecht: „Omma, sieh das doch mal dialektisch!“ 
Diese FDJler hätten gerade das Philosophie-Ka¬ 
pitel aus der Kleinen Geschichte der KPdSU (B) 
hinter sich gebracht. Erich Hahn machte neugierig, 
was er über Dialektik zu sagen hat. Das war viel. 
Für das Ergebnis indes ist hier nicht der Platz, zu¬ 
mal der mündlich vorgetragene Text das Fassungs¬ 
vermögen des Berichterstatters überfordert. 

Der Theologe Dr. Dieter Kraft, seinerzeit prompt 
abgewickelter Hochschullehrer von der Berliner 
Humboldt-Universität, sprach von Schelling, Scho¬ 
penhauer, Spengler aus der Ahnenreihe des Irra¬ 
tionalismus und wie sie in der DDR vorkamen. 
Offenbar gab es eine Nietzsche-Renaissance, die 
von Krafts Lehrer Hanfried Müller angemessen be¬ 
antwortet worden sei (Weißenseer Blätter 1/1988). 
Auch Kurt Hager habe sich entsprechend geäußert, 


während Hermlin den Kampf von Wolfgang Harich 
gegen Nietzsche als Rück Wendung charakterisierte. 
Claudius Vellay promoviert gegenwärtig über 
Lukäcs. Sein Thema ist der Rationalitätsbegriff 
bei Lukäcs von der „Zerstörung der Vernunft“ bis 
zur Ontologie. Vellay distanziert sich eingangs von 
Gramsci, er sei antirealistisch und antimaterialis¬ 
tisch. Bloch habe bestritten, dass es einen geraden 
Weg von Schelling zu Hitler gebe. Die beste Ein¬ 
führung ins Lukäcs 4 Ontologie sei sein Vortrag von 
1968 für die internationale Philosophiegesellschaft 
in Wien. Er sei hier aber nicht persönlich aufgetre¬ 
ten, um nicht gegen die UdSSR unmittelbar nach 
dem Einmarsch in Prag in Stellung gebracht zu 
werden. 

Manfred Lauermann spricht als Soziologe über 
das Buch von Lukäcs. 120 000 mal sei es verkauft 
worden. Es habe sich durchgesetzt. Lauermanns 
launige Ausführungen bringen etwas frische Luft 
in den Saal. Hans-Peter Bordien spricht ebenfalls 
vom Erfolg des Buches. Er führt ihn auf eine Aus¬ 
gabe einer „Einführung in die Politikwissenschaft“ 
zurück, die auf Radiovorträgen von Iring Fetscher 
beruhe. Noch heute beanspruche die Methodologie 
von Lukäcs weitreichende Geltung in der Politik¬ 
wissenschaft. Selbst Schulbücher ließen den Ein¬ 
fluss noch erkennen. 

★ 

Vormittags hatten die Mitglieder den Vorstands¬ 
bericht über die Tätigkeit der Marx-Engels-Stif- 
tung entgegengenommen. Das vergangene Jahr 
war erfolgreich. Die Marx-Engels-Stiftung hat 
insgesamt 22 Veranstaltungen durchführen kön¬ 
nen. Die Mitgliederzahl entwickelt sich erfreulich, 
die finanzielle Lage ist nicht mehr prekär. Etwa 
die Hälfte der Einnahmen besteht aus Spenden, 
die andere Hälfte aus Mitgliedsbeiträgen. Ein er¬ 
heblicher Anteil der Veranstaltungen konnte mit 
Partnern durchgeführt werden. Viel hängt örtlich 
vom Engagement und der Zahl der Mitglieder ab. 
Im Süden der Republik mangelt es an letzteren. 
In der Diskussion wurde angesichts der Fülle von 
hochrangigen Veranstaltungen der fehlende Un¬ 
terbau von regelmäßiger und organisierter An¬ 
eignung marxistischen Grundwissens bedauert. 
Es gab Anregungen für weitere Veranstaltungen. 
Eine ganze Reihe sind schon geplant. Die nächste 
wird zusammen mit dem Rosa-Luxemburg-Club 
am 15. Februar in Kassel organisiert: „Zwischen 
Schnüfflerpraxis und Online-Sozialismus - zur 
Rolle und Bedeutung des Internet.“ (11.00 Uhr bis 
18.00 Uhr, Cafe Buch-Oase, Germaniastraße 14). 

Klaus Stein 


Aus dem Programm 
der Karl-Liebknecht-Schule der DKP 

Die nächsten Termine 


Samstag/Sonntag, 22./23. März 
Klassenkampf, Partei, Demokratie und 
Sozialismus I 

Erster Teil des Seminars zu einer der 
Grundlagen des Marxismus (2. Teil im 
November) 

Wochenendseminar mit Hans-Peter 
Brenner und J.Lloyd 

Samstag/Sonntag, 29./30. März 
Einführung in die marxistische Philoso¬ 
phie I 

Erster Teil des Seminars zu einer weite¬ 
ren Grundlage des Marxismus (2.Teil im 
Juli) 

Wochenendseminar mit Nina Hager 


Samstag/Sonntag, 26-/27. April 
Die imperialistische Struktur der Euro¬ 
päischen Union 

Wochenendseminar - passend zur Vor¬ 
bereitung auf die EU-Wahl - mit An¬ 
dreas Wehr 

Anmeldungen per Mail an kls@ 
karl-liebknecht-schule.org oder 
über unsere Seite http://www.karl- 
liebknecht-schule.org 

Karl-Liebknecht-Schule der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei., Am 
Stadtpark 68 • 51373 Leverkusen -Tel: 
0214/45418 



Arbeitskreis Hans Heinz Holz 
im Berliner Landesverband der DKP 

Hans-Heinz-Holz-Tagung 2014 

Die Würdigung von Werk und Wirken des bedeutenden marxistischen Philosophen und 
Politikers Hans Heinz Holz anlässlich seines 85. Geburtstags 2012 in Berlin stand unter dem 
Leitgedanken „Die Einheit von Politik und Philosophie im Kampf für den Kommunismus“. 
Ein dazu veranstaltetes Symposium wurde nach dem Tod des zu Würdigenden zu einer 
ersten Gedenkveranstaltung. 

Die Hans Heinz Holz-Tagung 2014 nimmt diesen Leitgedanken wieder auf und ist seinem 
Werk „Aufhebung und Verwirklichung der Philosophie“ gewidmet. 

Dazu referieren: 

Andreas Hüllinghorst, Berlin, 

Holz und das Verhältnis von Wirklichkeit und Philosophie 
Prof. Dr.Thomas Metscher, Grafenau, 

Konstruktion der Kategorie des Gesamtzusammenhangs 
Dr. Hans-Peter Brenner, Bonn, 

Lenins Anteil an der Verwirklichung der Philosophie 
Dr. Hannes A. Fellner, Wien/Cambridge (USA), 

Die Philosophie MaoTseTungs im Konzept der Verwirklichung der Phi¬ 
losophie bei Holz 

Die Veranstaltung ist ein Gemeinschaftsprojekt des Berliner Landesverbands und des Par¬ 
teivorstands der DKP in Zusammenarbeit mit dem Marx Engels Zentrum Berlin (MEZ) und 
findet statt am 

Sonnabend, dem 1. März 2014,11-16 Uhr 
im Marx Engels Zentrum Berlin, 

Spielhagenstraße 13,10 585 Berlin (Charlottenburg), 

U-Bhf. Bismarckstraße (Linie 2 und 7), Bus 109. 

Kostenbeitrag (incl. Imbiss): 5 Euro/3 Euro ermäßigt. 

Aufgrund begrenzter Platzkapazität wird um Anmeldung bis 20. Februar 2014 
gebeten: per Post oder per e-mail (info@mez-berlin.de). 

Rückfragen an Hans-Günter Szalkiewicz:Tel.: 0151-4453 8256 oder e-mail: 
szalkie@gmx.de. 
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Humanist und Musiker 

Pete Seeger - Kämpfer gegen Unterdrückung und Krieg 


Sacre-Coeur sehen und sterben 

Lars Kraumes Film „Meine Schwestern“ 


„Aus dem Typ werde ich nicht schlau“, 
soll die andere „Folklegende“, Woody 
Guthrie, über den gerade mal 21-jäh- 
rigen Pete Seeger gesagt haben. „Er 
trinkt nicht, er raucht nicht, er rennt 
den Mädchen nicht hinterher“ 

Bei Letzterem irrte er sich. Richtig ist: 
Pete Seeger hatte etwas Asketisches an 
sich. Er war besessen davon, eine bes¬ 
sere Welt zu erkämpfen und dabei nie 
aufzugeben. 

Am 28. Januar ist der von US-Medien 
„life-long radical“ Getaufte friedlich 
gestorben, ein halbes Jahr nach dem 
Tod seiner Frau Toshi Ohta. 70 Jahre 
lang „machten sie alles gemeinsam - 
vom Bau ihrer Blockhütte bis zur Orga¬ 
nisation großer und kleiner Festivals“ 
(so im Nachruf auf Toshi). 

Noch kurz vor seinem Tod organisier¬ 
te er zusammen mit Harry Belafonte, 
Michael Moore und anderen eine So¬ 
li-Veranstaltung für den seit 37 Jahren 
inhaftierten indigenen Aktivisten Leo¬ 
nard Peltier. Nicht nur einmal sah man 
den hochbetagten Weißbärtigen, wie er 
sich in beißender Kälte zu den jungen 
Leuten von „Occupy“ gesellte. 

Seine Lieder sind verankert im Ge¬ 
dächtnis der fortschrittlichen Welt, sind 
Wer kennt nicht „Sag mir, wo die Blu¬ 
men sind“, das Antikriegslied schlecht¬ 
hin? Oder „Guantanamera“, das auf 
den kubanischen Nationaldichter Jose 
Marti zurückgeht? Oder „If I had a 
hammer“, mit dem er einst die Kommu¬ 
nistische Partei gegen die Hexenjagd 
McCarthys verteidigte? Oder „Wimo- 
weh“ (als „The Lion sleeps tonight“ ein 
Schlagerklassiker), Petes Kampflied ge¬ 
gen die Apartheid? Ganz zu schweigen 
von „We shall overcome“, der weltbe¬ 
kannten Bürgerrechtshymne. 

Der Sohn einer sozialistischen Geigen¬ 
lehrerin und eines kommunistischen 
Musikprofessors, geboren 1919 in New 
York, sog Musik wie Gesellschafts¬ 
kritik quasi mit der Muttermilch ein. 
Als der Vater 1918 wegen seiner Anti¬ 
kriegshaltung den Job verlor, zogen die 
Eltern zeitweilig mit ihren drei Kindern 
als Straßenmusiker durchs Land. Sein 
Harvard-Stipendium ließ Pete sausen. 
Lieber schrieb er Artikel für den Ju¬ 
gendverband der KP und machte Mu¬ 
sik, traktierte sein Banjo, bis ihm seine 
Mitbewohner Prügel androhten. Er be¬ 
gann, angeregt auch durch den Vater, 
Folksongs und Gospels zu sammeln, 
umzudichten, manchmal neu zu verto¬ 
nen und vorzutragen - mit dünner, aber 
vielseitiger Stimme. 

Nach einer Zeit des Herumziehens mit 
Woody Guthrie gründeten die beiden 
die „Almanacs“, die bald auseinan¬ 
derbröckelten, auch weil Seeger 1942 
eingezogen wurde. Mit den „Weavers“ 
(benannt nach Hauptmanns „Die We¬ 
ber“) wurde er, knapp 40-jährig, be¬ 
rühmt. Nicht nur ihre Version von 
„Good Night, Irene“ des schwarzen 
Folksänger Leadbelly lief rund um die 
Uhr über die Radiostationen. 

Doch schon fegte der eisige Atem des 
Kalten Krieges durch die Musikszene. 
Auf dem Höhepunkt seiner Karriere 
kam die „Schwarze Liste“; das Ver¬ 
bot der KP. War es sein Glaube an die 
Macht der Musik oder Trotz, der See¬ 
ger bewog, zum Verhör vor dem „Aus¬ 
schuss für unamerikanische Aktivitä¬ 
ten“ McCarthys mit dem Banjo aufzu¬ 
kreuzen? Er verweigerte die Aussage 
und bot stattdessen ein Exklusiv-Kon- 
zert an. Zehn Jahre Gefängnis lautete 
das Urteil (das 1962 aufgehoben wur¬ 
de).Eine Geschichte für sich ist die Sto¬ 
ry, wie seine Anwälte, unterstützt von 
hundert empörten Demonstranten 
vor der Eingangstür, ihn loseisten. Sie 
luchsten den Hexenjägern das Zuge¬ 
ständnis einer Kaution von 2 000 Dol¬ 
lar ab - sofort zahlbar. Nach wenigen 
Stunden im Knast war Seeger ein frei¬ 
er Mann - allerdings mit jahrelangem 
Boykott durch die Medien. 

So waren Pete und die Seinen auf Ge¬ 
legenheitsjobs seiner Frau und auf un¬ 
regelmäßige 50 Dollar für Kurse und 
Auftritte angewiesen, wo er sie bekam, 
nicht zuletzt in der DDR und anderen 
sozialistischen Ländern. Diese Zeit an 
Schulen und Universitäten, auf Ge¬ 
werkschafts-Events, in Kirchengemein- 



Toshi und Pete Seeger 

den und Feriencamps nannte er mit 
typischem Galgenhumor seine „kultu¬ 
relle Guerillataktik“. Eine Welttournee 
1965 brachte zwar kaum Geld ein, da¬ 
für einen Schatz internationaler Volks¬ 
lieder. Davon erfahren wir auf einer 
seiner beiden letzten CDs, „A More 
Perfect Union“, 2012 zusammen mit 
„Pete Remembers Woody“ erschienen. 
Pete Seeger ging es darum, mit Musik 
zu politischem Engagement zu aktivie¬ 
ren. Seine „Sing-out“-Bewegung griff 
schnell um sich und machte bekannt¬ 
lich auch in der DDR Schule. Der 2006 
von Toshi Seeger produzierte Film 
„Pete Seeger - The Power of Song“ do¬ 
kumentiert dieses Grundmotiv seines 
Lebens: Wir sehen Pete mit streikenden 
Arbeitern und mutigen Gewerkschaf- 
terinnen („Union Maid“). Wir erleben 
ihn Seite an Seite mit Martin Luther 
King und wie er mit Toshi und den Kin¬ 
dern und Zehntausenden einem rassis¬ 
tischen Mob die Stirn bietet, als der Ku 
Klux Klan 1949 ein Konzert mit dem 
schwarzen kommunistischen Sänger 
Paul Robeson in Peekskill blutig ver¬ 
hindern wollte. Dieser machte wie See¬ 
ger und Guthrie Wahlkampf für den 
progressiven Präsidentschaftskandi¬ 
daten Henry Wallace - gegen Truman. 
Nicht wenige versuchten, den charis¬ 
matischen Künstler zu instrumentali¬ 
sieren. Er schlug ihnen ein Schnipp¬ 
chen: So brachte er bei der Amtsein¬ 
führung Obamas eine halbe Million 
Menschen dazu, „This Land is your 
Land“ zu singen. Von ihm souffliert, 
erschallten erstmals auch die „verbo¬ 
tenen“ subversiven Strophen weit hi¬ 
naus in die USA und die ganze Welt: 
die Botschaft, dass das Land nicht den 
Reichen mit ihren „Private- property“- 
Schildern, sondern allen Menschen ge¬ 
hört. Seegers Hoffnung auf „Change“ 
durch den ersten schwarzen Präsiden¬ 
ten zerstob. 

Kommentatoren belächelten mitun¬ 
ter sein Arbeiterklasse-Outfit: alte 
Jeans, ausgeblichene Holzfällerhem¬ 
den. Doch er war auch das: Ein Mann, 
der sich mit seiner Familie eigenhändig 
ein Holzhaus baute, oberhalb von Bea- 
con, nördlich von New York. Besucher 
mussten mit anpacken. Pete liebte das 
Leben in der Natur, mit Blick auf den 
Hudson. Dieser wurde durch PCB-Ein¬ 
leitungen nach und nach zur Kloake. So 
gründeten Pete und Toshi 1969 die Or¬ 
ganisation „Clearwater“ zur Rettung 
des Stroms und den vom UZ-Pressefest 
her bekannten Walkabout-Clearwater- 
Chor. Auf dem von den beiden initiier¬ 
ten Folk-Fest auf der Croton-Point- 
Halbinsel versammelt sich im Sommer 
alles, was sich als progressiv versteht. 
Aber war er nicht doch ein „ideolo¬ 
gisch verknöcherter Hardliner“, wie 
das „Time-Magazine“ ihn zu seinem 90. 
titulierte? Ja, er war ein Sturkopf und 
mitunter jähzornig. Das zeigte nicht 
zuletzt sein viel zitierter handgreifli¬ 
cher Streit mit Bob Dylan beim New¬ 
port-Festival. Mit Dylan vertrug er sich 
wieder. Ansonsten - ja, doch, er konn¬ 
te unerbittlich sein in seinem Zorn auf 
die Profitgier der Mächtigen und der 
Kriegstreiber. 

Wer ihn kannte, erlebte ihn als schlich¬ 
ten, grundgütigen Menschen. In „Kis- 
ses Sweeter Than Wine“ heißt es: „Ich 
schuftete schwer, und auch meine Frau. 
Hand in Hand, für ein gutes Leben.“ Ja, 
Pete Seeger - dieser schlaksige, eher 
schüchterne Mann hat kühn Neues an¬ 
gepackt und damit Tausende inspiriert 
und in Bewegung gebracht. PCB-Ein- 
leitungen Eva Petermann 


Mit den Happyends im Film ist es eine 
vertrackte Sache. Das Kino als Wohl¬ 
fühlunterhaltung liebt sie, „don‘t worry, 
be happy“, weil sie helfen, die Zuschau¬ 
er mit etwas Glücksgefühl in die Welt 
zu entlassen. Diese aber hat in der Re¬ 
alität nur einen begrenzten Vorrat an 
glücklich endenden Geschichten, und 
gerade die, „die das Leben schrieb“, 
vertragen oft kein Happyend. Die in 
Lars Kraumes „Meine Schwestern“ 
zum Beispiel, zu der sich der Regisseur 
durch den frühen Herztod seines Bru¬ 
ders anregen ließ. Für das Happyend- 
Dilemma fand er eine so simple wie 
elegante Lösung. Er tut, was den Re¬ 
zensenten seines Films gewöhnlich zu 
tun verboten ist - er verrät den Schluss 
seiner Geschichte gleich vorneweg. Auf 
einer Bahre, bedeckt mit einem Tuch, 
wird da mit geübten Handgriffen eine 
Leiche in das Regal einer Leichenhalle 
geschoben, deren Stimme uns aus dem 
Off von ihrem Leben und ihrem Ende 
berichtet: Wegen eines schweren Ge¬ 
burtsfehlers von den Ärzten schon als 
Baby fast aufgegeben, ist sie sogar 30 
geworden, hat aber dann eine kompli¬ 
zierte Herzoperation nicht überlebt. 
Linda hieß, nein, heißt sie, denn nun 
führt Kraumes Film uns zurück in die 
letzten Wochen ihres Lebens, die sie 
in Vorahnung des Ausgangs mit ihren 
beiden Schwestern verbringen will, und 
zwar im Nordseedorf Tating, wo die Fa¬ 
milie oft Urlaub gemacht hatte. Katha¬ 
rina, die älteste und dreifache Mutter, 
ist wenig begeistert von Lindas Idee, 
willigt aber doch ein, als Linda gemein¬ 
sam mit Clara, der Jüngsten, reisefertig 
an ihrer Tür klingelt. Als Stille, Nord¬ 
seeluft und alte Urlaubserinnerungen 
nicht mehr ausreichen, die düsteren 
Gedanken zu verscheuchen, macht sich 
das Trio auf zu einer Tante ins bunt¬ 
muntere Paris, obwohl Lindas Ohn¬ 
machtsanfälle die Freude am Zusam¬ 
mensein immer öfter trüben. Doch als 


Linda von einer Party ausreißt und auf 
der großen Treppe hinauf nach Sacre- 
Coeur zusammenbricht, ist die Heim¬ 
reise zur Operation unaufschiebbar ... 
So bekommt der in seiner Unerbitt¬ 
lichkeit schockierende Filmbeginn den 
Charakter von Befreiung, macht die 
nachfolgende Gelöstheit im Erzählstil 
erst möglich und jede falsche Rührse¬ 
ligkeit obsolet. Ruhige Totalen leerer 
Nordseestrände, die Nostalgie im Dorf 
ihrer Kindertage, in dem die Zeit still 
zu stehen scheint, und kurz darauf die 
pulsierende Metropole Paris mit Tou¬ 
ristenattraktionen und buntem Lich¬ 
termeer, von Kameramann Jens Ha- 
rant ohne aufgesetzte Mätzchen einge¬ 
fangen, all das spiegelt das Wogen der 
Emotionen, die Katharina und Clara 
ebenso bewegen wie die quasi mit dem 
Tod groß gewordene Linda. Was wir da¬ 
rüber hinaus über die Auswirkungen 
von Lindas Krankheit auf ihre gesam¬ 
te Familie erfahren müssen, vermitteln 
knappe Andeutungen in den Dialogen: 
Das Sorgenkind Linda hat der älteren 
Katharina allzu früh ihre Jugend ge¬ 
raubt, und auch Clara musste mit dem 
zufrieden sein, was an Zuwendung für 
sie übrig blieb. 

Der erwähnte dramaturgische Kniff 
allein hätte freilich kaum ausgereicht, 


„Meine Schwestern“ zu einem der ge¬ 
lungensten deutschen Filme des ver¬ 
gangenen Jahres zu machen, der nach 
dem Berlinale-Start 2013 nun endlich 
auch die Kinos erreicht. Aber in Jördis 
Triebei (Linda), Nina Kunzendorf (Ka¬ 
tharina) und Lisa Hagmeister (Clara) 
fand Kraume die kaum zu übertreffen¬ 
de Idealbesetzung des Trios, das alle 
Stimmungsumbrüche zwischen vager 
Hoffnung, trotzigem Humor, lautem 
Trubel und stiller Nachdenklichkeit 
umso glaubwürdiger verkörpern kann, 
da alle drei ihre Figuren gemeinsam 
mit dem Regisseur schon in der Dreh¬ 
buchphase entwickeln konnten. Ein 
leider viel zu selten erprobtes Verfah¬ 
ren, das bald Nachahmer finden soll¬ 
te, denn der so erzielte Gewinn an fast 
dokumentarischer Realitätsnähe ist 
unübersehbar. (Dass die Männerfigu¬ 
ren, vor allem Stephan Grossmann als 
Katharinas Ehemann, deutlich schwä¬ 
cher konturiert sind, war vielleicht Ab¬ 
sicht, schmälert Kraumes Leistung je¬ 
denfalls nur marginal.) Wen „Fack ju 
Göhte“ und ähnlich pubertäre Volks¬ 
verblödungen nicht endgültig aus dem 
Kino vertrieben hat, der sollte sich 
„Meine Schwestern“ nicht entgehen 
lassen. 

Hans-Günther Dicks 



Verantwortung tragen für die Zeit 

„Iphigenie“ zum 90. Geburtstag von Inge Keller als Kinopremiere 


Wenn es eine Paraderolle der Inge 
Keller in ihrer über 60-jährigen Büh¬ 
nenlaufbahn am Deutschen Theater 
Berlin (DT) gab, dann war es 1963 bis 
1969 die „Iphigenie auf Tauris“. Das 
klassisch-metaphorische Versdrama 
im Dienst des bürgerlichen Humani¬ 
tätsethos, Goethes Rückgriff auf das 
Ende der ausgreifenden antiken Atri- 
den-Tragödie, war die letzte, krönende 
Regieleistung des langjährigen DT-In- 
tendanten Wolfgang Langhoff vor sei¬ 
nem Tod 1966. 

Entgegen sonstiger Besetzungsvor¬ 
lieben habe Langhoff die Titelheldin 
nicht mit stimmlich weichem Schmelz 
sprechen lassen wollen, erinnert sich 
die 90-jährige Inge Keller. Der dichte¬ 
rische Appell zur Wahrheitsliebe und 
damit zu klugem und großmütigem 
Handeln, durch Keller emanzipativ 
mit einer „preußisch“-herben Note 
vermittelt, dürfte anfangs auch den 
schon krebskranken Bühnenpartner 
Wolfgang Langhoff als Einsicht üben¬ 
den König Thoas geradezu vernunftge¬ 
bietend vorgekommen sein. 

Goethes „Iphigenie“ meine „nicht we¬ 
niger als die menschlich aktive Uto¬ 
pie, den utopischen Akt der Mensch¬ 
lichkeit“, schrieb seinerzeit der am DT 
immer mal wieder in Ungnade gefal¬ 
lene Dramatiker Peter Hacks. Damals 
griffen ernsthafte kulturpolitische und 
ästhetische Kontroversen unmittelbar 
in das klassisch wie zeitgenössisch aus¬ 
gerichtete Repertoire der ehemaligen 
Max-Reinhardt-Bühne ein. Auch ge¬ 
standenen Kommunisten wie Lang¬ 
hoff wollte Hacks nahelegen: Die Su¬ 
che nach Wahrheit ist nichts, wenn sie 
nicht zu rationalem Handeln führt. 
Am Ende der vielbeachteten und sehr 
erfolgreichen Aufführungsserie, in der 
später Herwart Grosse den idealen 
Stück-Adressaten Thoas spielte, er¬ 
reichte der Deutsche Fernsehfunk mit 
seiner fünfmal ausgestrahlten Studio¬ 
aufzeichnung von 1969 ein Millionen¬ 


publikum. Und das nicht allein in der 
DDR. 

Ebenso erfreulich wie aus historischem 
Abstand demografisch erklärbar ist 
die Resonanz auf die neuerliche Re¬ 
prise des sprachlich hochkonzentrier¬ 
ten Dokuments auf der Großbildlein¬ 
wand. Am 26. Januar im nahezu aus¬ 
verkauften Berliner Kino Babylon mit 
Einführungen seitens der Ernst-Busch- 
Gesellschaft e. V. und der Peter-Hacks- 
Gesellschaft bedacht, wuchs kogniti¬ 
ves Erstaunen während der zweiein¬ 
halbstündigen DVD-Vorführung. Das 
machte kleinere technische Mängel 
vergessen. Die Iphigenie Inge Kel¬ 
lers überzeugt auch jetzt noch in der 
Schwarzweiß-Totale der aufs äußerste 
beschränkten Studioausstattung - als 
vergeblich umworbene Gefangene in 
fremdem Land, mit einer geradezu „fe¬ 
ministisch“ durchgesetzten humanisti¬ 
schen Entscheidungsautonomie. Eine 
durchlebte Alternative zu gläubiger 
Schicksalsergebenheit und verordne- 
ter Passivität, die die Iphigenie-Figur 
im Eingangsmonolog als „Zustand der 
Frauen“ beklagt. Den Beifall dafür 
konnte Inge Keller leider nicht selbst 
entgegennehmen. 

Der junge Hacks, der sich nach dem 
Scheitern seiner Zeitstücke am DT 
„Die Sorgen und die Macht“ und „Mo¬ 
ritz Tassow“ für längere Zeit eher an 
Goethes Werk hielt, scheint aus der Er¬ 
kenntnis dahin gekommen zu sein, dass 
ein aus der Gegenwart genommener 
Stoff in der Regel der Metaphernfähig¬ 
keit ermangelt. Diesen Gedanken der 
Hacks-Biografin Heidi Urbahn de Jau- 
regui aufgreifend, zitierte der Filmhis¬ 
toriker Detlef Kannapin im „Babylon“ 
weiterführend: Anhand der „Iphigenie“ 
sei dem Dichter in der Wahlheimat 
DDR klargeworden, dass Sozialismus 
nur herzustellen sei, wenn Handlung 
und Idee eng miteinander verbunden 
blieben. Wer das „Machbare“ anstrebe, 
komme nicht ohne das „Denkbare“ aus, 


nicht ohne eine utopische Erinnerung 
(Hacks). 

Die Ernst-Busch-Gesellschaft e.V. hat 
allen Grund, sich in den zwei Jahr¬ 
zehnten ihres Wirkens auch für die 
Schauspieler-Legende Inge Keller zu 
engagieren. Carola Schramm erin¬ 
nerte an die biografische Lesung und 
Begegnungen mit der Schirmherrin 
der Ernst-Busch-Tage 2010: „Die Zu¬ 
sammenarbeit mit Ernst Busch ge¬ 
hört zu Inge Kellers einschneidenden 
Lebenserfahrungen. Am DT, dessen 
Ehrenmitglied sie wie bei uns ist, er¬ 
reichte das Zusammenwirken einen 
Höhepunkt, als Wolfgang Heinz 1953 
Shakespeares ,Othello 4 inszenierte.“ 
Damals hatte sich Ernst Busch inten¬ 
siv auf die Rolle des Jago vorbereitet. 
Nun forderte er seine Bühnenpartne¬ 
rin in der Rolle der Emilia als eine Art 
Kontrollinstanz außerhalb der Proben. 
Sie sollte mit ihm den eigenständig be¬ 
schafften Stapel von Übersetzungen 
und dramaturgischem Material durch¬ 
gehen und sich auch zu verschiedenen 
Ausdrucksvarianten in ersten privaten 
Probeaufnahmen von Busch äußern. 
„Ich habe viel von ihm gelernt“, sagte 
Inge Keller später darüber. „Ich habe 
auch gelernt, möglichst nicht zu lügen 
auf der Bühne. Man sollte es jedenfalls 
versuchen.“ 

Damit war im „Babylon“ die Verant¬ 
wortung des Schauspielers vor der Ge¬ 
sellschaft angesprochen. Inge Keller 
bejaht sie, fragt aber heute zugespitz¬ 
ter: „Wie ist das mit der Wahrheit? In 
meinem hohen Alter frage ich: gibt es 
das überhaupt - die Wahrheit? Ich lebe 
in einer Welt, die keinen Traum zulässt, 
ohne nicht auch Albträume zu haben“ 
Ihr Resümee: „Ja sagen zum Leben, 
immer wieder, trotz alledem. Und nicht 
versäumen, Nein zu sagen. Gelassen¬ 
heit üben, ohne dass der Zorn ein¬ 
schläft. Ich bin dankbar für mein Le¬ 
ben. Noch immer werde ich gebraucht.“ 

Hilmar Franz 
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6. Parteivorstandstagung 


unsere zeit 


CE 


Stoppt die Verhandlungen zum TTIP! 

Aus dem Referat von Olaf Harms, Mitglied des Sekretariats 
des Parteivorstandes der DKP auf der 6. Parteivorstandstagung 


Wir dokumentieren aus dem Referat 
den Referatsteil zum Freihandelsab¬ 
kommen USA-Europa: 

B ereits vor fünfzehn Jahren ver¬ 
suchten Großunternehmen bei 
den Verhandlungen über das Mul¬ 
tilaterale Investitionsabkommen (MAI) 
ihre Macht heimlich still und leise in un¬ 
vorstellbarem Maße auszuweiten. Da¬ 
mals scheiterte das Projekt am hartnä¬ 
ckigen Widerstand der Öffentlichkeit 
und der Parlamente. Damit wurde unter 
anderem verhindert, dass sich einzelne 
Konzerne denselben Rechtsstatus wie 
Nationalstaaten verschaffen konnten. 
Folge wäre gewesen, dass Unterneh¬ 
men eine Regierung darauf hätten ver¬ 
klagen können, „entgangene Gewinne“ 
aus Steuergeldern auszugleichen. 

Jetzt aber kommen diese Pläne erneut 
auf den Tisch, und zwar in deutlich ver¬ 
schärfter Fassung. Der offizielle Name 
des neuen Projekts lautet „Transatlan- 
tic Trade and Investment Partnership“, 
abgekürzt TTIP. Dieses transatlantische 
Handels- und Investitionsabkommen 
soll, ähnlich wie früher das MAI, die 
Privilegien von Konzernen und Inves¬ 
toren absichern und sogar noch auswei¬ 
ten. So wollen die EU und die USA ihre 
jeweiligen Standards in „nicht handels¬ 
politischen“ Bereichen vereinheitlichen. 
Diese angestrebte „Harmonisierung“ 
orientiert sich erwartungsgemäß an den 
Interessen der Konzerne und Investo¬ 
ren. Werden deren Standards nicht er¬ 
füllt, können zeitlich unbegrenzte Han¬ 
delssanktionen verhängt werden. Oder 
es werden gigantische Entschädigungen 
für die Unternehmen fällig. 

★ 

Die Verhandlungen über diese Art 
Staatsstreich in Zeitlupe haben im 
Juli 2013 in Washington begonnen - 
mit der erklärten Absicht, in zwei Jah¬ 
ren ein Abkommen zu unterzeichnen, 
das eine transatlantische Freihandels¬ 
zone (Transatlantic Free Trade Area, 
TAFTA) begründen wird. Das gesam¬ 
te TTIP-TAFTA-Projekt gleicht dem 
Monster aus einem Horrorfilm, das 
durch nichts totzukriegen ist. Denn die 
Vorteile, die eine solche „Wirtschafts- 
NATO“ den Unternehmen bieten 
würde, wären bindend, dauerhaft und 
praktisch irreversibel, weil jede einzel¬ 
ne Bestimmung nur mit Zustimmung 
sämtlicher Unterzeichnerstaaten geän¬ 
dert werden kann. 

Weil die global operierenden US-Kon- 
zerne ein ähnliches Partnerschaftsab¬ 
kommen für den pazifischen Raum 
(Trans-Pacific Partnership oder TPP) 
anstreben, würden wir auf ein System 
zusteuern, das die Herrschaft der mäch¬ 
tigsten Kapitalgruppen über den Groß¬ 
teil der Welt zementiert und juristisch 
absichert. Denn auch andere Staaten 
wären gezwungen, bei der TTIP oder 
der TPP anzudocken. Sie müssten sich 
also im Handel mit den USA und der 
EU nach deren Regeln richten. 

Die Verhandlungen zum TTIP wurden 
in Kooperation mit Wirtschaftslobby¬ 
isten und unter strengster Geheimhal¬ 
tung vorbereitet. Die EU und die USA 
beauftragten dazu den 2007 von dem 
damaligen US-Präsidenten George W. 
Bush, Bundeskanzlerin Angela Mer¬ 
kel und dem EU-Kommissionspräsi¬ 
denten Jose Manuel Barroso gegrün¬ 
deten transatlantischen Wirtschaftsrat 
(Transatlantic Economic Council) mit 
der Organisation einer hochrangig be¬ 
setzten Arbeitsgruppe, an der aus der 
BRD zum Beispiel die Bertelsmann 
Stiftung teilnimmt. NGOs oder Ge¬ 
werkschaften hatten auf die Vorbe¬ 
reitungen der Verhandlungen keinen 
Einfluss. 

Nachdem im Mai 2013 das Europäische 
Parlament und der US-Kongress mit ei¬ 
nigen Auflagen die Verhandlungsman¬ 
date gebilligt hatten, begann am 8. Juli 
2013 in Washington die erste Verhand¬ 
lungsrunde. Weitere haben inzwischen 
stattgefunden. Verhandlungspartner 
sind der EU-Kommissar für Handel 
und der US-Handelsminister. 


★ 

Hinter verschlossenen Türen wurde 
über Dienstleistungen, Investitionen, 
Energie, Rohstoffe und Regulierungs¬ 
maßnahmen verhandelt. Nach der ers¬ 
ten Verhandlungsrunde wurden die Ver¬ 
treter der Wirtschaft, der Gesellschaft 
wie Gewerkschaften und NGOs, Um¬ 
welt- und Verbraucherschützer zwar 
angehört, ebenso ein Ausschuss des 
EU-Parlaments, beteiligt wurden sie 
aber nicht. Hinter den Kulissen hat je¬ 
doch vor allem die Wirtschaft die Mög¬ 


lichkeit, Einfluss zu nehmen. Laut Be¬ 
richt der Süddeutschen Zeitung vom 
11.12.2013 dürfen mehr als 600 Vertre¬ 
ter der Wirtschaftslobby ihre Positionen 
und Vorschläge einbringen. Sie hätten 
auch Zugang zu wichtigen Dokumen¬ 
ten, die noch nicht einmal den Regie¬ 
rungen der einzelnen EU-Länder vor¬ 
lägen. 

★ 

Insgesamt wird deutlich, dass es sich 
weniger um ein Freihandelsabkommen 
dreht, denn TTIP soll eine über die reine 
Zollunion hinausgehende „wirtschaft¬ 
liche Harmonisierung“ zwischen der 
EU und den USA verwirklichen. Und 
dabei geht es nicht nur um das Einrei¬ 
ßen von Zollschranken. Davon ist real 
zwischen EU und USA bereits ohnehin 
nur noch wenig vorhanden. Gemäß dem 
transatlantischen Wirtschaftsrat „geht 
es im Abkommen nicht um Zollabbau 
im klassischen Sinne. Obgleich zahlrei¬ 
che tarifliche Barrieren sowie Mengen¬ 
beschränkungen bestehen, welche voll¬ 
ständig abgebaut werden sollen, über¬ 
queren Waren, Dienstleistungen und 
Kapital den Atlantik bereits ohne grö¬ 
ßere Reibungsverluste. Lediglich vier 
bis sieben Prozent des Handelsvolu¬ 
mens unterliegen noch den Zollbestim¬ 
mungen, weswegen das Augenmerk auf 
einer tiefgreifenden wirtschaftlichen 
Harmonisierung in den Bereichen Ver¬ 
braucherfragen und Wettbewerb liegt. 
Eckpunkte sind Industriestandards, Le¬ 
bensmittelgesetze und Regierungsauf¬ 
träge sowie ein Transatlantischer Bin¬ 
nenmarkt.“ 

Ziel des TTIP ist es, diesem aus USA 
und EU entstehenden Handelsblock 
der Wirtschaft enorme Wettbewerbsvor¬ 
teile auf den Weltmärkten zu bringen 
und damit auch ihre politische Macht zu 
stärken. 44 Prozent der Weltproduktion, 
knapp 60 Prozent der ausländischen Di¬ 
rektinvestitionen, 42 Prozent der globa¬ 
len industriellen Wertschöpfung finden 


in den USA und der EU statt, in denen 
aber nur gut zwölf Prozent der Weltbe¬ 
völkerung arbeiten und leben. Die Ach¬ 
sen der Weltwirtschaft sollen zu Guns¬ 
ten dieses Blocks verschoben werden. 
Aufstrebende Länder wie Brasilien, 
Russland, China und Indien werden sich 
den von diesem Block gesetzten Regeln 
anpassen müssen oder müssen mit er¬ 
heblichen Nachteilen rechnen. 
Gegenstand der Verhandlungen sind 
also weniger Zölle und Quoten, sondern 
in erster Linie Vorschriften, die Unter¬ 
nehmen oder Investoren den Zugang 


zum jeweils anderen Markt erschweren 
können. Dazu gehören Qualitätsstan¬ 
dards, Verpackungsvorschriften, Her¬ 
kunftsangaben und technische oder 
rechtliche Anforderungen an importier¬ 
te Produkte. Auch die Förderung eige¬ 
ner Exporte zum Beispiel durch Steuer¬ 
vorteile gehört hierzu. 

★ 

Es geht aber auch um die Rücknahme 
von Kontrollen und einschränkenden 
Regeln für den Finanzsektor. Selbst an¬ 
gesichts der globalen Finanzmarktkrise 
haben sich die Delegationen der USA 
und der EU auf einen Rahmen für das 
Kapitel Finanzdienstleistungen geei¬ 
nigt, der nach wie vor auf Liberalisie¬ 
rung und Deregulierung setzt. Das aus¬ 
gehandelte Konzept würde nicht nur das 
Verbot von riskanten Finanzprodukten 
und -dienstleistungen ausschließen. Es 
würde sogar die Möglichkeit schaffen, 
einschränkende Gesetze einzelner Staa¬ 
ten anzufechten, die bestimmte riskante 
Produkte und Leistungen der Finanzins¬ 
titute oder windige rechtliche Konstruk¬ 
tionen untersagen. 

Dazu gehört auch die Opposition der 
USA gegen die Finanztransaktionssteu¬ 
er, die in Europa als Instrument gegen 
die Spekulation ins Auge gefasst wird. 
Dabei wollen die US-amerikanischen 
Finanzinstitutionen ein Verbot von ge¬ 
setzlichen Beschränkungen des freien 
Kapitalverkehrs erreichen. Inzwischen 
hat allerdings auch schon der IWF die 
EU aufgefordert, die Finanztransakti¬ 
onssteuer so nicht einzuführen. 

★ 

Ein weiterer wichtiger Punkt in den 
Verhandlungen ist die Liberalisie¬ 
rung des Dienstleistungssektors. In 
Übereinstimmung mit dem Allgemei¬ 
nen Abkommen über den Handel mit 
Dienstleistungen (GATS) sollen hier 
das höchste Maß bereits vereinbarter 
Liberalisierungen festgeschrieben und 


verbliebene Barrieren abgebaut wer¬ 
den. Im Fokus steht dabei auch die Li¬ 
beralisierung des öffentlichen Beschaf¬ 
fungswesens. US-amerikanische Firmen 
müssten demnach bei der Vergabe öf¬ 
fentlicher Aufträge in einem EU-Land 
die gleichen Chancen haben wie einhei¬ 
mische Unternehmen (und umgekehrt). 
Die Gleichberechtigung ausländischer 
Anbieter beim Zugang zu öffentlichen 
Aufträgen soll auf allen Ebenen der 
staatlichen Institutionen, also auch auf 
regionaler und kommunaler Ebene ver¬ 
wirklicht werden. 

Wenn ausländische Firmen bei der Ver¬ 
gabe von öffentlichen Aufträgen völ¬ 
lig gleichbehandelt werden müssen, 
sind Bund, Länder und Kommunen 
kaum mehr in der Lage, lokale Wirt¬ 
schaften anzukurbeln oder bestimm¬ 
te Wirtschaftszweige gezielt zu unter¬ 
stützen. Auch könnten Entscheidungen 
von Kommunen, bestimmte öffentliche 
Dienstleistungen in eigener Regie anzu¬ 
bieten, von privaten Unternehmen zum 
Gegenstand von Schiedsgerichtsverfah¬ 
ren gemacht und so vereitelt werden. 
Damit besteht die Gefahr, dass dann 
die Sicherung öffentlicher Daseinsvor¬ 
sorge angesichts privater Profitinter¬ 
essen nicht mehr gewährleistet ist. Es 
ist auch fraglich, ob es den jeweiligen 
Behörden weiterhin möglich sein wird, 
Aufträge auf Grundlage sozialer und 
ökologischer Kriterien zu vergeben. Ih¬ 
nen wird auf diese Weise ein wichtiges 
Instrument genommen, um auf regiona¬ 
le Wirtschaftsentwicklungen Einfluss zu 
nehmen. 

Selbst der Bayerische Städtetag warnt 
vor einer Bedrohung der kommunalen 
Daseinsvorsorge durch das TTIP: Die 
EU-Kommission könnte in Zukunft mit 
Hinweis auf internationale Abkommen 
eine Liberalisierung öffentlicher Dienst¬ 
leistungen in Europa durchsetzen. Da¬ 
mit drohe ein weiterer Privatisierungs¬ 
schub bei Bildung, Kulturförderung, 
Gesundheit, sozialen Dienstleistungen, 
Abwasser- und Müllentsorgung, Ener¬ 
gie, Verkehr und Wasserversorgung. 
Die Europäische Kommission will, dass 
Investoren stärker vor direkter und in¬ 
direkter Enteignung geschützt werden. 
Der Begriff „indirekte Enteignung“ er¬ 
öffnet dabei einen relativ weiten Inter¬ 
pretationsspielraum. Theoretisch könn¬ 
ten darunter alle politischen Maßnah¬ 
men verstanden werden, die Profite 
oder lediglich zukünftig erwartete Pro¬ 
fite von Konzernen negativ beeinträch¬ 
tigen. Mit Hilfe von Schiedsgerichten 
können ausländische Investoren Staa¬ 
ten auf Schadenersatz verklagen, wenn 
bestimmte Gesetze, die zum Schutz der 
Bürgerinnen und Bürger, der Beschäf¬ 
tigten oder der Umwelt dienen, ihren er¬ 
warteten Gewinn beeinträchtigen. 

Die dreiköpfigen Kammern wären un¬ 
ter Aufsicht der Weltbank und der UNO 
organisiert und könnten staatliche Ent¬ 
schädigungszahlungen anordnen, wenn 
sie befinden, dass die Politik oder be¬ 
stimmte Maßnahmen einer Regierung 
die „erwarteten künftigen Profite“ ei¬ 
nes Unternehmens schmälern. Dieses 
Schlichtungsregime macht klar, dass 
die Rechte von Unternehmen höher¬ 
wertig sein sollen als die Souveränität 
von Staaten. Es würde Unternehmen er¬ 
mächtigen, die Regierungen der USA 
oder eines EU-Staats vor ein außerge¬ 
richtliches Tribunal zu zerren. Und zwar 
mit dem schlichten Argument, dass die 
Gesundheits- oder Finanz- oder Um¬ 
welt- oder sonstige Politik dieser Re¬ 
gierung ihre Investorenrechte beein¬ 
trächtigt. 

Das TTIP würde diesem Drohinstru¬ 
ment der Investoren gegenüber dem 
Staat eine ganz neue Reichweite ver¬ 
schaffen. Denn dann könnten Tausende 
von Unternehmen, die in den USA wie 
in der EU Geschäfte machen, alle mög¬ 
lichen staatlichen Gesetze zum Schutz 
der Gemeinschaftsinteressen aufs Korn 
nehmen. 3 300 EU-Unternehmen besit¬ 
zen mehr als 24 000 Tochterunterneh¬ 
men in den USA, von denen jedes sein 
Investoreninteresse gegenüber dem 
Staat einklagen könnte. Umgekehrt 


könnte auf die EU eine Welle von In¬ 
vestorklagen seitens der 50 800 Tochter¬ 
firmen zukommen, die 14 400 US-Un- 
ternehmen in den Ländern der Euro¬ 
päischen Union unterhalten. Insgesamt 
wären so 75 000 beidseitig registrierte 
Unternehmen in der Lage, ein politi¬ 
sches System zu untergraben, auf das 
sich die Bürger bislang verlassen haben. 
Beispiele solcher Verfahren, die wegen 
der Zusammensetzung der „Gerichte“ 
meist zugunsten der Investoren ent¬ 
schieden werden, gibt es zur Genüge - 
weltweit bereits mehr als 500. Auch der 
Schwedische Konzern Vattenfall hat 
den deutschen Staat wegen Einbußen 
aufgrund des Atomausstiegs auf Scha¬ 
denersatz in Höhe von 3,7 Milliarden 
Euro verklagt. Der Ausgang dieses in 
Washington anhängigen Verfahrens ist 
noch offen. 

Ein solches Gericht könnte beispiels¬ 
weise gegen einen Staat Vorgehen, der 
einen gesetzlichen Mindestlohn ein¬ 
führt: Ein Konzern könnte dann klagen, 
dass der Mindestlohn die Gewinne in 
bestehenden oder geplanten Niederlas¬ 
sungen oder bei bestimmten Projekten 
einschränke. So könnte etwa die Gro¬ 
ße Koalition in der Bundesrepublik mit 
viel Theater in den nächsten Jahren, 
wie angekündigt, den Mindestlohn von 
8,50 Euro umsetzen. Und gleichzeitig 
würden sich die EU mit den USA im 
TTIP auf private Schiedsgerichte ver¬ 
ständigen, vor denen der gerade müh¬ 
sam beschlossene Mindestlohn wieder 
weggeklagt werden kann. 

★ 

Solche Klagemöglichkeiten führen 
dazu, dass Gesetze zum Schutz von 
Bürgerinnen und Bürgern wie von so¬ 
zialen Standards profitgeleiteten Un¬ 
ternehmerinteressen zum Opfer fallen 
und damit der Rechtsstaat unterlaufen 
wird. 

Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU 
und SPD heißt es dazu, dass ein zügi¬ 
ger Abschluss angestrebt wird, wobei 
die Kernnormen der internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO Internatio¬ 
nal Labour Organisation) berücksich¬ 
tigt werden sollen. 

Wie aber diese Kernnormen der ILO, 
einer Unterorganisation der UNO, er¬ 
halten bleiben sollen, ist ein Geheimnis 
der Koalitionäre. 

Die Kernnormen sind eine Präzisie¬ 
rung der in der UNO-Menschenrechts- 
erklärung enthaltenen Arbeits- und So¬ 
zialrechte. Die USA haben sechs der 
acht Kernnormen der ILO nicht über¬ 
nommen. Erstens die Koalitionsfrei¬ 
heit, also das Recht der Beschäftigten, 
sich frei zu organisieren, etwa in Ge¬ 
werkschaften; zweitens das Recht auf 
kollektiv verhandelte Tarifverträge; 
drittens die Abschaffung der Zwangs¬ 
und Pflichtarbeit allgemein, vor allem 
wegen des Einsatzes von Häftlingen 
für private Unternehmen; viertens das 
Recht auf gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit von Mann und Frau; fünftens 
die Festlegung eines Mindestalters für 
den Eintritt in ein Arbeitsverhältnis 
und schließlich sechstens das Verbot 
der Diskriminierung in der Arbeitswelt 
wegen Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, 
Religion, politischer Meinung, natio¬ 
naler und sozialer Herkunft. 

Die zwei von den USA ratifizierten 
Normen sind die Abschaffung der 
Zwangsarbeit als Disziplinarmaßnah- 
me und die Abschaffung der schlimms¬ 
ten Formen der Kinderarbeit. Das 
heißt, dass Kinderarbeit nicht generell 
verboten wurde, sondern nur in einigen 
der schlimmsten Formen, namentlich 
die Beschäftigung als Soldaten, als Pro¬ 
stituierte, im Drogenhandel und in der 
Pornografie. 

Damit sind die USA der Staat, der trotz 
jahrzehntelanger Verhandlungen im in¬ 
ternationalen Vergleich bei weitem die 
wenigsten der acht Normen ratifiziert 
hat. In den USA selbst gelten zwar na¬ 
tionale Gesetze entsprechend einiger 
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ILO-Normen, etwa Koalitionsfreiheit 
und kollektive Tarifverhandlungen so¬ 
wie ein Mindestalter von 14 Jahren für 
ein Arbeitsverhältnis. Auch gilt das An- 
ti-Diskriminierungs-Gesetz. Diese Ge¬ 
setze sind aber in der Praxis stark einge¬ 
schränkt. Allein 25 US-Bundesstaaten 
dämmen die nationalen Gesetze zusätz¬ 
lich ein. 

Entscheidend in Bezug auf die EU ist, 
dass die einschlägigen US-Gesetze nur 
in den USA gelten und nicht für die 
Aktivitäten von US-Unternehmen im 
Ausland. Deshalb haben die USA die 
ILO-Normen nicht ratiüziert, denn die¬ 
se würden in allen Staaten verpflichtend 
sein. 

US-Konzerne haben seit Jahrzehnten 
auch in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land erfolgreich als Betriebsratsgegner 
und Lohndrücker agiert. Zur Zeit ist 
dafür unter anderem Amazon bekannt. 
Zudem und vor allem sind US-Kon¬ 
zerne, Private Equity Fonds und ande¬ 
re Fondsgesellschaften schon seit etwa 
einem Jahrzehnt dabei, in der EU ver¬ 
stärkt zu investieren, auch in den südeu¬ 
ropäischen Krisenstaaten. Dafür wollen 
sie mithilfe des TTIP bisher noch beste¬ 
hende Hemmnisse beseitigen. 

★ 

Zwar will die Europäische Kommission, 
dass nationale Arbeits- und Sozialstan¬ 
dards erhalten bleiben sollen, nichtdes- 
totrotz besteht die Gefahr, dass es im 
Rahmen von TTIP zu einer Abwärts¬ 
spirale bei den Standards kommt, und 
Konzerne die unterschiedlich hohen 
Standards so ausnutzen, dass für sie 
nur die niedrigsten angewandt werden. 
Auf diese Weise könnten nationale Re¬ 
gelungen ebenfalls umgangen werden. 
Die Gefahr einer solchen Abwärtsspi¬ 
rale hat sich bei anderen vergleichbaren 
Abkommen bereits bestätigt. Mit Blick 
auf die EU wird beispielsweise sichtbar, 
wie schwache bzw. fehlende Sozialstan¬ 
dards im liberalisierten Binnenmarkt 
zu einem Anstieg prekärer Arbeitsver¬ 
hältnisse, steigenden Einkommensun¬ 
terschieden und verstärktem Druck auf 
Löhne und Arbeitsbedingungen führen. 
So gelten etwa gemäß der europäischen 
Dienstleistungsrichtlinie für Dienstleis¬ 
tungserbringer die rechtlichen Bestim¬ 
mungen ihres Herkunftslandes (soge¬ 
nanntes Herkunftslandprinzip). 
Seitdem arbeiten in Deutschland Ar¬ 
beiter aus Osteuropa in großer Zahl zu 
Billiglöhnen und unter miserablen so¬ 
zialen Bedingungen u.a. in deutschen 
Schlachthöfen. Entweder sind sie bei 
ausländischen Leiharbeitsfirmen an¬ 
gestellt oder die deutschen Schlacht¬ 
höfe haben Werkverträge mit auslän¬ 
dischen Subunternehmen abgeschlos¬ 
sen. In vielen Betrieben der deutschen 
Schlachtindustrie gibt es heute kaum 
noch festangestellte Beschäftigte. 

Das Fehlen von verbindlichen Abspra¬ 
chen zu Arbeits- und Sozialstandards 
wird dazu führen, dass Unternehmen 
die niedrigeren Standards einiger Län¬ 
der ausnutzen. Lohndumping, Steuer¬ 
flucht und die Aushöhlung gewerk¬ 
schaftlicher Einflussmöglichkeiten 
wären die Folge. 

★ 

Auch ohne TTIP haben wir schon 
heute mit folgender Situation zu tun. 
Die EU-Mitgliedsstaaten wie auch 
die Bundesrepublik haben die meis¬ 
ten der genannten ILO-Normen zwar 
anerkannt, verletzen sie aber immer 
häufiger und nachhaltiger: Die Troika 
aus Europäischer Kommission, Euro¬ 
päischer Zentralbank und IWF set¬ 
zen zum Beispiel in Griechenland Ta¬ 
rifverträge außer Kraft, senken Löhne 
und Renten, setzen die Regierung un¬ 
ter Druck, um öffentliche Dienstleis¬ 
tungen und Einrichtungen zu priva¬ 
tisieren. Die Vereinbarung des TTIP 
würde diesen Prozess europaweit be¬ 
schleunigen und Basis zukünftiger 
Verschlechterungen im Arbeits- und 
Sozialbereich und weit darüber hinaus 
werden. 

Dieses Abkommen kann daher nur 
qualifiziert werden als Unterwerfung 
von Staaten unter Kapitalinteressen 
großer Konzerne. Unsere Forderung 
kann daher nur lauten: Stopp der Ver¬ 
handlungen zum TTIP! 
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Bürgerentscheid gewonnen 

Mit einer enormen Beteiligung verhinderten die Essener den Teilneubau der Messe 



M it 66 066 Ja-Stimmen gegen 
65 104 Nein-Stimmen wurde 
am 19. Januar ein Bürger ent¬ 
scheid in Essen gewonnen. Der Rats¬ 
beschluss zum Teilneubau der Messe 
Essen kann so nicht umgesetzt wer¬ 
den. Die Menschen haben sich für ein 
soziales Essen entschieden und ge¬ 
gen eine immer ungehemmtere Wirt¬ 
schaftspolitik. 

Worum ging es? 

Nicht weniger als die Summe von 
123 Millionen Euro - die größte Ein- 
zelinvestition in Essen seit 1945 - soll¬ 
te für einen Teilneubau der Essener 
Messe ausgegeben werden. Der Rat 
der Stadt hatte am 17. Juli 2013 mehr¬ 
heitlich beschlossen, dafür einen Kre¬ 
dit aufzunehmen. Wer das nicht woll¬ 
te, musste wegen der Fragestellung des 
Entscheides mit JA stimmen. Die Par¬ 
tei „Die Linke“ und die Grünen wa¬ 
ren die Träger des Bürgerentscheids, 
medial als Einzige wahrgenommen. 
Aber es gab viele Mitstreiter, die je¬ 
doch von der Presse ignoriert wurden, 
u.a. die DKP. 

Knapp an der Insolvenz vorbei 

Das Problem ist aber nicht nur die 
Höhe der geplanten Investition. Wie 
viele andere Messen auch, fährt die 
Messe Essen GmbH nur Verluste ein. 
Es konnte nicht nachgewiesen wer¬ 
den, dass diese Investition daran et¬ 
was ändern würde. Im Gegenteil: Für 
die nächsten Jahre ist bereits in den 
Haushalt der Stadt ein jährlicher Ver¬ 
lustausgleich in Höhe von 13,5 Mio. 
eingestellt. Laut Haushaltssanierungs¬ 
plan wird das bis mindestens 2021 so 
bleiben. Hinzu kommt, dass der letz¬ 
te Investitionskredit vom Jahr 2002 in 
Höhe von 100 Mio. € noch lange nicht 
getilgt ist. Eine Insolvenz im Jahr 2012 
konnte nur mit einer außerplanmäßi¬ 
gen Kapitalzufuhr durch die Stadt ver¬ 
hindert werden. 

Die Stadt tätigt also Investitionen in 
eine faktisch insolvente GmbH, de¬ 
ren Eigentümerin sie ist, während der 
Rest der Stadt wegen der Haushalts¬ 
sperre jeden Cent umdrehen muss. 
Insbesondere die Aufnahme weite¬ 
re Kredite für Investitionen in Schu¬ 
len, Sportplätze, Kultureinrichtungen, 


Spielplätze, Kindergärten etc. ist dann 
nicht mehr möglich. 

Demagogie vom Verlust 
der Arbeitsplätze 

Begründet wird die „Messe-Ertüchti¬ 
gung“ mit dem Argument, dass damit 
3 500 Arbeitsplätze gesichert würden. 
Bei der Messe selber sind aber gera¬ 
de mal 220 Menschen beschäftigt, nicht 
mal alle in Vollzeit. Die Messe sei ak¬ 
tive Wirtschaftsförderung und wegen 
ihrer Sekundäreffekte gut für Essen, 
sagen die Befürworter. Gebuchte Ho¬ 
tels, gefüllte Restaurants und mehr Ta¬ 
xifahrten - meistenteils Jobs im Nied¬ 
riglohnbereich, kritisieren wir. In ei¬ 
nem Ifo-Gutachten von 2008 kamen so 
die 3 500 Jobs zusammen. Mit diesem 
Argument hatten sich dann auch der 
DGB und ver.di in Essen einfangen las¬ 
sen und für die Investition geworben. 

Wer macht da die Politik? 

Die Ratsfraktionen SPD, CDU, FDP 
und Essener Bürgerbündnis (EBB), 
der OB, Bürgervereine, die genannten 
Gewerkschaften, fast alle Verbände 


der Essener Wirtschaft und die Messe 
selbst warben mit einem enormen Auf¬ 
wand für die Investition. Es wurde of¬ 
fenbar, wem diese Investition nützt. Mit 
riesigen Anzeigen in der Zeitung und 
mit einem Fahrdienst zum Wahllokal 
wurde von Seiten der Wirtschaft mo¬ 
bilisiert. Zuvor hatte man Plakate auf 
Plastik drucken lassen, die nicht unge¬ 
schickt gehängt waren. Die Augen der 
Profis kennen das Geschäft, das war 
gekauft. 

Stimmungsmache 

Solche finanziellen Möglichkeiten hat¬ 
ten die Kritiker nicht. Ständige Unter¬ 
stellungen und Halbwahrheiten waren 
an der Tagesordnung. Vor allem muss¬ 
ten die Kritiker sich gegen den Vor¬ 
wurf erwehren, man wolle die Messe 
ganz zumachen. Alles Quatsch, denn 
das geht sowieso nicht. Hatte doch der 
alte Rat 2002 ein Cross-Border-Lea- 
sing-Geschäft eingefädelt, das regelt, 
die Messe muss mindestens noch bis 
zum Jahr 2032 betrieben werden. 

Für viele Bürger überwog wohl die 
Überheblichkeit, mit der die Befür¬ 


worter gegen die Kritiker Stimmung 
gemacht haben. Das Thema sei viel zu 
komplex für einen Bürgerentscheid, so 
wurde da vielen die Intelligenz abge¬ 
sprochen. Die Kritiker seien nur Laien 
und hätten keine Ahnung. Immerhin 
28,8 Prozent dieser Ahnungslosen ha¬ 
ben ihr Kreuz gemacht, sich also eine 
Meinung gebildet. Für einen Bürger¬ 
entscheid ist diese Beteiligung ziem¬ 
lich überwältigend. 

Letztlich haben aber unzählige Un¬ 
terschriftensammlungen für das Be¬ 
gehren, Infostände zum Wahlaufruf, 
viel Aufklärungsarbeit, Plakate, Pres¬ 
semeldungen, Nachbarschaftsbriefe, 
Lautsprechereinsätze und viel andere 
Kleinarbeit, an der die DKP beteiligt 
war, zum Erfolg geführt. In einer ers¬ 
ten Pressemitteilung noch am selben 
Abend haben wir allen Bürgerinnen 
und Bürgern Essens zu diesem Erfolg 
gratuliert. Und wir haben auch ver¬ 
deutlicht: „Der Bürgerentscheid ist 
eine Ohrfeige für die Vertreter von 
Kungelei und Mauschelei mit dem gro¬ 
ßen Kapital.“ 

Siw Mammitzsch 


Nichts ist vergessen 

Berliner erinnerten an die Ermordung von Otto Grüneberg 


Am 1. Februar 1931, zwei Jahre vor 
der Machtübertragung an die Hitler- 
Faschisten, wurde im Berliner Bezirk 
Charlottenburg Otto Grüneberg vom 
„SA-Sturm“ brutal ermordet. Der 23- 
jährige Kommunist, der auch Mitglied 
des Rotfrontkämpferbundes und der 
Roten Hilfe war, wurde vor seinem 
Wohnhaus von den Faschisten ange¬ 
schossen, konnte noch in die im Erdge¬ 
schoß befindliche Gaststätte „Schloß¬ 
straße 22“ (heute „Kastanie“) gelangen, 
wo er verblutete. 

Genau an der Stelle der Bluttat versam¬ 
meln sich alljährlich am ersten Sonntag 
im Februar Antifaschisten, um Otto 
Grüneberg zu ehren und die Lehren 
aus seinem Leben und seinem Tod der 


Aufruf zur Gedenkfeier für 


Otto Grüneberg 
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heutigen Generation weiterzugeben. So 
auch in diesem Jahr. 90 Besucher - er¬ 
heblich mehr als im Vorjahr - füllen den 
Vorgarten der Gaststätte, sie waren der 
Einladung eines breiten Bündnisses aus 
dem Kiez gefolgt. 

Von Elke Querbeet musikalisch ausge¬ 
zeichnet umrahmt und von Bezirksbür¬ 
germeister Naumann (SPD) begrüßt, 
hörten die Anwesenden drei Redne- 
rlnnen. Eine der wenigen, die zur Zeit 
des Mordes an Otto Grüneberg schon 
lebte, sprach zuerst: Erika Baum, Kom¬ 
munistin und Kandidatin der DKP zu 
den EU-Parlamentswahlen, ließ keinen 
Zweifel daran, dass es sich bei dieser 
Veranstaltung um weit mehr handelt, als 
nur um rückblickendes Gedenken. Sie 
zeigte deutlich die Hintermänner der al¬ 
ten und der neuen Nazis auf. Ihre Zita¬ 
te von Krupp aus den Nürnberger Pro¬ 
zessen bis hin zu den CDU-Oberen von 
heute, gaben dem vom Bürgermeister 
in seinem Grußwort verwendeten „.... 
der Schoß ist fruchtbar noch...“ einen 
tieferen, den richtigen Sinn. Ihr Appell: 
Wachsam sein, zusammenstehen, die 
neuen Faschisten blockieren, wo immer 
sie sich zeigen! 

Leo Galen von den Jusos machte schon 
durch seine Anwesenheit die Breite des 
Bündnisses deutlich. In seiner im Stil ei¬ 
nes persönlichen Briefes an Otto Grü¬ 
neberg gehaltenen Rede forderte er 
mehr Mut, „nicht nur im Internet, son¬ 
dern auf der Straße“ und antifaschisti¬ 
sche Gesinnung auch dort zu zeigen, wo 
es oft nicht einfach ist: am Arbeitsplatz, 


am Stammtisch, im Sportverein, in der 
Fan-Kurve im Stadion. 

Felicitas Karimi, Aktive im Bünd¬ 


nis „Willkommen Westend“ und bei 
der Partei „Die Linke“, berichtete ein¬ 
drucksvoll von der Solidarität der Nach¬ 
barn mit im Bezirk lebenden Flüchtlin¬ 
gen, von den Aktionen gegen die Na¬ 
zis, die in Charlottenburg wie überall 
versuchen, Stimmung gegen Fremde 
zu machen und ihr braunes Gift zu ver¬ 
sprühen. Besonders wichtig ist ihr, dass 
sich Antifaschisten trotz all ihrer unter¬ 
schiedlichen politischen Auffassungen 
nicht spalten lassen, gemeinsam ge¬ 


gen Rassismus und die braune Gefahr 
kämpfen. 

Die Besucher der Veranstaltung reprä¬ 


sentierten eben jene unterschiedlichen 
Kräfte, deren Gemeinsamkeiten Felici¬ 
tas so wichtig sind: Gewerkschafter ne¬ 
ben Sozialdemokraten, Mitglieder der 
Partei „Die Linke“ neben Genossinnen 
der DKP, Falken, zahlreiche Parteilose 
aus dem Kiez. Für sie alle, auch für die 
Nachbarn auf dem Balkon, war das Ein- 
heitsfrontlied zum Abschluss weit mehr 
als Blick zurück: „...reden erst die Völ¬ 
ker selber, werden sie schnell einig sein.“ 
Hermann Glaser-Baur 
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Wir trauern um 

Benno Wormbs 

19.6.1933-19.1.2014 

Du fehlst uns. 

Ilse Jacob 
Katharina und Peter 
Cora, Steffi, Lasse und Jonna 
Ursel 

Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung am 10. Februar 
um 14 Uhr auf dem Friedhof Hamburg-Ohlsdorf, Kapelle 12 


Termin Trauerfeier für Rosie Stiffel 

Samstag, 8. Februar 2014, um 11.00 Uhr 
Friedhof 47447 Moers-Kapellen, Friedhofstraße 

Anfahrt: Abfahrt A 40 Kreuz Moers auf L475 Krefelder Straße, 
nach ca 2 km links Bendemannstraße, 
nach ca 1km links Friedhofstraße 


Oskar (Oschi) Mathießen 

10. März 1934 21. Januar 2014 



Oschi ist tot. UNFASSBAR. 

Gemeinsam waren wir mit Dir noch in Berlin 
und haben unserer Rosa und Karl gedacht. 

In der Gedenkstätte haben wir soviel gemeinsam gearbeitet, 
gelacht und uns gefreut wenn es geschafft war. 

Schon früh gehörtest Du dazu, kritisch, aber immer vorwärts¬ 
weisend, in der Schalmeienkapelle, in der Friedensbewegung, 
in unserer gemeinsamen Partei, beim Methfesselfest, beim UZ- 
Pressefest, in der Gedenkstätte Ernst Thälmann, überall! 



OSCHI 

Freund, Genosse, Kamerad! 

Du wirst uns fehlen! 

Trauerfeier am 21. Februar um 18 Uhr im Magda-Thürey-Zentrum 
Lindenallee 72, Hamburg-Eimsbüttel 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V. 

Hein Pfohlmann 1. Vorsitzender 


Wir trauern um unsere Genossin 

Inge Tanski 

13.2.1936- 19.1.2014 

Inge wurde schon früh Mitglied der FDJ. Sie wohnte als Jugend¬ 
liche in einem Bergarbeiterstadtteil und nahm an vielen Aktionen 
gegen die Remilitarisierung teil. Sie war aktiv bei der „Jugendaktion 
Essen“ Ende der 50er Jahre und auch in der Bewegung „Jugend 
aus Hütten und Schächten“. Bei der Konstituierung wurde sie Mit¬ 
glied der DKP. Sie war der Partei stets eine treue und zuverlässige 
Genossin. Solange es ihr gesundheitlich möglich war, nahm sie am 
Parteileben teil. 

Wir trauern mit unserem Genosse Jürgen und seiner Familie. 
Wir werden Inge nicht vergessen. 

DKP-Gruppe Essen Frohnhausen-Holsterhausen 
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Wohnungs- und 
mietenpolitische 
Konferenz der DKP 


Samstag, 22. März 2014,10 bis 17 Uhr 
Frankfurt am Main, Haus Gallus, Frankenallee 111 
Seminarraum 3 

Die wohnungs- und mietenpolitische Konferenz der DKP soll 
Theorie und Praxis verbinden, einen Erfahrungsaustausch leisten 
und so konkrete Hinweise erarbeiten, die unmittelbar Anwen¬ 
dung vor Ort finden können. In weiteren Schritten soll daraus ein 
aktuelles wohnungs- und mietenpolitisches Programm der DKP 
entwickelt werden. 

★ Eröffnung: Wolfgang Richter, Kreisvorstand Dortmund 

★ Ein Kapitel marxistische Analyse: Klaus Stein, 
Bezirksvorsitzender der DKP Rheinland-Westfalen 

★ Ein Kapitel kommunistische Grundsätze: Klaus Linder, 
Mitglied des Sekretariates der DKP Berlin 

★ Ein Kapitel politische Praxis: Siw Mammitzsch, 

Sprecherin der Essener Mietergemeinschaft 

★ Schlusswort: Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Nach den Einstiegsreferaten gibt es jeweils Gelegenheit zur 
Diskussion. Eingeladen sind alle interessierten Genossinnen mit 
und ohne Erfahrungen im mietenpolitischen Kampf. 

Tagungsbeitrag 10 Euro, ermäßigt 6 Euro. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 



50 Jahre 

Marxistische Blätter 

Blick nach vorn auf die Herausforde¬ 
rungen Robert Steigerwald^Dass er das 
Wissen trägt ... Warum man Aufklä¬ 
rung auch heute nicht allein denken 
und aufschreiben, sondern organi¬ 
sieren muss Dietmar Dath^ Doppelter 
Boden der Marx-Renaissance Georg 
Fülberth*»Westlicher Marxismus« und 
»östlicher Marxismus« - Eine un¬ 
glückselige Spaltung Domenico Losurdo 
★ Aufgabe der Marxistinnen im Ver¬ 
teidigungskampf der Gewerkschaf¬ 
ten Anne Rieger 
Weitere Beiträge: 

Was macht das revolutionäre Sub¬ 
jekt ohne Bewusstsein? Na nix. Patrik 
Köbele^ Marxismus für die A-Klasse - zu 
Kontinuitäten und Diskontinuitäten Man¬ 
fred Sohn^Zur russischen Syrienpolitik 
und den Gründen ihres Erfolgs im 
Herbst 2013 Willi Gerns ★Der Marxismus 
und das Ende des Kapitalismus Conrad 
Schuhler^Wolfgang Abendroths Stel¬ 
lung in der gegenwärtigen Demokra¬ 
tiedebatte Norman Paech ★Neue Periode 
sozialer Unruhe - Zur Rolle der neuen 
»lohnabhängigen Mittelklasse« Frank 
Deppe^Grund zur Resignation? - Ein kur¬ 
zer Blick auf die Friedensbewegung Peter 
Strutynski u.v.a. 
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in unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft lieg! unser 
Gasthül. Wie vor Jah rhund Erten sorgt auch heilte der Wi rt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
geplfegle Gelränke, Aue Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telelon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Holelbeneicfi befinden sich Lift. Sauna, Solarium. Nicht- 
raucherjimmer und Kamin, Kirderspieftaum, Salatbüllet, 
FimhülüctebüMet. Auch SeniOrtfrPorlionwi, 

Übernachteng«/Frühstück 30,- bis 53 h - ( p.P. 
HPIS.Söfp.P. * W.Zt r -C^P. 

Kostenlos 8us-und Gahnfahren m Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung f Neben&aisanpreise. 

Bei 21 Tagen AjufemhaH im Jahr IQ % Treuerabaii. 
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UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST DER DKP 

Revierpark Wischlingen Dortmund 
27.-29. Juni 2014 
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Damit niemals geschehe, was gestern geschah! 


Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte in der Nordheide. 

Informationen und Buchung unter: www. 
heideruh.de Tel 04181-8726 



Herzlichen Dank allen, die mir zu meinem 

80 . Geburtstag 

Glückwünsche übermittelt haben, ganz gleich ob persönlich, 
brieflich oder telefonisch. 

Ich habe mich über alle gefreut und wünsche uns, dass wir uns am 
Pressefest, einigermaßen bei Kräften, wieder treffen. 

Ingrid Wils 


m 


Alter ist kein Verdienst , aber beglückwünschen 
werden wir doch dürfen. 

Am 11.2. wird Am 16.2. wird 


Hermann Bode 

80 Jahre 


Manfred Plümpe 

70 Jahre 


Es gratulieren herzlich 

DKP-Kreisvorstand Bottrop und DKP-Ratsfraktion Bottrop 



Hilde Kroll 

zu ihrem 95. Geburtstag 

am 5. Februar 2014. 


Wir wünschen dir noch viele Jahre Gesundheit, Glück und Freude mit 
uns und deiner Familie. 

Du warst schon Mitglied der KPD, dann der DKP, warst politisch aktiv 
in der Frauen- und Friedensbewegung und in der antifaschistischen 
Arbeit. 

Du hast zur Verbreitung unseres Buches „Antifaschisten aus Bergisch 
Gladbach berichten“ einen großen Beitrag geleistet, Bücherlesungen 
und Diskussionen zu antifaschistischen Themen organisiert. Unsere 
Bücherstube .Wissen und Fortschritt“ war durch dich ein Zentrum und 
Treffpunkt der Linken, junger Menschen in Bergisch Gladbach und 
darüber hinaus. 

Noch heute nimmst du an den Mahnwachen gegen Ausländerfeind¬ 
lichkeit und Rassismus und an Versammlungen der Gruppe teil - oder 
sorgst dafür, dass sie bei dir stattfinden können. 

Liebe Hilde, dir gilt unser Dank und unsere Anerkennung. 

Wir sind stolz, mit Frauen wie dir in einer Partei zu sein! 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP-Gruppe Bergisch 
Gladbach 


Zwischen Schnüfflerparadies und Online-Sozialismus. 
Zur Rolle und Bedeutung des Internet 

Sa, 15. Februar, 11 -18 Uhr, Kassel 
Cafe Buch-Oase, Germaniastraße 14 

In Kooperation mit dem Rosa-Luxemburg-Club Kassel 


• Dietmar Dath (Schriftsteller, Frankfurt a. M.): 

Zeitgewinn und Produktion. Wie man radikale Demokratie rechnet 

• Holger Meuler (Gewerkschaftssekretär, St. Wendel): 

Grenzenlos arbeiten? Digitale Globalisierung und gewerkschaftliche 
Handlungsfelder 

• Thomas Hagenhofer (Informationswissenschaftler, Saarbrücken): Das 
Internet zwischen Fortschrittspotentialen und Destruktivkraft 

• Helmut Dunkhase (Diplom-Mathematiker, Berlin): 

Alternativen aus dem Rechner - Zur Arbeit von Cockshott/Cottrell über 
die Bedeutung der Informationstechnologie für eine 
sozialistische Gesellschaft 


Teilnahmegebühr: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro. 

Anmeldung erbeten unter marx-engels-stiftung@t-online.de 
oder 0211 -680 28 28 (Hermann Kopp) 
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Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

HiltrautWurm, 08144 7200 
anna.boegel@googlemail.com 


( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Pressefest / Leserbriefe / Termine / Impressum 


Freitag, 7. Februar 2014 


Was kostet so ein Pressefest? 

Gespräch mit Werner Sarbok, Bundeskassierer der DKP 


UZ: Was kostet denn so ein Pressefest? 

Werner Sarbok: Jede Menge Arbeit auf jeden Fall und die Bereit¬ 
schaft vieler Verantwortlicher und letztlich der ganzen Partei, die¬ 
se große Herausforderung zu stemmen. Auf Euros reduziert: Wir 
haben ein Ausgabenvolumen von etwa 220 000 Euro eingeplant! 

UZ: Wie will die DKP diese Ausgaben finanzieren? 

Werner Sarbok: Wir wollen im Vorfeld des Festes 7 000 Buttons ver¬ 
kaufen, auf dem Fest selber 3 000, damit würden wir 50 000 Euro 
einfahren. An Spenden und Zuschüssen aus Gliederungen der DKP 
haben wir 75 000 Euro eingeplant. Etwa 25 000 Euro wollen wir 
über denVerkauf von Getränken und Lebensmitteln gewinnen. Das 
ist neu. In der Vergangenheit haben wir die Getränke zum Einkaufs¬ 
preis an die Bezirke bzw. Standbetreiber weitergegeben. Bei diesem 
Fest werden wir das verändern. Die Idee ist, dass der Gewinn etwa 
halbiert wird, die Hälfte der Verkaufserlöse gehen an die Standbe¬ 
treiber, die andere Hälfte an den Parteivorstand. Wir werden das 
am kommenden Wochenende auf der Org- und Kassiererberatung 
noch intensiv diskutieren. 

UZ: Wie ist der aktuelle Stand der Finanzen? 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 

27.-29. Juni 2014 • Dortmund 
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Werner Sarbok: Die gute Nachricht ist: Ein Drittel haben wir schon. Die schlechte: Zwei Drittel fehlen noch. 
Unser Pressefestkonto hat einen Stand von über 78 000 Euro. Über 17 000 Euro wurden bisher für Buttons 
abgerechnet, also 3 400 Stück. Das ist fast schon Halbzeit im Vorverkauf und macht Mut. Die Spenden¬ 
aufrufe haben bisher 27 000 Euro eingebracht. Das ist einerseits eine tolle Summe, wir müssen aber noch 
mehr Menschen gewinnen, für die Durchführung unserer Festes zu spenden. 

UZ: Was ist geplant, um die fehlenden Finanzen einzuspielen? 

Werner Sarbok: Wir setzten weiter auf eine Verstärkung der Werbung, auch der Werbung für Spenden, und 
auf die Fortführung des Buttonverkaufs. Im April/Mai werden wir in der UZ und anderen linken Medien 
noch einmal einen großen Spendenaufruf starten. Für die Werbung der DKP haben wir ein neues Plakat 
und eine neue Auflage von Flyern in Auftrag gegeben, die ab sofort kostenlos beim Parteivorstand bestellt 
werden können. Die bisherigen Werbematerialien für unser Fest sind restlos vergriffen. Auch das ist ein 
gutes Zeichen! 

Die Fragen stellte Gerhard Ziegler 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 8. FEB 


Siegen: „Wie und womit erkennen wir die 
Welt?“ Bildungsveranstaltung der DKP Sie- 
gen/Olpe/HSKzu „Drei Quellen und drei Be¬ 
standteile des Marxismus“. VEB, Marienbor- 
ner Straße 16,14.00 Uhr._ 

Krefeld: „Michael Grosse - Deutschland 
ein Wintermärchen von Heinrich Heine.“ 
DKP Linker Niederrhein goes Theater: Fab¬ 
rik Heeder, Virchow Straße 130,20.00 Uhr. 


SO ★ 9 . FEB 


Dortmund: Veranstaltung der DKP mit 
Franz Parteder von der KPÖ Graz zum The¬ 
ma Kommunalpolitik. Z, Oesterholzstraße 27, 
14.00 Uhr. 


MO ★IO. FEB 


Elmshorn: Mitgliederversammlung der DKP 
zum Thema EU Parlamentswahlen, einleiten¬ 
der Beitrag von Heinz Stehr. Rheinhold Jür- 
gensen Zentrum, 19.30 Uhr. 


FR ★ 14 . FEB 


Schweinfurt: Vorstellung des Programms 
des „Linken Bündnisses Hassberge“ zur 
Kreistagswahl 2014. Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt - Hassberge. DFG-VK Büro, Ga¬ 
belsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SO ★ 16 . FEB 


Bruchsal: Bertold Brecht -Jahre im Exil, 
Szenische Lesung. „Cafe Europa“ in der 
Probefabrik, Wilderichstraße 31,11.00 Uhr. 


Dl ★ 18 .FEB 


Rostock: „Militarismus als Bestandteil der 
Gesellschaft“ - Buchvorstellung im Rah¬ 
men des roten Stammtisches der DKP Ros¬ 
tock. Cafe Maya, Wismarsche Straße 21, 
19.00 Uhr. 


Recklinghausen: Vorstellung und Diskus¬ 
sion zum Programm der DKP zu den Kreis¬ 
tagswahlen 2014 in Recklinghausen mit 
Detlev Beyer-Peters, Spitzenkandidat der 
DKP Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


DO ★ 20 . FEB 


Krefeld: Mitgliederversammlung DKP Lin¬ 
ker Niederrhein. Brauhaus Wienges, Neusser 
Straße 55,19.30 Uhr. 


FR ★ 21 . FEB 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Stra¬ 
ße 180,19.30 Uhr. 


FR ★ 28 . FEB 


Berlin: Veranstaltung der DKP-Gruppe Trep¬ 
tow-Köpenick zum EU-Wahlkampf: „Wie 
funktioniert das politische System der EU? 
Welche Positionen hat die DKP zur EU?“ mit 
Rainer Perschewski, Landesvorsitzender 
der DKP Berlin. PRO, Kiefholzstraße 275, 
18.00 Uhr._ 

Barhöft: „Ja zum Europa der Solidarität und 
des Widerstands gegen die EU!“ Bildungs¬ 
wochenende der DKP Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern mit den Kandidatinnen der DKP für die 
EU-Wahl Olaf Harms, Tunia Erler und Robert 
Kühne. Beginn: 31.2.2014,18.00 Uhr, Ende: 
2.3.2014,16.00 Uhr. Infos: www.dkp-mv.de/ 
bildung, Anmeldung: bildung@dkp-mv.de. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18,45127 Essen. 


Fragen der Theorie und 
Strategie 

Betr.: Beitrag von Udo Paulus: 
„Reformierbarkeit des 
Kapitalismus? 66 , UZ vom 12.1.2014, 

S. 12 

Udo Paulus verdächtigt Georg Polikeit, 
wegen seines Beitrages „Kritische An¬ 
merkungen zum EU-Wahlprogramm“ 
des Reformismus und schiebt eine Lek¬ 
tion zu Rosa Luxemburgs Klarstellung 
über die Dialektik zwischen sozialer 
Reform und sozialer Revolution nach. 
Wer sich ernsthaft mit Georg Polikeits 
Beitrag beschäftigt stellt fest, Udo Pau¬ 
lus trägt Eulen nach Wuppertal, denn 
Polikeit geht es um den Zweck (die so¬ 
ziale Revolution) der Partei und das 
einzige Mittel um dem näher zu kom¬ 
men, durch den Kampf um soziale und 
politische Reformen und dessen Vertei¬ 
digung. Ohne die dabei gesammelten 
Erfahrungen mit dem herrschenden 
System wird sich kein Klassenbewusst¬ 


sein und Kräftesammlung entwickeln 
lassen. 

Damit stimmt Georg Polikeit mit Le¬ 
nins Feststellung überein „ohne eine 
Änderung in den Anschauungen der 
Mehrheit der Arbeiterklasse ist die 
Revolution unmöglich; diese Änderung 
aber wird durch die politische Erfah¬ 
rung der Massen, niemals durch Pro¬ 
paganda allein erreicht. ( LW, Bd. 31, 
S. 71) Und weiter: „Unzweifelhaft ist 
allerdings (...), dass auch in dieser Fra¬ 
ge derjenige unvermeidlich fehlgehen 
würde, der auf den Gedanken käme, die 
Taktik des revolutionären Proletariats 
von Grundsätzen abzuleiten wie: ,Die 
Kommunistische Partei muss ihre Leh¬ 
re rein und ihre Unabhängigkeit vom 
Reformismus unbefleckt erhalten. Ihre 
Mission ist es, ohne haltzumachen oder 
vom Wege abzubiegen, direkt zur kom¬ 
munistischen Revolution vorwärtszu- 
schreiten.’ Denn solche Grundsätze 
wiederholen lediglich den Fehler der 


französischen blanquistischen Kom¬ 
munarden, die im Jahre 1874 die „Ab¬ 
lehnung“ aller Kompromisse und aller 
Zwischenstationen proklamierten“ 
(LW, Bd. 31, S. 76) 

Bedeutet das nicht für uns gegenwärti¬ 
ge Bewegungen gegen den sozialreak¬ 
tionären Kurs des Neoliberalismus zu 
unterstützen, auch wenn sie noch un¬ 
vollkommen sind, aber dabei der ent¬ 
schiede weitertreibende Teil der Bewe¬ 
gung zu sein? 

Das sind Fragen der Theorie und Stra¬ 
tegie, die auch nach den Europawahlen 
einer Bearbeitung bedürfen. 

Otto Marx , Oberhausen 

Ohne Picassos Taube? 

Betr.: Neuauflage der Friedensfahrt 

(...) Die Friedensfahrt soll 2015 in 
Chemnitz gastieren. Jozef Regec, Rad¬ 
profi aus der Slowakei, will die Fahrt 
wiederbeleben, zunächst von Budweis 
(Ceske Budejovice) nach dem polni¬ 


schen Sucha Beskidzka. Nachdem sie 
nach 1990 nicht mehr förderungswür¬ 
dig, eher unerwünscht war und sich 
Täve Schur sehr um die Tradition müh¬ 
te, soll sie neu aufgelegt werden. 

1990 war von den Regierenden und 
Sportverantwortlichen im neuen 
Deutschland nichts Anderes zu erwar¬ 
ten. Die „Tour de France“ war natürlich 
ganz etwas Anderes, das war richtiger 
Sport, Profisport eben, und wir wissen 
inzwischen auch wozu die Tour und 
ihre Profis benutzt wurden. (...) 

Wenn die Friedensfahrt nun wieder 
starten soll, dann ohne Picassos Sym¬ 
bol der weißen Friedenstaube. Ohne 
sozialistische Propaganda, heißt es. 
Nicht ohne Grund wurde diese Fahrt 
des Friedens immer um den Tag der 
Befreiung vom Faschismus gestartet. 
(...) Es passt bestens in die heutige 
Zeit - Friedenspropaganda wird nicht 
nur nicht gebraucht, sie schadet, wenn 
Deutschland verantwortungsvoll in al¬ 


ler Welt militärisch „verteidigt“ werden 
muss. (...) 

Roland Winkler ; Aue 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 
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in der UZ 
helfen der UZ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Die moralische Instanz der Woche 



Das meinen andere: 

„Alice Schwarzer ist eine Täterin, die ihre Eigeninteressen maximiert hat. Und 
dennoch versucht sie, sich als ein von der Gesellschaft verfolgtes Opfer reinzu¬ 
waschen.“ ... 

„Schwarzer schreckt also nicht davor zurück, sich als politisch Verfolgte 
aufzuplustern - und sich damit implizit mit den Opfern im Dritten Reich zu 
vergleichen.“ taz.die tageszeitung 


Meine progressive Woche 

Vom 25. bis 31. Januar 


Dienstag 

Die kleinen Anfragen der Linksfraktion 
nerven - eingestandenermaßen - die Re¬ 
gierung. Das allein verrät ein Staatsver¬ 
ständnis, dessen Wurzeln vor der franzö¬ 
sischen Revolution liegen. „Der Staat bin 
ich, was willst Du noch? “Frau Merkel nä¬ 
hert sich lächelnd und humpelnd einem 
Absolutismus neoliberaler Prägung, bei 
dem das Führen der Staatsgeschäfte und 
dessen öffentliche Darstellung kaum noch 
miteinander zu tun haben. 

Die Antwort der Bundesregierung auf die 
jüngste Anfrage der Linksfraktion bestä¬ 
tigt diesen Eindruck. Ja, das Gewaltpoten¬ 
zial der Rechten ist noch einmal gestiegen. 
Ja, ihre Delikte mit Waffenbenutzung ha¬ 
ben 2012 einen Rekordwert erreicht. Nein, 
man weiß nichts über die Anzahl der Waf¬ 
fen in rechten Händen, man kann auch 
keine Angaben darüber machen, wie vie¬ 
le illegale Waffen seit 1995 bei Durchsu¬ 
chungen von Immobilien oder Fahrzeu¬ 
gen von Neonazis beschlagnahmt wur¬ 
den. Dies werde nicht dateimäßig erfasst. 
Das kann wahlweise als Nachtwächter¬ 
staat interpretiert werden oder als Hohn 
auf die Besorgnisse der Linksfraktion 
und der demokratischen Öffentlichkeit. 
Es ist viel schlimmer: Es soll die gezielte 
Unterstützung von Faschisten durch die 
Bundesregierung verdecken. 

Donnerstag 

Die Arbeitslosenzahl ist über drei Millio¬ 
nen gestiegen. Einen Kommentar ist das 
anscheinend nicht wert - weder aus der 
Politik noch in den Medien. An dieser 


Stelle sei daran erinnert, dass das eine Ar¬ 
beitslosenquote von über sieben Prozent 
ist. Da haben wir noch nicht vom sozialen 
Elend der Arbeitslosigkeit gesprochen. 
Dieser seit Jahren andauernde Zustand 
lässt sich nur als Gesetzesbruch werten. 
Im Jahr 2004 hatte der sozialdemokra¬ 
tische Wirtschafts- und Arbeitsminister 
Wolfgang Clement eine Arbeitslosen¬ 
quote zwischen drei und fünf Prozent als 
Vollbeschäftigung definiert. Nicht einmal 
diese zweifelhafte Definition wird von den 
Regierungen der letzten zehn Jahre mehr 
als Ziel verfolgt. Dabei ist im Gesetz zur 
Förderung der Stabilität und des Wachs¬ 
tums der Wirtschaft ein hoher Beschäfti¬ 
gungsstand als Ziel staatlichen Handelns 
ausdrücklich genannt. Die neue Sozialmi¬ 
nisterin Nahles wird an diesem Anspruch 
zu messen sein. 

Freitag 

Es gibt auch gute Nachrichten von der 
Bundesregierung. Bundesfamilien- und 
Innenministerium haben sich geeinigt, 
die sogenannte Extremismusklausel nicht 
mehr anzuwenden. Diese war von der un¬ 
säglichen Kristina Schröder eingeführt 
worden. Danach mussten Vereine und In¬ 
itiativen, die sich gegen Rechts und Ras¬ 
sismus engagierten, sich ausdrücklich zur 
Verfassung in der Interpretation von Frau 
Schröder bekennen. Wer das z. B. nicht tat, 
weil er ein anderes Demokratieverständ¬ 
nis als die CDU-Rechtsauslegerin besaß, 
bekam kein Geld. Das ist nun vorbei. 

Zu kritisieren ist, dass Fallstricke bleiben. 
Ein allgemeines Demokratiebekenntnis 


muss weiterhin abgelegt werden, als ob 
das Engagement selbst nicht genug Aus¬ 
weis einer solchen Gesinnung wäre. 

★ 

Mit Gerhard Schröder geht es wie mit 
den anderen Ex-Bundeskanzlern der 
Sozialdemokratie. Je älter sie werden, 
desto mehr fällt die soziale und demo¬ 
kratische Hülle von ihnen ab. Man dient 
halt dem Vaterland, das dummerweise 
eine Klassengesellschaft ist. Jedesmal 
wenn ein armer Ex-Kanzler seine kar¬ 
gen Pensions-Millionen aufbessern will, 
landet er nolens volens bei denen, die 
das Sagen und das Geld haben. 

Und so ist es kein Wunder, wenn Schrö¬ 
der sich in seinem neuen Buch in das 
gewohnte Joch beugt und den Weiterbe¬ 
trieb der Atomkraftwerke fordert. Seine 
Partei und die Konzerne werden die¬ 
sen Ball gewohnt geschickt aufnehmen. 
Und allzu bald wird Schröders Ruf wie 
Donnerhall durch die Republik brau¬ 
sen, dass die Energiewende nur bezahl¬ 
barist, wenn die Atomkraftwerke laufen 
und laufen und laufen ... 

Das ist den bekannten Profitgründen 
geschuldet. Aber keiner darf überhören, 
wie sie jetzt in München ein stärkeres 
Engagement des Vaterlandes im Aus¬ 
land fordern, Gauck tut es, Steinmeier 
tut es und Kerry tut es. Das heißt Krieg, 
Intervention und Aufrüstung. Wer da 
nicht nur am Rand stehen will, der 
braucht Atomwaffen. Und da braucht 
man eine funktionierende Atomindus¬ 
trie, gell. 

Adi Reiher 


Ich schrieb diese Zeilen, Tage bevor 
in Sotschi die Spiele eröffnet werden. 
Angesichts der Kampagne, die vom 
Bundespräsidenten bis hinunter zum 
letzten Lokalblatt aus rätselhaften 
Gründen gegen Sotschi geführt wur¬ 
de und mit ziemlicher Sicherheit wei¬ 
ter geführt wird - es sei denn der Jubel 
über deutsche Medaillen führt zu einer 
„Wende“ -, war das ein enormes Risi¬ 
ko. Ich wagte es, auch weil mir jemand 
aus einer Ecke zu Hilfe kam, aus der 
ich keine erwartet hatte. 

Also gehen wir davon aus, dass die 
Spiele mit Glanz eröffnet wurden und 
präsentieren dem Leser einen Zeugen, 
der bei seiner Sotschi-„Kritik“ mit Fak¬ 
ten operierte. Helmut Digel war lan¬ 
ge Jahre Präsident des bundesdeut¬ 
schen Leichtathletikverbandes und 
im „Hauptberuf“ Direktor des Insti¬ 
tuts für Sportwissenschaften der Eber- 
hard-Karls-Universität in Tübingen. 
Der emeritierte Professor hatte sich am 
22. Januar 2014 auf der Internet-Sei¬ 
te des DOSB dem Thema Sotschi ge¬ 
widmet. Konstatieren wir also als Ers¬ 
tes, dass es sich um einen profilierten 
Sportwissenschaftler handelt, dem es 
einfach nur darum ging, dass der Sport 
und speziell Olympia nicht politisch 
missbraucht werden. Der DOSB hatte 
den Artikel mit den Worten eingelei¬ 
tet: „Sotschi 2014 - Gegen politische 
Heuchelei. Im Zuge der Diskussion um 
die Olympischen Winterspiele in Sot¬ 
schi wird von den Medien viel Kritik 
geübt. Diese ist nicht immer gerecht¬ 
fertigt, findet der Sportwissenschaft¬ 
ler Helmut Digel: ,Sexuelle Handlun¬ 
gen zwischen Personen mit demselben 
menschlichen Geschlecht standen bis 
1994 in Deutschland unter Strafe und 
allein in der Zeit von 1950 bis 1969 wur¬ 
den hierzulande etwa 50 000 Schwu¬ 
le verurteilt, weil Sex unter Männern 
verboten war. Paragraf 175 des Deut¬ 
schen Strafgesetzbuches existierte bis 
zum 11. Juni 1994. In der DDR wurde 
der entsprechende Paragraf 1988 auf¬ 
gehoben. 

Zu erinnern ist auch an die Gesetzesre¬ 
form im Jahr 1973, seitdem waren nur 
noch sexuelle Handlungen mit männ¬ 
lichen Jugendlichen unter 18 Jahren 
strafbar. Wogegen das Schutzalter bei 
lesbischen und heterosexuellen Hand¬ 


Sotschi und die Heuchler 


Menschenrechte und der Sport als Mittel zum Zweck 


lungen bei 14 Jahren lag. Erst nach der 
Wiedervereinigung wurde 1994 auch 
für das Gebiet der alten Bundesrepu¬ 
blik der Paragraf 175 ersatzlos gestri¬ 
chen. 

Betrachtet man diese historischen Fak¬ 
ten, so könnte aus heutiger Perspekti¬ 
ve die Frage gestellt werden, ob 1972 
die Olympischen Spiele in einem Land 
stattgefunden haben, in dem Men¬ 
schenrechte mit Füßen getreten wur¬ 
den. Vorausgesetzt man sieht das Recht 
auf Homosexualität als Menschenrecht 
an. 

Menschenrechtsverletzung 
gilt als erwiesen 

In diesen Tagen sind homosexuelle 
Beziehungen in Russland das zentrale 
Thema, wenn von 


ihrer Vorliebe für heterosexuelle Be¬ 
ziehungen bekennt, wird vorgeworfen, 
dass sie damit Menschenrechtsverlet¬ 
zungen toleriert. Sportlerinnen und 
Sportler, Trainerinnen und Trainer und 
die Funktionäre werden mit mahnen¬ 
dem Zeigefinger aufgefordert, sich bei 
den Winterspielen in Sotschi öffentlich 
gegen die Verletzung der Menschen¬ 
rechte zu engagieren. 

Suggestive Berichterstattung 

Das Thema der Verletzung der Men¬ 
schenrechte ist nur eines unter vielen 
Themen, mit denen in der deutschen 
Presse und in der deutschen Öffent¬ 
lichkeit die Olympischen Spiele von 
Sotschi in Frage gestellt werden. Von 
der,Festung Sotschi 4 ist die Rede, wenn 
_von den Si- 


sochi.ru 
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Menschenrechts¬ 
verletzungen in 
diesem Land ge¬ 
sprochen wird. 

Die gesamte Be¬ 
richterstattung ist 
dabei mit Staats¬ 
präsident Putin 
auf einen einzigen 
Akteur bezogen, 
dem die alleinige 
Verantwortung für 
die Verletzung der 
Menschenrechte in 
Russland zugewie¬ 
sen wird. 

Zu beurteilen wäre 
dabei ein Gesetz, 

das die Duma verabschiedet hat und 
das auf Kinder- und Jugendliche aus¬ 
gerichtet ist. Ihnen gegenüber ist eine 
Propaganda zugunsten homosexuel¬ 
ler Beziehungen nicht erlaubt. Wel¬ 
che Rolle dabei die russisch-orthodo¬ 
xe Kirche im Vorfeld der Verabschie¬ 
dung dieses Gesetzes gespielt hat, wird 
nicht zur Kenntnis genommen. Welche 
Meinungen im Parlament zur Debatte 
gestanden haben, gilt als nicht erwäh¬ 
nenswert. 

Der Sachverhalt der Menschenrechts¬ 
verletzung gilt als erwiesen, und des¬ 
halb muss aus Anlass der Olympischen 
Winterspiele Russland mit seinem 
Staatspräsidenten an der Spitze in Fra¬ 
ge gestellt werden. Einer erfolgreichen 
russischen Leichtathletin, die sich zu 


S0CHI: 
WINTER 
0F HATE. 


60YC0TT! 

Fragt sich, wer hier die Hasser sind. Boykott- 
Plakat einer ominösen Gruppe von in den 
USA lebenden Aktivisten aus Russland und 
den ehemaligen Sowjet-Republiken. LGBT 
steht für Lesben, Schwule, Bisexuelle und 
Transgender-Personen. 


cherheits- 
vorkehrun- 
gen zu be¬ 
richten ist. 
Mit Kampf- 
Jets und 
Kriegsschif¬ 
fen wird 
demnach 
versucht, die 
Sicherheit 
der Spiele 
zu gewähr¬ 
leisten, 
nachdem es 
zu religiös¬ 
motivierten 
Terrorakti¬ 
onen in Wolgograd gekommen war. 
Die Berichterstattung suggeriert, dass 
sich die Sicherheitsvorkehrungen 
durch eine Totalität auszeichnen, wie 
sie so noch nie zuvor anzutreffen war. 
Dass in London im Jahr 2012 Kosten 
in Millionenhöhe zur Gewährung der 
Sicherheit entstanden sind, dass bei al¬ 
len Spielen zuvor vergleichbare Sicher¬ 
heitsvorkehrungen notwendig gewesen 
sind, seit in München 1972 islamische 
Terroristen jüdische Athleten und Trai¬ 
ner ermordet hatten, wird dabei allen¬ 
falls am Rande erwähnt. 
Gebetsmühlenhaft wird auch das Pro¬ 
blem der Umweltzerstörung durch 
Olympiabauten diskutiert. Es wird die 
Nachhaltigkeit der Sportstätten in Fra¬ 
ge gestellt, wenngleich diese Frage aus 


heutiger Sicht nur sehr bedingt zu be¬ 
antworten ist. Die Neubauten werden 
des Stilbruchs bezichtigt, so als ob in 
anderen Skiorten eine Kombination 
traditioneller Bauten mit moderner 
Architektur nicht üblich wäre. 

Die Kritik an den Spielen gipfelt in der 
Aufforderung zum Boykott, und dem 
IOC wird indirekt nahegelegt, über 
eine Absage der Spiele nachzudenken. 
Vorgetragen wird solch eine Kritik zu¬ 
meist von Politikern, die sich damit öf¬ 
fentlich in Szene setzen und sich anma¬ 
ßen, die Organisationen des Sports in 
Bezug auf die Ausrichtung ihrer sportli¬ 
chen Großveranstaltungen belehren zu 
müssen. Auffällig ist dabei, dass solcher 
Kritik meist nur ein Wissen zugrunde 
liegt, das nahezu ausschließlich auf die 
Berichterstattung in öffentlichen Me¬ 
dien Bezug nimmt. 

Die Berichterstattung insbesondere 
die Sportberichterstattung wiederum 
wird von einem normativen Phäno¬ 
men geprägt, das schon seit längerer 
Zeit zu beobachten ist. Die Leitmedien 
der deutschen Berichterstattung (dpa, 
FAZ, SZ, etc.) geben die Themen und 
die Richtung der Berichterstattung vor 


und alle übrigen Medien folgen dann 
dem Leithammel, so dass man von ei¬ 
ner ungewollten Gleichschaltung der 
Massenmedien zu sprechen hat. Fun¬ 
dierte Recherchen liegen den einzel¬ 
nen Berichten nur selten zu Grunde, 
Recherchen vor Ort haben meist gar 
nicht stattgefunden, und Pro-und-con- 
tra-Recherchen scheinen auch nicht er¬ 
wünscht zu sein. 

Sport als Mittel zum Zweck 

Vergewissern wir uns des Sachverhalts, 
dass die Spiele bereits vor sieben Jah¬ 
ren an Russland vergeben wurden und 
man eben diese sieben Jahre Zeit ge¬ 
habt hätte, fundiert das IOC und den 
russischen Ausrichter zu kritisieren, so 
kann vieles von dem, was heute an Kri¬ 
tik gegenüber den Olympischen Spie¬ 
len in Sotschi vorgetragen wird, nur 
als Heuchelei, teilweise aber auch als 
Dummheit bezeichnet werden. 444 
Wie sagt der Engländer in solchen Si¬ 
tuationen? „No comment!“ 

Was soviel heißt wie: „Dem wäre nichts 
hinzuzufügen.“ 

Wir jedenfalls wünschen den Spielen in 
Sotschi viel Erfolg! Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Oktober ; UdSSR 1927 

Zum zehnten Jahrestag erschien 
Sergej Eisensteins über die Revoluti¬ 
on. Immer wieder eine Freude. 

So., 9. io., 11.00-13.00 Uhr, 3sat 

Hitlers U-Boot-Bunker 

Der U-Boot-Bunker „Valentin“ be¬ 
eindruckt den Betrachter durch seine 
schiere Größe. Nun soll er Gedenk¬ 
stätte werden - über 60 Jahre nach 
Kriegsende. Es waren Zwangsarbei¬ 
ter - viele starben beim Bau - die den 
unzerstörbaren Koloss errichteten. 
Mo., io. 2., 23.40-0.25 Uhr, ard 

Der geplünderte Staat 

Um öffentliche Bauvorhaben und 
Dienstleistungen während der Euro¬ 
krise weiter finanzieren zu können, 
hat die Politik ein fragwürdiges Fi¬ 
nanzierungsmodell erfunden - Öf¬ 
fentliche private Partnerschaften, 
kurz ÖPP genannt. 

Di., 11.2., 22.00-23.20 Uhr, arte 


Widerstandskämpfer im 
Ruhestand, F1983 

Sie stammten aus Polen, Rumänien, 
Ungarn, Armenien. Ihre Mutterspra¬ 
che war meist jiddisch. In Frankreich 
waren sie einfache Industriearbeiter - 
und Widerstandskämpfer. Sie hatten 
keine Waffen, aber sie verschafften 
sich welche. Sie brachten Militärzüge 
zum Entgleisen, erschossen Offizie¬ 
re der Besatzungsmacht und töteten 
ranghohe Nazis. 

Im Winter 1943 wurden sie von der 
französischen Polizei festgenommen 
und der deutschen Armee ausgelie¬ 
fert, die sie auf dem berühmten „ro¬ 
ten Plakat“ öffentlich zur Schau stell¬ 
te, im Schnellverfahren zum Tode ver¬ 
urteilte und exekutierte. Die wenigen, 
die der Verhaftung entkommen konn¬ 
ten, kehrten ganz bescheiden nach 
dem Krieg in ihre Werkstätten zurück 
und gerieten in Vergessenheit. 

Di., 11.2., 23.20-0.30 Uhr, arte 
















